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“A nation that cannot control its borders is not a nation.”  
 




“We asked for workers. We got people instead.”  
 




“Remember, remember always, that all of us, and you and I 
especially, are descended from immigrants and revolutionists.”  
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1. Einleitung 
 
Noch nie zuvor wurden so viele internationale Migranten wie heute verzeichnet. Obwohl der 
relative Anteil von internationalen Migranten an der gesamten Weltbevölkerung seit Beginn 
des 20.Jahrhunderts nach Schätzungen der Vereinten Nationen annähernd gleich bei rund drei 
Prozent geblieben ist, ist die absolute Anzahl an internationalen Migranten weltweit von 76 
Millionen im Jahr 1960 auf 214 Millionen im Jahr 2010 angewachsen. Neue 
Transportmöglichkeiten und technische Entwicklungen haben zu einer Steigerung der 
Mobilität und einer Internationalisierung von Wanderungen beigetragen. Internationale 
Migration umfasst somit heute eine größere Diversität an ethnischen und kulturellen Gruppen 
und Personen mit unterschiedlichen ökonomischen und sozialen Hintergründen. Während 
internationale Migration in der Vergangenheit besonders von und in bestimmten Regionen 
und Ländern stattfand, betrifft das Phänomen, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, heute 
alle Teile der Welt. (Blecha und Petzl 2011:4) 
So verschwindet ebenso die alte Dichotomie zwischen Herkunfts- und Zielländern von 
internationalen Migranten zunehmend. Die meisten Länder sind heute gleichzeitig von 
Zuwanderung wie auch von Abwanderung gekennzeichnet, während manche Länder auch zu 
Transitländern geworden sind. Besonders interessant in diesem Zusammenhang ist der 
Übergang von traditionellen Auswanderungsländern (z.B.: China, Südkorea...) zu Transit- und 
Einwanderungsländern. Die meisten Staaten sind zudem nicht nur durch einen Typ von 
Zuwanderung geprägt, wie zum Beispiel Arbeitsmigration, Familienzusammenführung oder 
Flucht, sondern parallel durch eine Vielzahl verschiedener Migrationsformen. (Blecha und 
Petzl 2011:4) 
Die Internationale Organisation für Migration (IOM) nimmt an, dass internationale 
Wanderungen in den nächsten Jahrzehnten aufgrund von wachsenden demographischen 
Disparitäten, Auswirkungen von Umweltveränderungen, neuen politischen und ökonomischen 
Dynamiken, technischen Entwicklungen sowie sozialen Netzwerken in Umfang, Reichweite 
und Komplexität zunehmen werden. Wenn der Bestand internationaler Migranten mit dem 
Tempo der letzten 20 Jahre wächst, steigt ihre Anzahl bis ins Jahr 2050 auf rund 405 
Millionen Personen an. Auf der einen Seite werden diese Veränderungen mit zunehmenden 
Möglichkeiten betreffend Wirtschaftswachstum, Armutsbekämpfung bis hin zu sozialer und 
kultureller Innovation verbunden sein. Auf der anderen Seite werden sie auch aktuelle 
Probleme verschärfen und neue Herausforderungen, die von irregulärer Migration bis zum 
Schutz der Rechte von Migranten reichen, darstellen. (Blecha und Petzl 2011:4) 
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Die Migrationspolitik hat sich somit in den letzten Jahrzehnten vor allem mit dem Ende des 
Kalten Krieges weltweit geändert. In weiten Teilen der Welt wurden die Grenzen geöffnet 
und somit auch der Arbeitsmarkt für ausländische Gastarbeiter, aber auch für professionelle 
Arbeitskräfte. In Ostasien gibt es auch den starken Trend seitens der Politik eine regulierende 
Arbeitsmigration zu betreiben. Die Gründe liegen meistens darin, dass der demographische 
Wandel die Politik zum Umdenken zwingt. In Japan wird es sehr wichtig sein in naher 
Zukunft die Arbeitsmigration so zu regulieren, dass man das bestehende Sozialsystem 
aufrechterhalten kann. Im Zuge der „Bubble Economy“ 1  in den 80er Jahren wurde die 
Nachfrage nach Billigarbeitskräften stark und so wurde das Thema auch auf politischer Ebene 
angeregt und diskutiert. Japan ist kein klassisches Immigrationsland. Der Anteil der in Japan 
lebenden Ausländer steigt zwar seit den 1980er Jahren stetig an, doch bewegt er sich auf eine 
– gerade im Vergleich zu andere OECD2-Staaten – sehr niedriges Niveau. Derzeit leben etwa 
zwei Millionen registrierte Ausländer in Japan. (IOM 2011)  
Den größten Anteil innerhalb dieser Gruppe machen Personen mit koreanischer bzw. 
chinesischer Nationalität aus. Es sind dies überwiegend Personen (und deren Nachkommen), 
die noch vor dem Ende des Zweiten Weltkriegs nach Japan emigrierten bzw. als Arbeiter für 
die japanische Industrie zwangsrekrutiert wurden. Die Literatur spricht von ihnen als „Old-
comer“; sie halten sich in Japan mit dem Status „Special Permanent Resident“ (Tokubetsu 
eijusha 特?化?永?修?者?)3 auf und unterliegen damit keinerlei Beschränkungen hinsichtlich ihrer 
Aufenthaltsdauer und Arbeitsgenehmigung. (Chen 2008:44) 
In China wird meistens von Binnenmigration gesprochen, sprich der Migration innerhalb des 
eigenen Staates. Da China ein sehr großes Land ist, wird seitens der Regierung ein strenges 
Kontrollsystem durchgeführt um das Gefälle der Arbeiter zwischen Stadt und Land im 
Gleichgewicht zu halten. Die Anzahl langfristig (mindestens sechs Monate) in der 
Volksrepublik China lebender Ausländer wurde offiziell zuletzt mit knapp 540.000 angegeben. 
(Opitz 2010:33) 
Dies ist momentan noch eine sehr geringe Zahl verglichen mit Japan zum Beispiel. Bei mehr 
als 50 Prozent handelte es sich um Beschäftigte und deren Familienangehörige in Joint-
Ventures und hundertprozentig von Ausländern finanzierten Unternehmen sowie deren 
Familienangehörige. 2009 verfügten 223.000 Ausländer über eine Arbeitserlaubnis. (Opitz 
2010:33)  
                                                 
1
 Bubble Economy, zu deutsch Blasen-Wirtschaft und bezeichnet die Überwertung des Aktien- und Immobilienmarktes in Japan in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre. 
2
 OECD: Organization for Economic Cooperation and Development 
3 Tokubetsu Eijusha: Dieser Begriff wurde erst ab November 1991 in der japanischen Verfassung verwendet. 
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In Shanghai kamen 80 Prozent der ausländischen Arbeitnehmer aus den Vereinigten Staaten 
von Amerika, Japan, Südkorea, Singapur, Kanada, Australien und europäischen Ländern. 
Knapp 70 Prozent verfügten zumindest über einen Bachelor-Abschluss. Die 
Beschäftigungsstruktur ausländischer Arbeitnehmer hat sich in den letzten Jahrzehnten stark 
verändert. So arbeiten diese nicht mehr ausschließlich in hoch qualifizierten Berufen auf 
Führungsebene, sondern zunehmend auch in regulären Angestelltenverhältnissen. (Opitz 
2010:34) 
In Südkorea machen die ausländischen Migranten momentan auch noch einen geringen Anteil 
(ca.1 Prozent) der südkoreanischen Bevölkerung aus. Ein interessanter Aspekt der heutzutage 
zu beachten ist, ist die vermehrte Eheschließung zwischen südkoreanischen Bürgern und 
ausländischen Ehepartnern, welcher momentan für einen zunehmenden Anstieg der Ausländer 
in Südkorea sorgt. Im Jahr 2005 waren fast 10 Prozent der in Südkorea geschlossenen Ehen 
zwischen Südkoreaner und Angehörigen von anderen Staaten. Aber auch billige Arbeitskräfte 
emigrieren vermehrt seit den 90er Jahren anhand eines Trainee-Programms seitens der 
südkoreanischen Regierung nach Südkorea. Diese Menschen arbeiten meistens als billige 
Arbeitskräfte, welche die einheimischen Südkoreaner nicht mehr durchführen und waren bis 
vor kurzem von den nationalen Sozialprogrammen teilweise bis komplett ausgeschlossen. 
(Yoon 2009)  
Wie ich in diesem Kapitel kurz Einblicke in die Migrationsbewegungen in den drei 
ostasiatischen Staaten Japan, China und Südkorea gegeben habe, möchte ich mich auf die 
Migrationspolitik der drei Staaten fokussieren. Durch den demographischen Wandel, hat sich 
die Migrationspolitik seitens der japanischen, chinesischen und südkoreanischen Regierungen 
in den letzten 20 Jahren stark verändert. Das Hauptziel dieser Masterarbeit ist anhand einer 
Governance-Analyse die Migrationspolitik der jeweiligen Staaten Japan, China und Südkorea 
zu durchleuchten und zu analysieren. Ich persönlich denke, dass die Geschichte und vor allem 
die geographische Lage einen großen Einfluss auf die Migrationspolitik der jeweiligen 
Staaten haben, aber durch die Globalisierung und der Wandel der demographischen Kurve 
bzw. auch der wirtschaftlichen Lage dieser Staaten, gibt es neue Aspekte und Punkte, die die 
jeweiligen Regierungen zum Umdenken ihrer Migrationspolitik führte. Die folgenden 
Schlüsselfragen möchte ich im Rahmen dieser Masterarbeit beantworten und analysieren: 
 
.) Wie ist die politische Haltung der jeweiligen Staaten zur Migrationspolitik? 
 
.) Gibt es eine Förderung eines speziellen Profils der Migranten? 
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.) Gibt es ähnliche Anhaltspunkte zwischen diesen drei Staaten mit dem Umgang der       
   Migrationspolitik? 
 
Wie der Titel meiner Masterarbeit schon besagt, möchte ich am Anfang der Arbeit das 
Konzept Governance ausführlich definieren und erklären und diese dann für die Anwendung 
meiner Analysegegenstände verwenden. Der Begriff Governance zeigt auf die 
partnerschaftliche Gestaltung von Lebensbereichen ohne Einschränkung auf den Staat und 
seine Aufgaben. Unter Governance wirken mehrere Sektoren zusammen: der Staat im 
Rahmen der staatlicher Aufgaben; die Bürger und die Unternehmen im Rahmen privater 
Anliegen; sowie die Verbände, Vereine, Gemeinschaften, Parteien im Rahmen ihrer 
öffentlichen, wenn auch nicht staatlichen Aufgaben. Governance ist begrifflich den 
Sozialwissenschaften, insbesondere der Politikwissenschaft entlehnt. Die Governance-
Forschung beobachtet Handlungen wie Regieren, Steuern und Koordinieren innerhalb 
staatlicher, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Akteure in netzwerkartigen Strukturen. 
(Strasser 2004)  
Das bislang dominierende Konzept „Steuerung“ wird in diesem Begriff in einer umfassenden 
Perspektive verortet. Diese umgreift das Konstellationsgefüge, in dem sich die beteiligten 
Akteure bewegen, ihre intentionalen (Steuerungs-) Aktivitäten mitsamt ihren Potentialen und 
Beschränkungen sowie die institutionellen Regelungsstrukturen und die mit ihnen 
verknüpften Veränderungsprozesse und Wirkungen. Die zentrale Fragestellung richtet sich 
nicht nur auf singuläre Steuerungsaktivitäten, die sich ihrerseits bereits von direktiver zu 
indirekter Steuerung wandeln, sondern auf das unter den beteiligten Akteuren abgestimmte 
Zusammenwirken einer Vielzahl von Steuerungsversuchen und dabei zu entdeckende 
Koordinationsmuster. (Strasser 2004) 
Als Analysemodell möchte ich das Governance-Modell von Treib, Falkner und Bähr 
verwenden, welche eine detaillierte Übersicht von neun Kategorien, die sich auf die drei 
Ebenen Polity, Politics und Policy aufteilen, beinhaltet. Im Fall meiner Arbeit möchte ich 
migrationspolitisch relevante Punkte im Rahmen dieses Modells für jedes der drei Staaten 
bearbeiten und einbinden. Diese Punkte wären die Integration, Einreisebestimmungen für 
Migranten, Arbeitsbewilligung, gesellschaftliche Isolation, Mobilität, politische Partizipation 
(Nichtregierungsorganisation - NGO), Arbeitsprofile der Migranten.  
Die Gegenüberstellung zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren bzw. 
Durchführungen möchte ich mit Hilfe der Kategorien, die in dem Governance-Modell von 
Treib, Falkner und Bähr aufgezeigt werden, als Analysekategorien verwenden.   
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2. Methodik 
 
2.1. Definition und Erläuterung „Governance“ 
 
Nach den Definitionen in englischen Wörterbüchern wird der Begriff Governance folgend 
erläutert: „The act of manner of governing, the office or function of governing“ oder „sway, 
control“. Diese verschiedenen Definitionen verdeutlichen, dass Governance nicht nur ein 
Begriff des Regierens, Lenkens, Steuern und Koordinieren ist. Der Begriff verdeutlicht somit, 
dass es hier nicht nur um prozessuale Aspekte geht, sondern auch um strukturelle, funktionale 
und instrumentale Aspekte. (Benz 2010:15) 
Nach Arthur Benz und Nicolai Dose kann der Begriff Governance in sieben verschiedene 
Begriffe unterschieden werden. Sie sind der Meinung, dass die Governance-Debatte mit der 
Entwicklung der Institutionsökonomie begann und sich in der Gesellschaftsforschung und 
Politikwissenschaft fortsetzte. In der Institutionsökonomie werden Governance-Modi 
verwendet um Transaktionskosten in Unternehmen so niedrig wie möglich zu halten. 
Gleichzeitig sollen aber auch ausreichende Vorkehrungen gegen opportunistisches Verhalten 
getroffen werden. (Benz 2010:17) 
 
„Governance is also an exercise in assessing the efficacy of alternative modes (means) of 
organization. The object is to effect good order through mechanisms of governance. A 
governance structure is thus usefully thought as an institutional framework in which the 
integrity of a transaction, or related set of transactions, is decided.” (Williamson 1996:11) 
 
Bei Governance als sozialer Ordnung, werden auch verschiedene andere Typen analysiert. 
Hinzu kommen die Verbände und verschiedene Netzwerke, die die verschiedenen Interessen 
zusammenführen. Es ist hier wichtig zu erwähnen, dass je nach politischem Konstrukt die 
Akteure verschieden sein können, die die Interessen vertreten. Ab den 80er Jahren des letzten 
Jahrhunderts drang der Begriff des Governance auch vermehrt in die Politikwissenschaften. 
Dazu kam der Begriff des Good Governance, welche das Ziel hatte ein Programm zur 
Verbesserung des Regierens in nationalen und internationalen politischen Systemen zu 
erstellen. Die Weltbank benützt Good Governance als ein Kriterium bei der Vergabe von 
Krediten an Schwellen- und Entwicklungsländer. Die Gründe liegen darin, dass es in der 
Vergangenheit desöfteren zu unvorteilhaften Distributionen in diesen Ländern kam. Die Idee 
dahinter war, dass man mit institutionellen Reformen den Staat in die Lage versetzt, seine 
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Funktionen wirksam erfüllen zu können.  Bei der Policy-Forschung des Governance-Begriffs  
erkannte man, dass Regierungen und Verwaltungen ihre Aufgaben meistens nicht autonom, 
sondern nur im Zusammenwirken mit anderen Akteuren erfüllen können. Hier wird besagt, 
dass Steuerung und Kontrolle nicht eine einseitige Tätigkeit einer zuständigen Institution, wie 
etwa nur dem Staat ist, sondern Prozesse der Interaktion zwischen kollektiven Akteuren und 
anderen Teilnehmer einer Gesellschaft sind.  Hinzu passt der Ansatz der Steuerungstheorie 
von Jan Kooiman. (Benz 2010:22) 
 
„Instead of relying on the state or the market, socio-political governance is directed to the 
creation of patterns of interaction in which political and traditional hierarchical governing 
and social self-organization are complementary, in which responsibility and accountability 
for interventions is apread over public and private actors.” (Kooiman 1993:252)  
 
In der Regierungslehre und in der Verwaltungswissenschaft befasst man sich auch mit dem 
Begriff Governance. Hier wird erläutert, dass Regieren und Verwalten im Sinne von 
Governance spezifische Bedingungen unterliegt und in anderen Strukturen und Verfahren 
statt findet als jene, die in der traditionellen Regierungslehre und Verwaltungswissenschaft im 
Mittelpunkt stand. Sie überschreiten mehr und mehr die territorial und funktional definierten 
Kompetenzbereiche des Staates, weshalb ihre Ziele ohne dessen Anordnungs- und 
Durchsetzungsmacht verwirklicht werden müssen. Hier wird darauf hingewiesen, dass 
Steuern und Koordinieren überwiegend in horizontalen, netzwerkartigen Beziehungen 
zwischen öffentlichen und privaten Akteure geschieht. Der Begriff Global Governance lässt 
erkennen, dass es auf einer weltweiten Basis keine Governance-Funktionen übernehmende 
Zentralinstanz gibt. Aber mit der zunehmenden Globalisierung und des Zusammenrücken der 
Nationalstaaten besteht ein Bedarf an einer verlässlichen Koordination zwischen den 
Nationalstaaten. Die Rolle der Koordinierungen auf diesem Niveau wird nicht nur von 
Nationalstaaten übernommen, sondern auch vermehrt von gesellschaftlichen Akteuren. 
Global Governance bezeichnet vermehrt das Beziehungsgeflecht der gesellschaftlichen 
Akteure, wie zum Beispiel der Nichtregierungsorganisationen und dem Staat. Es ist somit 
wichtig die Ressourcen und Fähigkeiten von Akteuren einzubinden um auf verschiedenen 
Ebenen Problemlösungen zu bewerkstelligen. Benz ist der Meinung, dass man Governance in 
einer analytischen Perspektive aus drei Analyseebenen mit Ausdifferenzierung auf jeder 
dieser Ebene besteht. Auf der untersten Ebene werden drei elementare Governance-
Mechanismen unterschieden. Die wechselseitige Beobachtung, die wechselseitige 
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Beeinflussung und das wechselseitige Verhandeln. Auf der mittleren Ebene folgen mit den 
analytisch zu differenzierenden Governance-Formen die Ordnungsmodelle wie Hierarchie, 
Wettbewerb, Verhandlungen und Netzwerke. Auf der obersten Ebene stehen die Governance-
Regime. Mit ihnen werden dann die empirisch vorfindbaren Kombinationen von Governance-
Formen erfasst. (Benz 2010:25)  
Wie man erkennt, ist der Begriff Governance ein Begriff, der sehr vielfältig ist. Oliver Treib, 
Holger Bähr und Gerda Falkner befassen sich vermehrt mit den verschiedenen Arten von 
Governance-Modi. Sie gehen hier vermehrt auf die Politikwissenschaften zu und erwähnen 
die Vielfalt der Akteure, seitens der staatlichen sowie auch der privaten Institutionen. Es ist 
hier auch ersichtlich wie schwer es ist die Beziehungen zwischen dem Staat und den 
Interventionen der sozialen Gesellschaft zu beschreiben. Treib, Bähr und Falkner 
kategorisieren drei wichtige Elemente in den Governance-Dimensionen, nämlich Politics, 
Polity und Policy. Diese Kategorien sind relevant um einen Überblick für den Begriff 
Governance zu schaffen. Die generelle fächerübergreifende Beschreibung von Governance 
wäre ein Steuern und Koordinieren von unabhängigen (meistens im Kollektiv auftretenden) 
Akteuren in einem Rechtssystem.  
 
„…..of governance as steering and coordination of interdependent (usually collective) actors 
based on institutionalised rule systems…” (Treib, Bähr und Falkner 2005:5) 
 
Man erkennt, dass man um den Begriff Governance auf einen gemeinsamen Nenner zu 
bringen es wichtig ist die in der Politikwissenschaft wichtigen drei Dimensionen zu erläutern. 
Die drei Dimensionen sind Policy, Politics und Polity. Die meisten Politikwissenschaftler 
lehnen ihre Definitionen an eine dieser Dimensionen an. Auf jeder dieser Ebenen kann man 
klar definieren welche Akteure aktiv sind. Wenn es um die Dimension der politischen 
Maßnahmen geht, wird von der Policy-Ebene gesprochen. Auf der prozessorientierten 
Politics-Ebene wird auf die Beziehung zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteure 
Bezug genommen. Auf die institutionelle Struktur eines Staates nimmt die Polity-Ebene 
Bezug. Dieses Zusammenspiel erleichtert die Einordnung von verschiedenen Definitionen des 
Begriffs Governance. (Stoker 1998: 18ff)  
Um die Vielfalt der Definitionen zu veranschaulichen, werde ich weitere Definitionen von 
verschiedenen Wissenschaftlern in Erwägung ziehen. Die Politikwissenschaftlerin, Adrienne 
Héritier definiert Governance als eine Art des politischen Steuerns. Ist demnach in dem 
Bereich der Policy-Ebene einzuordnen. Hier sind die Steuerungsinstrumente als wichtig 
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anzusehen. Diese Instrumente tragen dazu bei, wie die Ziele erreicht oder die Probleme gelöst 
werden. Der Staat kann mit dem justieren der Instrumente großen Einfluss auf das Resultat 
erzielen. (Héritier 2002)  
Beate Kohler-Koch verbindet Governance mit der Politics-Ebene. Sie ist der Meinung, dass 
Governance stark mit dem Prozess von Policy-Making zu verbinden ist. Bei Governance geht 
es verstärkt darum, die Interessen der Bevölkerung bzw. der Teilnehmer einer Gesellschaft in 
effektiven Entscheidungsprozessen einzugliedern um das Ziel auf politische Ebene 
durchsetzen zu können. Sie unterscheidet hier vier Typen von Governance Arten wie 
Etatismus, Pluralismus, Korporatismus und Network Governance. (Kohler-Koch 1998:11) 
Renate Mayntz hingegen meint, dass Governance ein Konzept ist, welches auf ein 
Regelsystem Bezug nimmt und so die Handlungen der sozialen Akteure formt. Dies entspricht 
der Polity-Ebene. Das Zusammenspiel von Vereinigungen, Gesellschaften und Netzwerken ist 
abhängig von den Rahmenbedingungen die vorherrschen und die idealen Strukturen 
entsprechen meistens nicht der realen Form. (Mayntz 2004)  
Im folgenden Abschnitt werde ich die verschiedenen Governance-Modi und Kategorien nach 
Treib, Bähr und Falkner erläutern und die in dieser Arbeit relevanten Analysekategorien 
beschreiben. 
 
2.2. Governance-Modi und deren Kategorien nach Treib, Bähr und Falkner 
 
Im folgenden Abschnitt werden Governance-Modi und Kategorien erläutert und festgelegt, 
die zur Beschreibung und Analyse der migrationspolitischen Maßnahmen in Japan, China und 
Südkorea relevant sind. Es wird hier wichtig sein, die folgenden Dimensionen Policy, Politics, 
und Polity, wie schon im vorigen Kapitel erwähnt, zu verwenden, da so bestmöglich alle 
wichtigen Akteure eingebunden werden können. Diese politikwissenschaftlichen 
Dimensionen erlauben uns nicht nur den institutionellen Aufbau der beteiligten Akteure zu 
veranschaulichen sondern lässt uns einen Blick auf die verschiedenen Prozesse im Zuge der 
Implementation, sowie auf die verwendeten Steuerungsinstrumente werfen. Als Modell wird 
hier jenes von Treib, Bähr und Falkner verwendet. (Treib, Bähr und Falkner 2005:6)  
Dieses Modell beinhaltet neun Kategorien, die in den drei politikwissenschaftlich relevanten 
Dimensionen Policy, Politics und Polity eingeordnet sind. In der Policy-Dimension werden 
folgende fünf Kategorien behandelt: gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft 
Law) (Kategorie 1); starre - flexible Ansätze zur Durchführung (Kategorie 2); Präsenz - 
Fehlen von Sanktionen (Kategorie 3); gesetzliche Regelungen - Verfahrensregelungen 
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(Kategorie 4); fixe - formbare Normen (Kategorie 5). In der Politics-Dimension geht es um 
nur staatliche Akteure - nur private Akteure involviert (Kategorie 6). Schlussendlich werden 
auf der Polity-Dimension die letzten drei Kategorien eingeordnet. Hierarchie - Markt 
(Kategorie 7); zentrierte - verteilte Autorität (Kategorie 8) und institutionalisierte - nicht-
institutionalisierte Interaktionen (Kategorie 9). (Treib, Bähr und Falkner 2005:7) 
 
 
     
(Treib, Bähr und Falkner 2005: Figure 1)  
 
In der Abbildung von Treib, Bähr und Falkner ist graphisch sehr gut erkennbar, wie die 
Gegenüberstellung der einzelnen Kategorien sind. Diese Gegensatzpaarungen sind noch dazu 
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auf einen Spektrum zwischen staatlicher Intervention und gesellschaftlicher Autonomie 
aufgeteilt. Dieses Zusammenspiel wird als „Modes of Governance“ seitens Treib, Bähr und 
Falkner genannt. Dieses Modell wurde in Zusammenhang mit der Governance-Forschung in 
der Europäischen Union verwendet, aber nichts desto trotz kann man dieses Modell auf 
nationaler oder internationaler Ebene verwenden. Mit diesem Modell möchten die Autoren 
eine systematische Bestandaufnahme durchführen. Hierbei werden auf die Kriterien Acht 
genommen, in welchen Dimensionen welche Kategorien anzuwenden sind. Hier wird 
argumentiert, dass der größte Fokus auf die Rolle des Staates in der Gesellschaft genommen 
wird. (Pierre 2000:b)  
Die meisten Forschungen mit Governance-Bezug analysieren die Beziehungen zwischen der 
Rolle des Staates und der vorhandenen Gesellschaft. Um keine Verzerrungen in dieses Modell 
hineinzubringen, haben Treib, Bähr und Falkner alle Punkte, die nicht deutlich in das richtige 
Spektrum einzuordnen sind, nicht eingebracht. Somit sind einige Punkte, die seitens anderer 
Governance-Forscher wichtig zu erscheinen sind, nicht in diesem Modell inkludiert. Diese 
Punkte wären zum Beispiel der von Grosse (2005), der erwähnt, dass in seiner 
wissenschaftlichen Arbeit über Governance, die Transparenz der öffentlichen Verwaltung 
einen Platz in der Governance-Forschung haben sollte. Um eine deutliche Abgrenzung 
zwischen staatlichen und  gesellschaftlichen Spektren zu schaffen, wurden diese Punkte somit 
herausgenommen. Nach den politikwissenschaftlichen Dimensionen Policy, Politics und 
Polity werden folgend in dieser Arbeit die Kategorien diskutiert und erläutert. Zuerst werde 
ich die Kategorien genauer vorstellen und anhand einiger Beispiele erläutern. Um diese 
Kategorien in das Thema Migrationspolitik übertragen zu können, wird anschließend im 
Rahmen der Migrationspolitik zu verwendenden Punkte Bezug genommen.  
 
2.2.1. Analysekategorien in der Policy-Dimension 
 
In der Policy-Dimension geht es vor allem um die politischen Maßnahmen, die getroffen 
werden. In diesem Spektrum befinden sich fünf der insgesamt neun Kategorien. Es beginnt 
mit den „gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law)“ (Kategorie 1),  „starre 
- flexible Ansätze zur Durchführung“ (Kategorie 2), „Präsenz - Fehlen von 
Sanktionen“ (Kategorie 3), „gesetzliche Regelungen - Verfahrensregelungen“ (Kategorie 4) 
und  „fixe - dehnbare Normen“ (Kategorie 5). Folgend wird jede Analysekategorie auf ihren 
Inhalt bezogen beschrieben und anhand Beispiele erläutert. Da die fünfte Kategorie in der 
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Policy-Dimesion schon in den anderen Kategorien in dieser Dimension großteils behandelt 
wird, werde ich in dieser Arbeit diese Kategorie „fixe - dehnbare Normen“ auslassen. 
 
Analysekategorie 1: gesetzliche –  nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law) 
 
In dieser Kategorie wird behandelt, ob Maßnahmen bindend für die betreffende Akteure sind 
oder ob sie nur als Empfehlung zur Geltung kommt. In dem Governance-Modell wird hier 
gezeigt, dass zu den staatlichen Autoritäten die bindenden Gesetze und in der autonomen 
Gesellschaft, die fehlende normative Bindung zu messen sind. Treib, Bähr und Falkner 
erwähnen hier als bindende Normen Regulationen, Direktiven und Entscheidungen. In der 
Praxis herrschen viele dieser Mischformen, wie zum Beispiel im Arbeitsgesetz der 
Europäischen Union. Hier haben Elternurlaub und Teilzeitarbeit eine bindende Wirksamkeit, 
aber nichts desto trotz beinhalten diese auch Empfehlungen, wie die betroffenen Akteure dies 
flexibel entscheiden können. (Treib, Bähr und Falkner 2005:7)  
Soft Law ist ein Begriff, der erst in den letzten Jahrzehnten in der Politikwissenschaft zu 
Gebrauch kam. Er ist der Gegensatz zu den traditionell bindenden Regelwerken der 
Regierungen auf nationaler Ebene. Soft Law lässt eine sehr großen Spielraum für Flexibilität 
in den Regelwerken zu, welche seitens betreffenden Akteure zur ihren Gunsten benützt 
werden kann. Soft Law findet man vermehrt im internationalen Bereich, die sowohl auch als 
Willensbekundungen einer Vielzahl von Akteuren zur Entstehung von Gewohnheitsrecht 
beitragen. Obwohl der Begriff Soft Law viel kritisiert wird, bedeutet dies noch lange nicht, 
dass sie wirkungslos sind. Auch auf Unternehmensebene erkennt man vermehrt Einzug des 
Begriffs Soft Law im Rahmen der Corporate Governance. (Lang, Schuch und Staringer 
2005:25) 
In dieser Arbeit ist es wichtig zu erkennen, ob es in der Migrationspolitik der Staaten Japan, 
China und Südkorea auch Erscheinungen des Soft Laws gibt und welche Auswirkungen diese 
Maßnahmen hinsichtlich der Akteure hat. Das Interesse liegt hier vor allem auf das 
Vorhandensein von Soft Law Elementen in den jeweiligen Gesellschaften bzw. staatlichen 
Institutionen.        
 
Analysekategorie 2: starre - flexible Ansätze zur Durchführung 
 
Die zweite Kategorie ist der vorigen Kategorie ähnlich und befasst sich mit der 
Gegenüberstellung von der Durchführung bzw. Herangehensweise der Ansätze. In der Policy-
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Dimension kann man zwischen starre Ansätze, die durch detaillierte Standards definiert und 
wenig bis kaum Flexibilität gekennzeichnet sind und durch flexible Ansätze, die den 
involvierten Akteuren einen Spielraum geben um gewisse Ansätze an die lokalen Umstände, 
individuelle Interessen und Gegebenheiten anpassen, unterscheiden. Hier erwähnen Treib, 
Bähr und Falkner ein Beispiel der Sozialpolitik in der Europäischen Union, nämlich die 
Regelung der Autofahrstunden der Fernfahrer (Driving Hours in Road Transport 1985), die 
ein Beispiel für die Starrheit, sprich Unflexibilität der Regulierung steht. Dieses Gesetz ist 
sehr klar durch Standards definiert und lässt wenige Möglichkeiten für Abänderungen zu. 
Hingegen die Durchführung der Direktive des Betriebsrates (Works Councils Directive 1994) 
ist hier durch flexiblere Ansätze gekennzeichnet, welche privaten Akteure und 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union viel Spielraum und Flexibilität gewährleistet. Diese 
Richtlinien des Betriebsrates wurden vor allem für Arbeiter in transnationalen Unternehmen 
bewerkstelligt um so als Beratungsstelle und als Informationsquelle zu dienen. In diesem Fall 
wurden die minimalen Anforderungen auf einem Standard geregelt und alles was darüber 
hinaus geht können frei und flexibel von den beteiligten Akteuren bestimmt und gestaltet 
werden. (Treib, Bähr und Falkner 2005:8) 
Diesbezüglich dieser Arbeit wird hier ein Fokus auf die ostasiatischen Staaten Japan, China 
und Südkorea in der Migrationspolitik genommen, ob sie vermehrt durch starre Regulationen 
gekennzeichnet ist und welche Akteure bei den flexibleren, falls vorhanden, Ansätzen 
teilnehmen, wie sie sich verhalten und wie ihr Gestaltungsrahmen aussieht. Es ist hier auch 
von Interesse ob es in der Migrationspolitik in diesen Staaten die Möglichkeiten gibt, dass die 
privaten Akteure Akzente in ihrem Interesse setzen können.   
 
Analysekategorie 3: Präsenz - Fehlen von Sanktionen 
 
In dieser Kategorie wird die Durchsetzbarkeit der Maßnahmen behandelt. Bei bindenden 
Maßnahmen gibt es Sanktionen, die eine Strafverfolgung zur Folge hat und die Betroffenen 
mit einer Strafe sanktioniert werden. Bei nichtbindenden Maßnahmen gibt es in der Regel 
keine Strafverfolgung, aber wenn sie bindende Eigenschaften haben, kann es zu Drohungen 
von Sanktionen kommen. Hier ist die Frage wie hoch die Durchsetzbarkeit der Sanktionen ist. 
Die Arten von Sanktionen können von verschiedener Natur sein. Hier kann es zu finanziellen 
Sanktionen oder auch zu strafrechtlicher Verfolgung kommen. In dieser Arbeit wird sich 
vermehrt die Frage stellen, ob es in der Migrationspolitik in Japan, China und in Südkorea 
Maßnahmen gibt, die auch keine rechtlichen Sanktionen zur Folge haben. Welche Instanz 
 - 13 - 
diese Maßnahmen verabschiedet, ist hier auch relevant. Hier ist genau zu untersuchen wie die 
Maßnahmen bzw. Sanktionen in den jeweiligen Staaten in den Gesetzen verankert sind.     
 
Analysekategorie 4: gesetzlich Regelungen - Verfahrensregelungen 
 
In dieser Kategorie geht es darum, ob politische Maßnahmen eine materielle Regulierung 
vorsehen oder ob die Maßnahmen verfahrensorientiert bzw. prozeduraler Natur sind. 
Gesetzliche Regulierungen sind damit gekennzeichnet, dass es fixe Standards seitens der 
Politik gibt und verfahrensorientierte Regulierung beruhen auf Vorschläge oder 
Aufmerksamkeit für die Implementierung gewisser Standards. Treib, Bähr und Falkner 
erwähnen hier das Beispiel in der Umweltpolitik der Europäischen Union. Die Regulierung 
des Trink- und Badewassers wurde in den 80er Jahren durch strenge Regelements festgelegt. 
Genauestens wurden hier die Grenzwerte für die toxischen Substanzen im Trink- und 
Badewasser festgelegt. Mittlerweile ist es aber so, dass es Tendenzen gibt, diese 
Regulierungen verfahrensorientiert zu gestalten. Darin steckt das Ziel vermehrt 
Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit zu erregen und das Bewusstsein für die Wertschätzung 
der Umwelt in der Europäischen Union zu erwecken. Als die Festsetzung der 
Schadstoffkonzentration in den Trink- und Badewässer seitens der Europäischen Union 
bekannt wurde, hagelte es viel Kritik, da sich mit dem wissenschaftlichen Fortschritt die 
Grenzwerte nicht änderten oder angepasst wurden. Diese materiellen Regulierungen wurden 
als unflexibel und unangepasst bezeichnet. Somit erkennt man in letzter Zeit vermehrt 
Implementierungen von verfahrensorientierten Maßnahmen bzw. Regulierungen politischer 
Organe. Hier wird das „Freedom of Access to Environmental Information (1990)“ oder das 
„Environmental Impact Assessment (2001)“ seitens Treib, Bähr und Falkner erwähnt. (Treib, 
Bähr und Falkner 2005:8) 
In dieser Arbeit wird es interessant sein, die Frage zu stellen ob die Staaten Japan, China und 
Südkorea in der Migrationspolitik auf vermehrt gesetzliche Regelungen setzen oder auch 
Verfahrensregelungen besitzen. Welche Maßnahmen es davon in den jeweiligen Staaten gibt, 
sollte im Rahmen dieser Kategorie Erwähnung finden.  
 
2.2.2. Analysekategorien in der Politics-Dimension 
 
In dieser Dimension setzt man sich mit der politischen Entscheidungsprozessen auseinander. 
Hier gibt es nur eine Kategorie und keine Unterkategorien bzw. Unterebenen. Für Treib, Bähr 
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und Falkner ist es wichtig, die Unterschiede und die Extreme bei der Involvierung von 
verschiedenen Akteuren beim Entscheidungsprozess zu erwähnen. 
 
Analysekategorie 5: nur staatliche Akteure – nur private Akteure involviert 
 
Nach Treib, Bähr und Falkner geht es in der Governance–Forschung um ein 
Entscheidungsprozess mit Einbindung verschiedener Akteuren. Es können zwei Extreme hier 
erkannt werden. Die einen sind die staatlichen bzw. öffentlichen Beteiligten und auf der 
anderen Seite die privaten Akteure, die in politischen Entscheidungsprozessen teilhaben. Die 
staatliche Seite ist hierarchisch strukturiert und gibt die Entscheidungen weiter an die staatlich 
beteiligten Akteuren. Auf der anderen Seite sind private Akteure am Werk, die bei 
Entscheidungsprozessen selbst mitentscheiden, sei es in einem Unternehmen ohne staatliche 
Intervention oder in einer selbstorganisierten Gemeinschaft. Zwischen diesen zwei Extremen 
gibt es verschiedene Arten von Governance, welcher staatliche und private Akteure bei 
Entscheidungsfindungen involviert, wie zum Beispiel „Policy Networks“. Es gibt hier kein 
einziges Governance-Modi, welche eine von den beiden Akteuren ausschließt. Man kann nur 
erkennen, dass jeweils eine Seite predominat ist. Nach dem Politikwissenschaftler Wolfgang 
Streek und Philippe C. Schmitter ist der Staat durch die staatlichen Akteure gekennzeichnet 
und im freien Markt durch die privaten Akteure gekennzeichnet und so verteilt sich auch 
dementsprechend die Dominanz der jeweiligen Akteure. Hier ist es wichtig unter welchen 
Rahmenbedingungen die Akteure sich frei bewegen und veräußern können.  (Treib, Bähr und 
Falkner 2005:9) 
Im Bezug auf die Migrationspolitik in den Staaten Japan, China und Südkorea muss man sich 
die Frage stellen, ob private Akteure oder Zivilorganisationen auch in der 
Entscheidungsfindung und in den Entscheidungsprozessen teilnehmen. Wie groß die 
Mitgestaltung der nicht-staatlichen Akteure in Entscheidungsprozessen ist, oder ob die Arbeit 
der Nichtregierungsorganisationen und nicht-staatlichen Akteuren nur in kleinen Rahmen 
durchführbar ist, wird auch unter dieser Kategorie zur Diskussion gebracht.    
 
2.2.3. Analysekategorien in der Polity-Dimension 
 
In der Polity-Dimension geht es vor allem um die verschiedenen strukturellen Ebenen in der 
Politik. Die Macht- und Autoritätsverteilung und die institutionalisierten Interaktion sind ein 
wichtiges Augenmerk hier. Somit werden drei Kategorien von Treib, Bähr und Falkner 
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behandelt. „Hierarchie - Markt“ (Kategorie 7), die „zentrierte  - verteilte Autorität“ (Kategorie 
8) und „institutionalisierte - nicht-institutionaliserte Interaktionen“ (Kategorie 9).     
 
Analysekategorie 6: Hierarchie - Markt 
 
Jede institutionelle Struktur, abgesehen ob bei der Entscheidungsfindung staatliche oder 
private Akteure involviert sind, kann hierarchisch aufgebaut sein, wo Entscheidungsträger 
ohne einen gemeinsamen Konsens entscheiden können. Aber auf der anderen Seite gibt es 
auch die marktorientierte Struktur, welche jedem Akteur den Spielraum einer freien 
Entscheidung ermöglicht. Zwischen diesen beiden Extremen, gibt es nach Treib, Bähr und 
Falkner verschiedene Typen von institutionalisierten Strukturen. Das bekannteste zwischen 
den beiden Extremen ist die „Network Structure“, welche eine nicht-hierarchische 
Konstellation der einbindenden Akteure mit verschiedenen Machtverhältnissen vorfindet. Die 
freien Märkte sind vermehrt gekennzeichnet durch Flexibilität, unabhängige Präferenzen der 
Akteure und keine Verpflichtung einer Partei. In hierarchischen Strukturen findet man 
vermehrt Unflexibilität, Abhängigkeiten zwischen den Akteuren und auch die Verwaltung, 
die viele Entscheidungsprozesse in die Länge ziehen können. Die Netzwerke wo verschiedene 
Akteure aktiv sind und es keine Abhängigkeiten gibt, erzielen meistens bessere Endergebnisse, 
weil man gezielt Prioritäten setzen kann, ohne hier auf andere nicht relevante Sachverhalte 
Rücksichte zu nehmen. (Treib, Bähr und Falkner 2005:9) 
Ob es in der Migrationspolitik in den Staaten Japan, China und Südkorea ähnliche 
institutionalisierte Netzwerke gibt, ist von großer Interesse und zu behandeln. Eine andere 
Frage die ich folgend bearbeiten werde ist, inwiefern nicht-staatliche Akteure bei 
Entscheidungsfindungen mit den hierarchisch aufgebauten Institutionen, wie den Ministerium 
zusammenarbeiten können und ob diese Rahmenbedingungen vorhanden sind. 
 
Analysekategorie 7: zentrierte - verteilte Autorität 
 
Eine Kategorie, die mit der letzten Kategorie eng verwandt ist, ist die Frage zur Verteilung 
der Autorität, ob sie zentraler oder dezentraler Natur ist. Sie betrifft die horizontale und die 
vertikale Ebene. Bei der horizontalen Ebene geht es um die staatlichen Akteure und bei der 
vertikalen Ebene geht es vermehrt um territoriale Einheiten im Staat. In dieser Kategorie geht 
es aber vor allem um die vertikalen Ebenen. In der traditionellen Governance-Forschung geht 
es meistens um zentral verteilte Autoritäten. In der moderneren Governance-Forschung 
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erkennt man sehr stark den Trend, dass man lokale Akteure von der Zentrale bei der 
Entscheidungsfindung mit einbezieht. (Treib, Bähr und Falkner 2005:9) 
Im Rahmen dieser Arbeit wird in der Migrationspolitik der Staaten Japan, China und 
Südkorea nach der Verteilung von Autoritäten gesucht und herausgearbeitet. Es kann 
durchaus sein, dass die Verteilung der Autoritäten in gewissen Bereichen zentral und in 
anderen Bereichen dezentral, also mit Einbindung von nicht-staatlichen Akteuren 
durchgeführt wird. Die Frage der Profile der Akteure, die hier eingebunden werden, ist hier 
auch ein interessanter Aspekt, wonach geforscht werden sollte. 
 
Analysekategorie 8: institutionalisierte - nicht-institutionaliserte Interaktionen 
 
In der letzten Kategorie geht es um die institutionalisierten und den nicht-institutionalisierten 
Interaktionen. Institutionalisierte Interaktionen beruhen auf fixe Regelungen bzw. 
Gesetzestexte und Verträge, die nicht veränderbar sind. Auf der anderen Seite gibt es die 
nicht-institutionalisierten Interaktionen, die nicht in Gesetzestexten verankert sind und somit 
den teilnehmenden Akteuren eine gewisse Flexibilität erlaubt. Als ein Beispiel für die nicht-
institutionalisierten Interaktionen nennen Treib, Bähr und Falkner die „Open Method 
Coordination“ (OMC) der Europäischen Union. Diese OMC dient zur Weitergabe von 
Leitlinien und Empfehlungen an die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Es ist ein 
Instrument, das neben den Leitlinien und Empfehlungen seitens der europäischen Union noch 
ein gewisser Spielraum und Flexibilität den Mitgliedsstaaten überlässt. Auf der anderen Seite 
ist die traditionelle Governance-Forschung stark durch institutionalisierte Interaktionen 
gekennzeichnet. Hier ist die Gesetzgebung klar definiert, wer in der Entscheidungsfindung 
involviert ist, wie diese Entscheidungen getroffen werden und auch die Überwachung des 
Entscheidungsprozesses. (Treib, Bähr und Falkner 2005:9) 
Im Rahmen dieser Arbeit werde ich mich mit der Frage befassen, inwiefern sich die 
Entscheidungsfindung in der Migrationspolitik in den drei ostasiatischen Staaten definiert. 
Der Prozess und die Kontrolle bei der Entscheidungsfindung ist ein wichtiger Aspekt. Ob in 
der Migrationspolitik vermehrt auf institutionalisierter Basis oder auf flexibler Art diese 
Entscheidungen getroffen werden, beruht nach meiner Meinung, auf die politischen 
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2.3. Migration Allgemein 
 
Migration im internationalen Kontext ist eine grundlegende Erscheinung seit den 
Entstehungen der Nationalstaaten im 16.Jahrhundert und wird sich auch im 21.Jahrhundert 
fortsetzen und wird das wirtschaftliche, politische und soziale Leben der weltweiten 
Gesellschaften prägen. Dies beruht auf die schnelle und intensive Aktivität der Weltwirtschaft, 
Fehlverhalten zahlreicher Regierungen, Gastfreundlichkeit verschiedener Bürger oder auch 
der große Wunsch seitens der Migranten selbst. Die neuen Mobilitätsmöglichkeiten 
erleichtern auch die Migrationsbewegung verglichen mit der Vergangenheit. Etwa drei 
Prozent der Weltbevölkerung lebt nicht in ihrem Geburtsland. (Samers 2010:299) 
Viele Regierungen und öffentliche Institutionen möchten sich mittlerweile das Profil der 
Migranten aussuchen können und erstellen Hürden für unausgebildete Migranten und 
bevorzugen zum Beispiel gut ausgebildete Migranten. Migranten mit einer guten Ausbildung 
haben es leichter in einer großen Stadt eine Arbeit zu finden, die auch gut bezahlt ist und 
deren Lebensqualität steigt. Auf der anderen Seite gibt es die Migranten, die keine gute 
Ausbildung in ihrem Heimatland genießen konnten und mit der ständigen Angst, in ihre 
Heimat abgeschoben zu werden, leben müssen. Asylsuchende Flüchtlinge, die in 
verschiedenen Camps auf ihre Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis warten und die illegalen 
Einwanderer haben einen steinigen Weg in deren Zielland gesellschaftlich sowie auch 
finanziell sich zu etablieren. Die Mobilität der Migranten unterscheidet sich hier auch 
zwischen einer gezwungenen oder einer gewollten Mobilität, abhängig von dem jeweiligen 
Migrationsprofil der Personen. Ein wichtiger Aspekt bei der weltweiten Migration ist der, 
dass es in jedem Land migrationsspezifische Gesetzesgebungen gibt und somit die Situationen 
in jedem Staat verschieden sind. Dazu kommen noch Faktoren, wie die Ankunft in einem 
Migrationsland, der Aufenthaltsstatus, kulturelle und soziale Integration, nationale und 
ethnische Konstellationen und die Erwartungen des Migranten. All diese Faktoren haben 
einen großen Einfluss auf die Arbeitsmöglichkeiten und das Gehalt, welches den Migranten 
dann ausbezahlt wird. Das politische Klima in dem jeweiligen Land, wohin ein Migrant 
ankommt, ist auch ausschlaggebend für die kulturelle und soziale Integration dieser Person. 
Es stellt sich hier die Frage, ob es Institutionen seitens der Regierung gibt, die diese 
Menschen unterstützen oder ob es überhaupt Aufklärung bzw. Hilfe für diese Migranten gibt. 
Ein anderes Problem wäre hier auch die sprachliche Barriere, die überwindet werden muss um 
in dem jeweiligen Land Fuß fassen zu können. Es ist erwiesen, dass es für Migranten, die 
weniger Erfolg in der Integration des Arbeitsmarktes oder in der soziokulturellen Gesellschaft 
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haben, ein sehr schwieriges und monotones, wenn auch ein gefährliches Leben führen. 
(Samers 2010:125) 
Sie leben unter unmenschlichen Umständen, arbeiten als billige Arbeitskräfte und sind am 
Arbeitsplatz Gefahren ausgesetzt. Dies kann sein als Putzkraft in Malaysia oder in Italien bis 
zu Holzhackern in Alaska, Straßenkehrer in Brasilien oder als Minenarbeiter in Südafrika. 
Diese Arbeiten in Kombination von Nichtvorhanden sein von rechtlichen Schutz kann zu 
einer schrecklichen Erfahrung für einen Migranten werden. Es gibt viele Fälle wo sich die 
Lebenssituation durch die Migration nicht verbessert hat und somit gesundheitliche 
Konsequenzen mit sich tragen. Die meisten Staaten regulieren ihre Aufnahme an Migranten 
nach der Situation am eigenen Arbeitsmarkt. Meistens werden Arbeiten, die nicht mehr von 
der eigenen Bevölkerung bewerkstelligt wird, wie schmutzige und niedrig bezahlte Arbeiten 
von Migranten durchgeführt. Hinzu kommt die Nachfrage nach bestimmten Eigenschaften 
von Arbeitskräften. Familienzusammenführungen sind auch ein Teil der Migration und hier 
ist es wieder länderspezifisch wie die Regelungen festgelegt sind. Die Komplexität der 
verschiedenen Arten von Migration variiert sehr stark. Der wichtigste 
Regulationsmechanismus für einen Staat sind die Einreisebestimmungen. Hier kann der 
jeweilige Staat schon grob aussuchen, welche Personen zu favorisieren sind. Als Beispiele 
sind hier zu erwähnen die Länder wie Australien oder Kanada, die ein Punktesystem für 
Migranten eingeführt haben, welches gut veranschaulicht, ob ein Migrant gut ausgebildet ist 
und auch langfristig für den Staat wirtschaftlich tragbar ist. Man sieht aber in einigen Ländern 
in Europa, dass durch kontrollierte Arbeitsmigration, vermehrt Migranten in die 
Landwirtschaft angesiedelt wurden. In den arabischen Staaten erkennt man eine große 
Aufnahme von Arbeitsmigranten in der Baubranche. (Samers 2010:151) 
Bei Arbeitsmigranten, die sehr gut ausgebildet sind, gibt es Hoffnung seitens der entsendeten 
Staaten, dass diese Migranten wieder in ihr Land zurückkommen. Diesen Trend erkennt man 
in der IT-Branche bei indischen IT-Ingenieuren, die in den USA in Silikon Valley ausgebildet 
wurden und dann nach Banglore in Indien zurückkamen um in ihrem Heimatland ein IT-
Zentrum aufzubauen. Um diese Komplexität in der Migrationspolitik der einzelnen Staaten zu 
verstehen, muss man ein wichtiges Augenmerk auf die nicht-öffentlichen Akteure geben, 
denn das Zusammenspiel zwischen den Regierungen und den privaten Akteuren oder 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) ist ein wichtiger Aspekt. Auf der nächsten Ebene 
kommt die Frage auf, ob die Migranten auf ewig ihren Status als Migrant oder Asylant 
behalten oder ob es die Möglichkeit gibt die Staatsbürgerschaft des jeweiligen Staates zu 
erhalten und somit die ganzen Rechte eines Staatsbürgers des jeweiligen Landes genießen zu 
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können. Es gibt Staaten, die Doppelstaatsbürgerschaften und multiple Staatsbürgerschaften 
akzeptieren, aber bei meisten ist dies nicht der Fall. Zur Erlangung von einer 
Staatsbürgerschaft wird meistens die Länge des legalen Aufenthaltes als Basis genommen. 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen durch die Erlangung der Staatsbürgerschaft erleichtern 
die Arbeitsfindung und auch die Integration in die jeweilige Gesellschaft. Hier erwähnt Seyla 
Benhabib4: 
 
„Not having one’s papers in order in our societies is a form of civil death” (Benhabib 
2004:215)             
 
Viele Migranten mussten in den letzten Jahrzehnten auf Grund von Fehlen von behördlich 
wichtigen Papieren in Kombination von kleinen Delikten eine Abschiebung ins eigene 
Heimatland durchleben. Die Tendenz zeigt auf, dass gewisse ethnische Gruppen stärker 
betroffen sind als andere. In Europa und Nordamerika sind es vor allem Muslime, in den 
Vereinigten Staaten von Amerika die Lateinamerikaner, Indonesier in Malaysia, Simbabwer 
in Südafrika, oder Inder, Pakistanis und Bangladesher in Saudi-Arabien, die durch staatliche 
Repression ausgewiesen wurden. (Samers 2010:304)  
In Schwellenländer wurde in der Vergangenheit keine Aufmerksamkeit für Migranten 
gegeben und so gibt es in verschiedenen Staaten Slums- und Ghettobildungen wo die 
Migranten abseits des gesellschaftlichen Lebens abgeschirmt leben. Hinzu kommt das 
Nichtvorhandensein von rechtlichen Rahmenbedingungen, die es den Migranten nicht erlaubt, 
sich weiterzuentwickeln und sich zu integrieren. In den wohlhabenden Industrieländer gibt es 
hier mehr soziale Rechte und Integration diesbezüglich der Migranten. Integration und 
Multikulturalismus spielen hier eine wichtige Rolle, die es erlaubt den Migranten die 
Möglichkeit zu geben in verschiedenen Bereichen der Gesellschaft teilhaben zu können. 
Nichts desto trotz gibt es Probleme wie Rassismus, Ausgrenzungen und Benachteiligungen 
am Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft für Personen mit Migrationshintergrund, egal mit 
welcher Begründung sie zu den jeweiligen Land emigriert sind. Es ist hier deutlich zu 
erkennen, dass die Rolle der Organisationen, die als unabhängige Institutionen agieren eine 
wichtige Rolle in dieser Frage zugeschrieben wird. Die Entwicklung und die Diskussion über 
die jeweilige Migrationspolitik macht die Teilnahme der nicht-staatlichen Initiativen 
unersetzlich, da ein Zusammenkommen von Regierung und nicht-staatlichen Organisationen 
ein besseres Ziel erreichen kann. (Samers 2010: 305)  
                                                 
4
 Seyala Benhabib ist Professorin für politische Theorie an der Yale University. 
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Mit der Hilfe für die Opfer des Zweiten Weltkrieges, die ihre Heimat verloren haben, wurde 
1951 die Internationale Organisation für Migration (IOM) gegründet. Ihre Hauptaufgabe 
besteht mittlerweile darin, Regierungen und Initiativen ein Forum anzubieten und als 
Beraterfunktion zu agieren. Die IOM proklamiert Migration, die in Rahmen der 
Menschenrechte und Ethik stattfindet. Sie führt auch auf nationaler und zwischenstaatlicher 
Ebene Hilfsprogramme für Migranten durch. Die IOM ist auf dem Gebiet der Migration einer 
der größten und bedeutendsten Hilfsorganisation am Globus. Zu deren Aufgaben gehören 
auch die Bereitstellung von medizinischen Versorgungen für Migranten und 
Wiederaufbauhilfe in Afrika, Kosovo und Timor-Leste und auch die Demobilisierung von 
Soldaten. Seit dem Bestehen der Organisation half die IOM über elf Millionen Menschen. Seit 
1994 wird der Kampf gegen Menschenhandel seitens der Organisation stark proklamiert und 
hat seit dem über 500 Projekte in mehr als 85 Länder durchgeführt. Dabei konnten 
schätzungsweise 15.000 von Menschenhandel Betroffene unterstützt und betreut werden. Laut 
IOM werden weltweit über 2,5 Millionen Menschen jährlich Opfer von Menschenhändlern. 
Im Jahr 2010 lebten fast 30 Millionen Menschen in gewaltsamer Abhängigkeit. Die 
inoffiziellen Zahlen werden als viel höher eingeschätzt, da sich Menschenhandel vor allem im 
Verborgenen abspielt. Bei 80% der Fälle ist die häufigste Form von Menschenhandel die 
sexuelle Ausbeutung. (Der Fischer Weltalmanach 2011:617) 
Obwohl die IOM auf Zusammenarbeit mit NGOs und sozialen Initiativen setzt, wird sie auf 
Grund von enger Zusammenarbeit mit Regierungen kritisiert. Der IOM wird vorgeworfen, 
dass sie die wirtschaftlichen Aspekte eines Landes im Vordergrund stellt und nicht immer für 
die Migranten im Sinne der Menschenrechte agiert. (Human Rights Watch 2003) 
Generell kann man erkennen, dass die Migrationspolitik nicht nur durch Regierungen 
gemacht wird sondern auch mit der Einbindung von sozialen Initiativen und Organisationen 
gestaltet werden. Die Internationale Organisation für Migration ist eine Ergänzung und eine 
Plattform, die beider Akteure, sprich die staatlichen und die nicht-staatlichen benützen können 
um ihre Interessen und Ziele zu verwirklichen. (IOM 2011) 
Eine andere Organisation, die in der Debatte der Flüchtlinge relevant ist, ist die United 
Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR). Diese Organisation dient dem Schutz 
der Flüchtlinge und betätigt auch humanitäre Hilfe. Sie ist durch die Genfer 
Flüchtlingskonvention (1951) mandiert. Die UNHCR-Hilfsprogramme werden hauptsächlich 
durch freiwillige Beiträge von Regierungen, dem UN-Nothilfefonds CERF, aber auch von 
Stiftungen und Privatpersonen finanziert. Zudem steht ein begrenzter Betrag – weniger als 
zwei Prozent – aus dem regulären UN-Budget für Verwaltungszwecke zur Verfügung. Um 
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seine Aufgaben für den internationalen Flüchtlingsschutz vollständig erfüllen zu können, 
kalkulierte die UNHCR das Jahresbudget für 2011 aktuell mit 3,32 Milliarden US-Dollar (2,4 
Milliarden Euro). Dieser Betrag könnte angesichts der Entwicklungen aber noch weiter 
steigen, da sich aufgrund der aktuellen Krisen der Bedarf an Hilfe weiter erhöht. 2011 hat 
Österreich UNHCR mit 1,8 Millionen Euro unterstützt. (UNHCR 2011) 
In der folgenden Analyse im nächsten Kapitel werde ich mich auf die Migrationspolitik in den 
Staaten Japan, China und Südkorea beschäftigen. In der allgemeinen Migrationsdebatte gibt 
es verschiedene Arten von Migration. Der Schwerpunkt in diese Arbeit liegt darin, die 
Fragestellungen beantworten zu können und eine Analyse anhand der Kategorien im 
Governance-Modell von Treib, Bähr und Falkner durchzuführen und die Haltung bzw. 
Richtung der Migrationspolitik in den Staaten Japan, China und Südkorea erkenntlich zu 
machen. Die politische, gesellschaftliche und kulturelle Konstellation der verschiedenen 
Staaten werden aufzeigen, dass es in jedem dieser drei Staaten eine andere Herangehensweise 




In diesem Kapitel werde ich spezifisch auf die Analysegegenstände und –kategorien eingehen 
und die ostasiatischen Länder Japan, China und Südkorea im Rahmen der Migrationspolitik 
behandeln. Zuerst werde ich einen Überblick über die Entwicklungen der Migrationspolitik in 
den jeweiligen Staaten beschreiben und dann im zweiten Teil dieses Kapitels werde ich 
anhand der Analysekategorien von Treib, Bähr und Falkner die jeweiligen Staaten nach ihren 
Governance-Elementen untersuchen.   
 
 
3.1. Migrationspolitik in Ostasien 
 
Internationale Migration hat in den letzten Dekaden stark zugenommen und ist neben dem 
internationalen Handel und den internationalen Finanz- und Investitionsströmen ein 
unübersehbares Phänomen der Globalisierung. Die Verteilung der Migrationsströme ist nicht 
zufällig und kann regionsspezifisch anhand von Daten und Statistiken sichtbarer gemacht 
werden. In Ostasien kann von zwei großen Migrationsregionen unterschieden werden. Die 
eine Region wäre die Migration von südwestasiatischen Migranten in die Golfregion und die 
andere Region wäre innerhalb Nordost- und Südostasien. Die Gründe in der Richtung und in 
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der Größe der Migrationsströme liegen in der demographischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung dieser Region. Die Immigrationsländer sind in diesem Fall Länder, die eine 
entwickelte Industrie schon besitzen. Dazu gehören Japan und Südkorea, die durch ihren 
demographischen Wandel eine zunehmende alternde Bevölkerung aufweisen. Dazu kommen 
wirtschaftliche Kooperationen zwischen zwei Länder, die eine Migrationswelle verstärken. 
Die eigentlich zentralen Elemente einer Migrationsregion sind jedoch die internationale 
Migrationsindustrie und transnationale soziale Netzwerke. Zwar definieren die Unterschiede 
in der wirtschaftlichen und demographischen Entwicklung das Potential von 
Migrationsbewegungen, doch die Stärke von transnationalen sozialen Netzwerken zwischen 
Emigranten und ihren Heimatländern und die Größe einer profitorientierten 
Migrationsindustrie stellen den inneren Motor von Migrationsströmen dar und definieren 
deren reale Größe. Die Etablierung einer internationalen Migrationsindustrie oder von 
transnationalen sozialen Netzwerken vereinfacht die Migration für einzelne Individuen 
signifikant und führt oft zu einer Eigendynamik in den Migrationsbewegungen in einer 
Region. (Chiavacci 2005:7) 
In den ersten Nachkriegsjahrzehnten, sprich nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges gab es 
außer gewisser Rückkehrströmungen keine signifikanten Migrationsströme in Ostasien. Die 
Gründe liegen darin, dass asiatische Migranten am Ende des 19.Jahrhundert und am Anfang 
des 20.Jahrhundert in den westlichen Staaten, vor allem USA, Kanada und Australien nicht 
mehr erwünscht waren. Dazu kamen die restriktiven Immigrationsbestimmungen der 
asiatischen Staaten, die auf ihre eigene nationale Homogenität hohe Priorität gaben. Erst in 
den 60er Jahren entwickelte sich in dieser Region die Arbeitsmigration. Ein Grund dafür 
waren die Änderungen der Migrationspolitik in Europa und in den USA, Kanada und 
Australien. Die ethnische Zugehörigkeit war nicht mehr an primärer Stelle bei der Aufnahme 
von Immigranten sondern das Qualifikationsprofil der Immigranten wurde immer wichtiger. 
Durch diese Gründe emigrierten viele Asiaten in diese Staaten. Aber auch die rasante 
Wirtschaftsentwicklung der Staaten in Nordostasien machte es den Migranten aus 
südostasiatischen Staaten interessant in diesen Ländern zu emigrieren um finanziell ein 
besseres Leben zu haben als in ihren Heimatstaaten. Ab den 80er bzw. 90er Jahren, wo die 
wirtschaftliche Entwicklung in den Staaten wie Japan oder Südkorea unübersehbar waren, 
entstand eine große Nachfrage nach billigen Arbeitskräften und aber auch nach 
hochqualifizierten ausländischen Arbeitskräften. Die hochentwickelten Staaten konnten dem 
Druck nicht mehr standhalten und es kam seitdem zu irregulären Emigrationsschüben. Die 
Migrationspolitik Ostasiens ist durch eine restriktive und differenzierte Politik gekennzeichnet. 
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Offiziell fördern nur wenige Staaten die Aufnahme von hochqualifizierten Migranten. 
Meistens müssen die Migranten in ihren Emigrationsländern einzig innerhalb von strikt 
vorgegebene, funktionalen und temporären Einschränkungen leben, wobei die Integration der 
Migranten keinesfalls vorgesehen ist. Billige, nicht qualifizierte Arbeitskräfte haben es am 
schwierigsten sich auf legale Weise einen Arbeitsplatz zu ergattern und sich zu etablieren. 
Japan und Südkorea verfolgen eine proaktive Politik, indem sie Praktikanten- und 
Gastarbeiterprogramme durchführten wodurch die irreguläre Immigration eingedämmt 
werden soll. Dazu kommt ein halbwegs effektiver Verwaltungsapparat in Japan und Südkorea, 
die gezielt die Migranten aussortieren. Ein anderer Mechanismus, der die Kontrolle über die 
illegale Einreise erleichtert, ist die geographische Lage dieser Staaten. Japan ist vom Meer 
umgeben und Südkorea grenzt nur am Norden mit einem anderen Staat, nämlich Nordkorea, 
mit dem es einer der militärisch stärksten bewachten Grenze besitzt. (Chiavacci 2005:9) 
 
3.1.1. Migrationspolitik in Japan 
 
In Japan leben ca. 127 Millionen Menschen und nach den Daten von der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) hat das Land nach offiziellen Angaben eine Migrationsrate 
von 0,4 Personen auf 1.000 Einwohner. Im Jahr 2010 betrug die Anzahl der Migranten 1,7% 
der Bevölkerung, wobei der Frauenanteil unter den Migranten bei 55% lag. (IOM 2011)  
Japan ist ein Staat, wo das Bevölkerungsprofil stark homogen ausgeprägt ist. Aber mit der 
Globalisierung ist es immer schwieriger geworden, diese Homogenität zu halten. Der Engpass 
an Arbeitskräften in bestimmten Branchen und die alternde Bevölkerung erhöht die  
Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften enorm. Premierminister Junichi Koizumi5 gab 
zu diesem Thema ein folgendes Statement im Jahr 2005 ab: 
 
"If [the foreign labor] exceeds a certain level, it is bound to cause a clash. It is necessary to 
consider measures to prevent it and then admit foreign workers as necessary. Just because 
there is a labor shortage does not mean we should readily allow [foreign workers] to come 
in." (Haffner 2009:196) 
 
Um diese Probleme in den Griff zu bekommen bzw. entgegen zu steuern hat die japanische 
Regierung einen Weg eingeschlagen, der offener mit der Arbeitsmigration umgeht, aber 
nichts desto trotz erkennt man eine sehr strenge Haltung gegenüber den Migranten. Die 
                                                 
5
 Junichi Koizumi war japanischer Premierminister zwischen 2001 und 2006. 
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Gründe liegen darin, dass die Menschen in Japan der Meinung sind, dass sich durch die 
Öffnung des Landes für Migranten die öffentliche Sicherheit gefährden. Durch die Gefahr des 
globalen Terrorismus werden daher sehr strenge Kontrollen in der Migrationspolitik verfolgt. 
Historisch betrachtet, kennt man keine großen Migrationsflüsse in Japan. Erst seit kurzem gibt 
es vereinzelte Arbeitsmigranten aus China, die sich in der Nähe von Häfen in Japan 
angesiedelt haben. Nach der Kolonisation Südkoreas im Jahr 1910, gab es intensive 
Migrationsbewegungen von Korea nach Japan. Im Jahr 1945 gab es ungefähr zwei Millionen 
Migranten aus der koreanischen Halbinsel. Nach dem Ende der Kolonialisierung Koreas 
blieben dann schlussendlich ca. 500.000 Menschen koreanischer Herkunft im Lande. 
(Kashiwazaki und Akaha 2006:2) 
In den 80er Jahren bestand der Migrantenanteil in Japan hauptsächlich aus den Koreanern und 
den Taiwanesen, die sich in der Kolonialzeit in Japan ansiedelten. Obwohl durch den enormen 
Wirtschaftswachstum in den 60er Jahren die Nachfrage nach Arbeitskräften aus dem Ausland 
sehr groß war, entschieden sich die meisten Unternehmen und auch die Regierung nicht auf 
ausländische Arbeitskräfte zu setzen um nicht abhängig von ihnen zu werden. Japanische 
Unternehmen setzten vermehrt auf die Entwicklung der Automatisierungen der Arbeitsschritte 
um so die Engpässe der Arbeitskräfte zu kompensieren. Aber trotzdem wurde Japan für viele 
Migranten aus dem Ausland interessant, da es sich im Laufe der Zeit zu einer der größten 
Volkswirtschaften der Welt entwickelte und eine sehr hohe Lebensqualität aufweisen konnte. 
(Kashiwazaki und Akaha 2006:2) 
Ende der 80er Jahre kam es durch die starke japanische Währung, die steigende Knappheit an 
Arbeitskräften und die starke Vernetzung von Migrationsagenturen zu einer steigenden  
Migrationswelle in Japan. Im Jahr 1990 gab es ca. 100.000 Visumanträge und im Jahr 1993 
lag die Zahl der Anträge schon bei 300.000. Danach gab es einen kleinen Rückgang und im 
Jahr 2005 zählte man fast 210.000 Anträge. (Kashiwazaki und Akaha 2006:2) 
Die Herkunft der Migranten ist hauptsächlich aus den asiatischen Staaten wie Philippinen, 
Malaysia, Indonesien, Thailand, Südkorea und China. Die Basis der Migrationspolitik in 
Japan in der Nachkriegszeit beruht auf das Einwanderungsgesetz von 1952. Das von den 
Vereinigten Staaten von Amerika beeinflusste Gesetz wurde von Anfang an so konstruiert, 
dass es den Migranten schwer fällt, sich in Japan langfristig niederzulassen. Aber mit der Zeit 
wurde die Migrationspolitik schrittweise reformiert und im Jahr 1989 änderte die japanische 
Regierung grundsätzlich die Aufenthaltsregelungen für Ausländer, da die Kontrollen über die 
Migranten nicht mehr überschaubar waren. Die Regierung schaffte Aufenthaltskategorien, die 
es ausgebildete Arbeitsmigranten erleichterte sich in Japan länger aufzuhalten, aber hielte sich 
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dennoch zurück bei der Lockerung der Einreise für ungebildete Migranten. Den Unternehmen 
wurden mit hohen Strafen gedroht, falls diese illegale, unqualifizierte Arbeitsmigranten 
einstellen. Trotzdem wurden zwei Kategorien für unqualifizierte Arbeitsmigranten geschaffen, 
die es ihnen erlaubte am Arbeitsmarkt teilnehmen zu können. Die eine Kategorie ist das 1993 
in Kraft getretene Technical Internship Trainee Program der japanischen Regierung und die 
andere Kategorie ist die Einstellung von japanischen Personen, die aus ihrem Heimatland 
Japan emigriert sind (Nikkeijin 日?系?人?)6 und wieder zurück nach Japan zurückkamen. Unter 
dem Technical Internship Trainee Program wurden 2004, fast 75.000 Arbeiter in der 
Landwirtschaft, Baubranche, Textil-, Maschinen- und Metallindustrie gezählt. Unter den 
Nikkeijin, ist die Anzahl der Japaner aus Brasilien signifikant, die stetig anstieg und im Jahr 
2004 fast 300.000 ausmachte. (Kashiwazaki und Akaha 2006:3) 
Die folgende Tabelle zeigt die Aufzeichnung des japanischen Justizministeriums über die 
Entwicklung der Migrantenzahl in Japan nach deren Herkunftsland innerhalb der letzten 12 
Monate. 
 
Herkunftsland Dez.10 Mär.11 Jun.11 Sep.11 
China 687,156 672,106 674,772 675,724 
Nord-/Südkorea 565,989 556,514 554,813 550,531 
Brasilien 230,552 225,049 221,217 215,134 
Philippinen 210,181 207,507 208,884 209,824 
Peru 54,636 54,143 53,822 53,301 
USA 50,667 49,905 49,637 51,063 
Andere 334,971 327,721 330,793 333,296 
TOTAL 2,134,152 2,092,945 2,093,938 2,088,873 
(The Ministry of Justice: Migration Data 2010-2011) 
Anhand der Daten aus dem japanischen Justizministerium erkennt man, dass die Migranten 
mit asiatischer Herkunft den großen Anteil mit fast 70% der Migranten ausmacht. Danach 
folgen die Migranten aus Nord- und Südamerika mit fast 15%. Immer noch restriktiv bleibt 
dagegen die Anerkennungspraxis von Asylsuchenden. Japan ratifizierte zwar 1982 die Genfer 
Flüchtlingskonvention und nahm daraufhin Anfang der 80er Jahre mehr als 10.000 
vietnamesische Bootsflüchtlinge auf. Aber in den letzten 20 Jahren wurden insgesamt nur 350 
von rund 2.800 Asylgesuchen anerkannt. Das entspricht 12,5%. 2002 betrug die 
Anerkennungsquote 5,6%, 14 von 250 Asylanträgen wurden bewilligt. Die Mehrzahl (rund 
55%) der Asylsuchenden stammen aus der Türkei, Myanmar, Pakistan und China. Allerdings 
                                                 
6
 Nikkeijin sind Japaner, die seit dem Ende des 19.Jahrhunderts aus Japan emigriert sind. Derzeit zählt man ca. 2,6 Millionen Nikkejin, die 
vor allem auf dem amerikanischen Kontinent aufgewachsen sind. 
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gelingt es vielen Asylsuchenden nicht, überhaupt einen Antrag in Japan zu stellen. Erfolgt die 
Antragstellung nach mehr als 60 Tagen nach der Einreise, ist der Anspruch auf ein 
Asylgesuch gänzlich verwirkt. In diesem Fall gelten Asylsuchende als illegale Einwanderer. 
(Iriyama 2003:2) 
Sowohl innerhalb Japans als auch international wird diese Praxis kritisiert. Angesichts der 
Kritik wird zurzeit in Japan eine Reform der Asylpolitik diskutiert. In der eigenen 
Bevölkerung ist in der letzten Zeit der Eindruck entstanden, dass ausländische Migranten 
vermehrt in kriminellen Handlungen verwickelt sind. Vor allem illegale Migranten werden 
öfters beschuldigt, die öffentliche Sicherheit in Japan zu gefährden. Um zu Handeln hat die 
japanische Regierung im Jahr 2004 eine Kampfansage gegen die fast 250.000 illegalen 
Migranten gestartet. Es wurde ein Plan seitens der japanischen Regierung ausgearbeitet, der 
die Anzahl der illegalen Migranten in den folgenden fünf Jahren halbieren soll. Dieser Plan 
beinhaltete strengere Kontrollen der Migranten bei ihrer Einreise, ein effektives 
Fahndungssystem und Abschiebungsprozedere bei illegalen Migranten, eine strengere 
Kontrolle der Herkunftsländer der abgeschobenen Migranten und die Entwicklung 
notwendiger Maßnahmen für die Früherkennung von illegalen Migranten. (Kashiwazaki und 
Akaha 2006:4) 
Auf der anderen Seite sind viele Unternehmen für eine kontrollierte Einwanderungspolitik um 
durch Arbeitsmigration die Nachfrage nach Arbeitskräften wegen der alternden Bevölkerung 
befriedigen zu können. Auf diese Anfragen seitens des Privatsektors, hat die japanische 
Regierung in Branchen, wo ein akuter Engpass in der Beschäftigung vorliegt, dies zugelassen. 
Vor allem medizinische Berufe sind stark davon betroffen und die japanische Regierung lässt 
hier ausländische Arbeitskräfte zu. Hinzu kamen die illegalen Benützungen von 
Aufenthaltsgenehmigungen seitens der Migranten. Öfters wurden Migranten über das 
Technical Internship Trainee Program in das Land geholt, aber durch das Fehlen von 
handfesten Rechten für diese Arbeiter, kam es dazu, dass viele dieser Migranten sich von 
diesem Programm entfernten und in die Illegalität flüchteten. Die Gründe liegen meistens in 
den sehr niedrigen Löhnen und die sehr schlechten Arbeitskonditionen, welches dieses 
Programm unattraktiv machte. (Iriyama 2003:2) 
Die Behandlung des Problems mit dem Menschenhandel seitens der japanischen Regierung 
wird sehr stark von den anderen Staaten kritisiert, da sie bis jetzt keine Effektivität zeigte. Im 
Dezember 2000 unterschrieb die japanische Regierung die UN Konvention gegen 
transnationale Kriminalität (UN Convention Against Transnational Organized Crime) und im 
Dezember 2002 wurde auch das Protokol gegen Migrantenschmuggel (Protocol against the 
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Smuggling of Migrants by Land, Sea and Air) ergänzend zu der davor erwähnten UN 
Konvention unterschrieben. Gesetze wurden auf nationaler Ebene geändert um diesen 
kriminellen Vorfällen nachgehen zu können. Auch den Schutz für Opfer, meistens 
philippinische Frauen die in Japan zur Prostitution gezwungen werden, wurde seitens der 
japanischen Regierung in Gesetzen verankert. (Kashiwazaki und Akaha 2006:5) 
Andererseits wurde im Jahr 2004 eine Kampagne gestartet, die die Anzahl der Touristen in 
Japan von fünf Millionen auf zehn Millionen bis im Jahr 2010 verdoppeln soll, welches fast 
gelungen ist. Touristen aus Südkorea und China wurden hier als höchste Priorität festgesetzt. 
Seit März 2004 wurden Aufenthaltsgenehmigungen für südkoreanische Touristen gelockert 
um die Einreise zu erleichtern. Südkoreanische Touristen konnten von nun an ohne ein 
Touristenvisum bis zu 30 Tage sich in Japan aufhalten, welches davor nicht möglich war. Bei 
chinesischen Touristen wurden die Lockerungen stufenweise seit 2000 durchgeführt. Zuerst 
wurden nur gewisse Touristengruppen von bestimmten Provinzen die Genehmigung erteilt, 
aber seit Juli 2005 konnten alle chinesischen Touristen diese Vorteile genießen. Diese 
Änderungen und Lockerungen für südkoreanische und chinesische Touristen führten zu einem 
enormen Anstieg der Touristen von diesen Ländern. Auch die Terroranschläge in den 
Vereinigten Staaten von Amerika am 11.September 2001 hatten einen großen Einfluss auf die 
Migrationspolitik Japans. Ein wichtiger Aspekt in der Änderung waren die Einführung der 
Aufnahme von Fingerabdrücken jedes Ausländers über 16 bei der Einreise nach Japan und ein 
ausführliche Datenbank der Ausländer in Kooperation mit den Flug- und Schiffgesellschaften. 
Auch auf allen Flughäfen und Häfen wurden striktere Kontrollsysteme installiert. Hinzu 
wurden die internationalen Kooperationen diesbezüglich verdächtige Terroristen vertieft, 
insbesondere mit den Vereinigten Staaten von Amerika. (Kashiwazaki und Akaha 2006:6) 
Generell erkennt man, dass Japan eine rigide Zuwanderungspolitik verfolgt um ihre 
Homogenität nicht zu verlieren. In der Öffentlichkeit, vor allem seitens der Wirtschaft, gibt es 
aber laute Stimmen, die für eine gesteuerte Öffnung des Arbeitsmarktes sind. Die Gründe 
liegen darin, dass es in Japan trotz der Wirtschaftskrise ein größerer Arbeitskräftemangel im 
Bereich der Informationstechnologie und im Pflegebereich herrscht. Im Pflegebereich ist die 
Alterung der Bevölkerung ein ausschlaggebender Grund.      
 
3.1.2. Migrationspolitik in China 
 
In China leben ca. 1,34 Milliarden Menschen und nach den Daten von der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) hat das Land nach offiziellen Angaben eine Migrationsrate 
 - 28 - 
von 0,2 Personen auf 1.000 Einwohner. Im Jahr 2010 betrug die Anzahl der Migranten 0,1% 
der Bevölkerung, wobei der Frauenanteil unter den Migranten bei fast der Hälfte lag. (IOM 
2011)   
In China wird mit Migration öfters der Begriff der Binnenmigration erwähnt. Aber nichts 
desto trotz erkennt man in den letzten Jahren einen Trend, der die Migration nach China 
aufzeigt. Die Gründe liegen am wirtschaftlichen Wachstum, politischen Wandel und den 
demographischen Veränderungen. Obwohl in der Vergangenheit viele Chinesen ihr Land 
verlassen haben, ist in der heutigen Zeit vermehrt zu erkennen, dass Menschen aus 
verschiedenen Staaten, am wirtschaftlichen Wachstum in China teilhaben möchten. Somit ist 
es seit einer gewissen Zeit notwendig geworden für die chinesische Regierung eine eigene 
Migrationspolitik zu entwickeln um in Zukunft den Migrationsfluss kontrollieren zu können. 
(Skeldon 2011:1) 
Bis in die 60er Jahre des letzten Jahrhunderts war China durch eine hohe Geburtenrate 
gekennzeichnet. Die Bevölkerung vermehrte sich und somit gab es viele Chinesen die nach 
Taiwan, Hongkong und Südostasien emigrierten. Es war seitens der Regierung kein großes 
Problem, da sich die Bevölkerung ständig vermehrte. Speziell nach der ökonomischen Reform 
von 1979 unter Deng Xiaoping7 gingen viele Chinesen, speziell gut ausgebildete Chinesen in 
den Westen, wie nach Europa, Australien und den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Mittlerweile haben sich die Zeiten geändert und China befindet sich in einer Phase des 
enormen Wirtschaftswachstums kombiniert mit einer Geburtenrate, die sich stark zurück 
entwickelt hat. Der durchschnittliche jährliche Zuwachs der Bevölkerung lag zwischen 2000 
und 2010 bei 0,57%. Davor lag der Zuwachs der Bevölkerung bei mehr als das doppelte. Die 
Geburtenrate soll nach inoffiziellen Angaben momentan bei unter 1,8 Kindern pro Frau liegen. 
Hinzu kommt der rasante Anstieg der Veralterung der Bevölkerung. Im Jahr 2000 waren 
10,4% der Bevölkerung über 60 Jahre alt und im Jahr 2010 waren es schon 13,3% der 
Bevölkerung. Man erkennt, dass das Wachstum der Menschen in China, die im arbeitsfähigen 
Alter (15-64) sind, kontinuierlich schrumpft. Zwischen 2005 und 2010 lag das Wachstum 
noch bei 0,95% im Jahr, zwischen 2010 und 2020 bei 0,19% und nach 2020 soll nach 
Prognosen das Wachstum auf -0,23% schrumpfen. (Skeldon 2011:2) 
Das bedeutet, dass der Überschuss an Arbeitskräften in China innerhalb der nächsten zehn 
Jahre ein jähes Ende finden wird. Somit steigt der Druck auf die Regierung dieses Problem zu 
lösen und von außen Arbeitskräfte ins Land zu holen. Jedes Jahr werden mit der Begründung 
der Engpässe am Arbeitsmarkt in China auf illegaler Art tausende billige Arbeitskräfte aus 
                                                 
7
 Deng Xiaoping hat zwischen 1904-1997 gelebt und führte die Volksrepublik China zwischen 1979-1997. 
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dem Süden eingeführt, vor allem aus Vietnam. Ein chinesischer Vermittler erhält fast 200 US-
$ für einen Arbeiter aus dem Süden, der bis zu Hälfte billiger ist, als ein chinesischer Arbeiter. 
Viele Vietnamesen machen die Arbeiten, obwohl sie die Hälfte eines chinesischen Arbeiters 
verdienen, aber trotzdem noch dreimal soviel als in ihrer Heimat verdienen. (Skeldon 2011:3)  
Der Migrationsstrom befindet sich nicht nur im Süden des Landes sondern auch von der 
koreanischen Halbinsel, also aus dem Nordosten des Landes, gibt es Kennzeichen von 
Migrationflüssen. Von der koreanischen Halbinsel gibt es zwei verschieden Arten von 
Migration. Die eine Art ist auf legaler Basis, wo Menschen aus Südkorea als Unternehmer 
oder als Arbeiter sich in den nördlichen Städten in China absetzen. Auf der anderen Seite gibt 
es die illegale Migration seitens der Nordkoreaner, die aus ihrem Heimatland flüchten. Viele 
Menschen aus Südkorea haben sich in den nördlichen Städten in China etabliert und es gibt 
viele Städte in China, die einen sehr hohen Anteil von Südkoreanern hat. Der Großteil der 
südkoreanischen Bevölkerung in China hat ein Einkommen der chinesischen Mittelklasse und 
ist in verschiedenen Bereichen tätig. Hinzu gibt es ca. 50.000 Koreaner, die während des 
Zweiten Weltkrieges von der japanischen Inversion nach China flüchteten und sich in China 
ansiedelten. Diese Koreaner leben verstärkt in den nordöstlich gelegenen Küstenregionen 
Chinas. (Skeldon 2011:3) 
Die Nordkoreaner sind auf Grund der politischen und wirtschaftlichen Situation in ihrem 
Land nach China seit den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts geflüchtet. Mittlerweile sind 
die Kontrollen seitens der chinesischen Regierung strenger geworden, welches die 
Flüchtlingszahlen aus Nordkorea stark reduzierte. Da die chinesische Regierung, den 
Asylstatuts dieser Migranten nicht anerkennt, sind viele Nordkoreaner weiter nach Südkorea 
oder in anderen entwickelten Staaten weiter geflüchtet. Im Jahr 1998 gab es noch fast 75.000 
Nordkoreaner in China und im Jahr 2009 reduzierte sich die Zahl auf fast 10.000. (Robinson 
2010:9)    
Von den fast 30 Millionen Menschen, die im Jahr 2007 nach China einreisten, sind davon fast 
drei Millionen Menschen nach China gekommen wegen der Arbeit. Eine halbe Million 
Menschen dieser drei Millionen kamen nach China um bei ausländischen Firmen zu arbeiten. 
Die meisten Arbeitsmigranten waren gut ausgebildet und kamen aus den westlichen Staaten, 
inklusive Auslandschinesen, die aus Europa, Australien oder aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika kamen. In Südchina befanden sich fast 20.000 Migranten auf illegaler Weise aus 
Afrika. Die vertretenden Nationen unter den afrikanischen Staaten sind Kongo, Mali und 
Nigeria. Dies hat auch einen Grund, dass die chinesische Regierung als Investor in China seit 
kurzem tätig ist und somit die Menschen aus Afrika als Händler in China tätig sind. China 
 - 30 - 
führt außerdem gezielte Migration von Menschen, die aus den Entwicklungsländern kommen, 
worin die chinesische Regierung großes Interesse hat. (Skeldon 2011:3)  
Eine andere Art von Migranten in China sind die ausländischen Studenten. China ist 
mittlerweile eines der beliebtesten Destinationen für internationale Studenten, die in China 
studieren möchten. Im Jahr 2009 gab es 238.184 ausländische Studenten in China. Diese 
Zahlen sind über den der in Australien bzw. Kanada studierenden Ausländer. Ein Viertel 
dieser Studenten stammen aus Südkorea, gefolgt von den Vereinigten Staaten von Amerika 
mit 8% und aus Japan mit 6,5%. In China kann man zwischen zwei Arten von Migration 
unterscheiden. Die alte Migration, die sich bis zum Ende des 19.Jahrhunderts hielt und die 
neue Migration, die es seit den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts gibt. Dazwischen gibt es 
eine Zeit von verschiedenen Ereignissen, die sich vor allem um die beiden Weltkriege und die 
Globalisierung drehten. Nach diesen wirtschaftlichen Depressionen kam eine strikt 
kontrollierte Migrationspolitik seitens der kommunistischen Regierung bis in die 1980er Jahre. 
Trotz der Verschiedenheit der Migrationsarten sind diese beiden Arten von Migrationen 
verbunden. Die alte Migration schaffte viele chinesische Gemeinschaften, vor allem in der 
südostasiatischen und auch in anderen Regionen der Welt welche die Übergangszeit 
überlebten und überstanden. Diese große Gemeinschaft, die dadurch entstand, ermöglichte ein 
weltweites Netzwerk, welches die zweite neue Migrationswelle, die es seit den 1980er gibt, 
vereinfachte. Aber in den letzten Jahren kamen die Probleme der Alterung der Bevölkerung 
und die Engpässe der Arbeitskräfte in einigen Branchen und somit wird sich die chinesische 
Regierung entscheiden müssen, wie sie ihre Migrationspolitik gestaltet um gezielte Migration 
aus dem Ausland durchführen zu können. Auf der anderen Seite registrieren viele Migranten, 
das mit dem enormen wirtschaftlichen Aufschwung Chinas, die Möglichkeiten in China zu 
arbeiten immer steigen und auch die Bezahlung besser als in anderen Teilen der Erde sein 
kann. Wenn damit auch der Zugang für die Migranten seitens der chinesischen Regierung 
geregelt und erleichtert wird, kann dies zu einer großen Auswirkung und Umschichtung in der 
globale Migrationsbewegung haben. (Skeldon 2011:10)   
 
3.1.3. Migrationspolitik in Südkorea 
 
In Südkorea leben ca. 49 Millionen Menschen und nach den Daten von der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) hat das Land nach offiziellen Angaben eine Migrationsrate 
von 0,1 Personen auf 1.000 Einwohner. Im Jahr 2010 betrug die Anzahl der Migranten 1,1% 
der Bevölkerung, wobei der Frauenanteil unter den Migranten bei 53% lag. (IOM 2011)  
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Südkorea hat sich in den letzten Jahrzehnten zu einem Industriestaat, dank ihrer auf Export 
gerichtete Politik, entwickelt. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) entwickelte sich von 142 US-
$ im Jahr 1967 auf fast 18.000 US-$ im Jahr 2010. Die Arbeitslosenquote fiel von 8,3% in 
den 60er Jahren bis hin auf 3,5% im Jahr 2011. Wegen der geringen Arbeitslosenquote musste 
sich die südkoreanische Regierung schon Anfang der 90er Jahre Gedanken machen, wie sie 
die Engpässe in gewissen Branchen mit ausländischen Arbeitskräften kompensieren kann. 
Arbeiten, die keine hohe Bildung erforderten, wurden vermehrt nicht mehr von der 
einheimischen Bevölkerung durchgeführt und somit kam es zu Engpässen in diesen Bereichen. 
Es war, nach Meinung der südkoreanischen Regierung, unmöglich die wachsende Wirtschaft 
weiter voranzutreiben, ohne diese Arbeitsbereiche für ausländische Migranten zu öffnen. 
(Cho 2011:8) 
Südkorea ist ein Staat, welches für seine eigene Identität es als wichtig hält, ein möglichst 
homogener Staat zu sein. Somit kam es zum Konflikt zwischen der Aufnahme von 
ausländischen Arbeitsmigranten und die Erhaltung der Homogenität der südkoreanischen 
Bevölkerung. Diese folgende strenge Migrationspolitik in Südkorea führte auch dazu, dass 
sich in Südkorea vermehrt illegale Migranten aufhalten. In großem Interesse rückt auch die 
Tatsache, dass immer mehr Flüchtlinge aus Nordkorea das Land aufsuchen, da sich die 
wirtschaftliche Situation in Nordkorea konstant verschlechtert. Durch die geopolitische Lage 
hat die koreanische Halbinsel in der Geschichte schon viele Konflikte und Invasionen von 
Außen durchleben müssen. Während der Besetzung der Japaner Anfang des 20.Jahrhunderts 
flüchteten viele Südkoreaner ins Ausland. Somit entstanden viele koreanische 
Gemeinschaften in Japan, China oder auch in Russland, die auch jetzt noch existieren. Nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges im Jahr 1945 kam fünf Jahre danach der Koreakrieg, 
welcher die Folgen hatte, dass sich Korea in Nord- und Südkorea teilte. Fast zehn Millionen 
Menschen aus Nordkorea flüchteten zu dieser Zeit nach Südkorea. Nach dem der Koreakrieg 
zu Ende ging, gingen dann viele Südkoreaner in den 60er Jahren in die Vereinigten Staaten 
von Amerika um ihren Lebensstandard zu erhöhen, welches in Südkorea zu dieser Zeit 
schwer möglich war. Obwohl die südkoreanische Bevölkerung durch Homogenität 
gekennzeichnet ist, zählt man immer mehr Ausländer in Südkorea. Jeder Ausländer, der sich 
mehr als 90 Tage in Südkorea aufhält, muss sich gesetzlich bei den Behörden registrieren 
lassen und so zählte man im Jahr 2003 438.000 Personen, die sich auf legaler Weise in 
Südkorea aufhielten. Dies entspreche knapp unter 1% der Gesamtbevölkerung Südkoreas. In 
diesen Zahlen befinden sich nicht die illegalen Ausländer, die nach unoffiziellen Zählungen 
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von 100.000 in 1998 auf 289.000 in 2002 angestiegen sind. Im Jahr 2002 hielten sich 70% der 
ausländischen Arbeitskräfte illegal im Land auf. (Park 2004:2) 
Die strengen Kontrollen und Aufnahmebedingungen für Migranten seitens der 
südkoreanischen Regierung machen es schwer, die nicht besetzten Positionen in 
südkoreanischen Unternehmen mit ausländischen Arbeitskräften auf legaler Weise zu 
besetzen. Somit stieg die Anzahl der illegalen Migranten seit den Mitte der 90er Jahren 
ständig an und meistens handelt sich um Migranten aus den Staaten wie Philippinen, Thailand, 
China, Vietnam und Mongolei, die als Touristen einreisten und sich nach dem Ablauf deren 
Visums nicht mehr bei der Behörde registriert haben. Für diese Migranten war es nicht so 
schwer eine Arbeit zu finden. Die Debatte um die Besetzung von Arbeitspositionen durch 
unausgebildete Migranten wurde nach der Asien-Krise 1997 verstärkt, da man der Meinung 
war, dass es in einigen Sektoren der südkoreanischen Wirtschaft nicht mehr machbar sei ohne 
Arbeitsmigranten die Arbeiten zu bewältigen. Die südkoreanische Regierung installierte 
mehrere Programme für Arbeitsmigranten die aber nur für eine bestimmte Zeit geregelt waren. 
Ausgebildete Fachkräfte, Künstler, internationale Studenten und Forscher sind sehr 
willkommen. Bis 2003 hatte die südkoreanische Regierung keine gesetzlichen Grundlagen für 
die Handhabung von unausgebildeten Arbeitsmigranten. Somit wurden drei verschieden 
Programme ausgearbeitet, mit diesen sich die Arbeitsigranten temporär in Südkorea aufhalten 
konnten. Diese drei Programme nannten sich Industrial Trainee Scheme, Employment 
Management Scheme und Employment Permit Sheme. (Park 2004:3)  
Zeitarbeiter aus diesen drei Programmen konnten nur in der kleineren Fertigungsindustrie 
tätig sein. Das Industrial Trainee Scheme wurde dazu geschaffen, um ausländische 
Arbeitskräfte bei südkoreanischen Unternehmen in Übersee die Möglichkeit zu geben nach 
Südkorea zu kommen um besser ausgebildet zu werden, mit der Idee, dass sie nach einem 
Jahr wieder zurück in ihr Heimatland gehen und für das südkoreanische Unternehmen im 
Ausland tätig bleiben. Mit der Anhebung der Ausbildungszeit von einem Jahr auf drei Jahre 
und die Erweiterung des Programms auf andere Industrien erhöhte sich die Anzahl dieser 
Arbeitsmigranten enorm in den letzten Jahren. Das Employment Management Scheme wurde 
im Juni 2002 anhand der stark steigenden illegalen Arbeitsmigranten geschaffen indem sie 
den Status von Arbeiter seitens der südkoreanischen Regierung bekamen. Dieser Status wurde 
nur für Arbeitsmigranten im Dienstleistungssektor vergeben, die koreanische Vorfahren 
haben. Meistens sind dies koreanisch stämmige Chinesen. Da dieses Programm nur für 
Arbeitsmigranten mit koreanischer Abstammung diente, wurde dadurch die Anzahl der 
illegalen Arbeitsmigranten kaum reduziert und somit inkludierte man die Gastarbeiter unter 
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ein anderes Programm, nämlich das Employment Permit Scheme. Dieses Programm erlaubte 
südkoreanische Unternehmen einen Arbeitsvertrag mit ausländischen Arbeitsmigranten 
einzugehen, wenn diese in gutem Gesundheitszustand sind und unter 40 Jahre alt sind. 
Prioritäten wurden Unternehmen gegeben, die unter 300 Mitarbeiter in der Fertigungs-, 
Konstruktionsindustrie haben und in den Dienstleistungssektoren tätig sind. Unternehmer, die 
einen unqualifizierten Arbeitsmigranten einstellen wollen, müssen beweisen können, dass sie 
für mindestens ein Monat nach einem koreanischen Arbeiter über eine Agentur gesucht haben. 
(Park 2004:3) 
Die meisten dieser Arbeitsmigranten kommen nach Südkorea über Abkommen der 
südkoreanischen Regierung mit anderen Regierungen. Dieses Abkommen nennt sich  
Memorandums of Understanding8 (MOUs) und wurde mit verschiedenen Regierungen, wie 
der der philippinischen, vietnamesischen, thailändischen oder indonesischen unterzeichnet. 
Die Arbeitsmigranten müssen nach einem Aufenthalt von drei Jahren das Land verlassen und 
können erst wieder nach einem Jahr nach Südkorea einreisen um wiederum drei Jahren 
arbeiten zu können. Familienmitglieder sind ausgeschlossen um so die Migranten nur 
temporär in Südkorea zu halten. Mit diesem Programm konnten sich viele illegale 
Arbeitsmigranten registrieren lassen ohne Angst haben zu müssen eine hohe Strafe zu zahlen 
oder deportiert zu werden. Abhängig von den Jahren, die sie illegal in Südkorea verbracht 
haben, wurde ihnen ein legaler Status erteilt. Falls sie die Anforderungen nicht erfüllen 
konnten, gab man ihnen die Möglichkeit ohne Strafe das Land verlassen zu können. (Park 
2004:4) 
Dieses Programm erhöhte die Registrierung der Migranten um fast 75% in den Jahren 
zwischen 2002 und 2003. Arbeitsmigranten, die den Anforderungen nicht entsprachen blieben 
trotzdem in Südkorea und mussten bei einer Anzeige mit einer Abschiebung rechnen. Die 
Zahl der illegalen Arbeitsmigranten lag im Jahr 2004 noch immer bei 40%. Den größten 
Anteil der Flüchtlinge in Südkorea sind die Nordkoreaner. Offiziell bekommen Nordkoreaner 
nicht den Status eines Flüchtlings nach südkoreanischem Gesetz, da Nordkorea nach 
südkoreanischem Recht als eigenes Territorium beansprucht wird. Da die Grenze zwischen 
Südkorea und Nordkorea sehr stark bewacht wird und es kaum möglich ist unentdeckt die 
Grenzen zu passieren, nehmen die meisten Nordkoreaner die Route über China und 
Südostasien um nach Südkorea zu gelangen. Auch der weg über die Botschaften in China ist 
eine Variante für Nordkoreaner die Flucht zu ergreifen. Deswegen haben die chinesischen 
Behörden die Überwachung der Botschaften in China stark erhöht um nordkoreanische 
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 MOUs sind Absichtserklärungen zwischen zwei oder mehreren Parteien, die rechtlich keinen bindenden Charakter haben. 
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Flüchtlinge zur Rückkehr zu zwingen. Inoffiziellen Angaben nach halten sich zwischen 
100.000 und 300.000 nordkoreanische Flüchtlinge versteckt in China auf. Die UN-
Flüchtlingskommission (UNHCR) veräußert öfters ihre Besorgnis, wie mit den 
nordkoreanischen Flüchtlingen in China umgegangen wird. Unter der chinesischen Regierung 
wird diesen Menschen aus Nordkorea kein Status als Flüchtlinge gegeben und werden als 
illegale Migranten betrachtet. (UNHCR 2003)  
Bei der Befragung der nordkoreanischen Flüchtlinge nach ihren Gründen zur Flucht nach 
Südkorea liegt bei mehr als der Hälfte die Begründung in der schwierigen wirtschaftlichen 
Situation. Andere Gründe sind das Nichteinverstanden sein mit dem kommunistischen 
Regimes oder die strenge Strafverfolgung. Die südkoreanische Regierung bietet den 
Nordkoreanern ein Integrationsprogramm an von einer Dauer von zwei Monaten und 
zusätzlich wird ein Startkapital zu Verfügung gestellt. Wichtig ist hier die Erläuterung und 
Erklärung des Wirtschafts- und des Sozialsystems in Südkorea. Das Startkapital hängt ab von 
der Anzahl der Familienmitglieder und beläuft sich auf 30.000 US-$ bis 57.000 US-$. Noch 
dazu kommen Begünstigungen bei Wohnungssuche und Hilfe bei der Arbeitssuche. (Park 
2004:5) 
Die Zahl der Einbürgerungen in Südkorea hat sich seit dem Anfang des 21.Jahrhunderts stark 
erhöht. Rechtlich können Ausländer die südkoreanische Staatsbürgerschaft beantragen wenn 
ein Elternteil oder der Ehepartner die südkoreanische Staatsbürgerschaft besitzt. Der Anstieg 
in den letzten Jahren liegt darin, dass viele Frauen aus dem südostasiatischen Raum mit 
südkoreanischen Männern eine Ehe eingegangen sind. Im Jahr 2003 haben 8.434 ausländische 
Frauen die südkoreanische Staatsbürgerschaft erhalten, welches 94% der gesamten 
Einbürgerungen im Jahr 2003 ausmachte. (Park 2004:5) 
Auch die Einbürgerung von Ausländern, die einen koreanischen Elternteil haben, ist im 
Steigen. Viele davon sind im Ausland aufgewachsen und sind Nachkommen der am Anfang 
des letzten Jahrhunderts Korea nach China, Russland oder Japan verlassen haben. Die Anzahl 
dieser Einbürgerungen lag im Jahr 2003 bei 1.555. Für Ausländer mit keinerlei familiärer 
Verbindung zu Koreanern ist es sehr schwer die Staatsbürgerschaft zu erlangen. Man muss 
mindestens fünf Jahre in Südkorea gelebt haben, die koreanische Sprache beherrschen und die 
koreanische Geschichte und Kultur verstehen. Es wird ein Gespräch mit der Behörde 
durchgeführt und auch die Kenntnisse über die koreanische Kultur werden abgeprüft. Die 
bejahende Einstellung zur koreanischen Kultur und Bräuchen ist hier unerlässlich. (Park 
2004:6) 
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Die Prioritäten der südkoreanischen Regierung liegt in naher Zukunft die Reduzierung von 
illegalen Arbeitsmigranten, welches stark vom Erfolg des Employment Permit Scheme 
abhängt. Obwohl dieses Programm die Anzahl von illegalen Arbeitsmigranten reduziert hat, 
ist hier noch sehr viel Aufholbedarf. Die Diskussion um die Integration der Ausländer erregt 
hohe Aufmerksamkeit, da durch die Einbürgerungen und die ständige Präsenz der 
Arbeitsmigranten das Zusammenleben unausweichlich für die Einheimischen ist. Ein anderer 
wichtiger Aspekt in der Zukunft wird auch die Beziehung zwischen Süd- und Nordkorea sein, 
da es bei einem Sturz des Regimes in Nordkorea, zu einer Flüchtlingswelle kommen würde, 
für das die südkoreanische Regierung und die Bevölkerung momentan nicht vorbereitet ist.  
 
3.2. Analysekategorien in Japan, China und Südkorea 
 
In den folgenden Analysekategorien werde ich nach der Governance-Analyse von Treib, Bähr 
und Falkner die Länder Japan, China und Südkorea analysieren. Der Schwerpunkt wird auf 
das Zusammenspiel von Regierung und privaten Akteuren in der Migrationspolitik im 
jeweiligen Land gegeben. Die Analyse wird anhand der acht Kategorien, die im zweiten 
Kapitel ausführlich beschrieben worden sind, in den drei politikwissenschaftlich relevanten 
Dimensionen Policy, Politics und Polity erarbeitet. Unter der Policy-Dimension wird die 
„gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeit (Soft Law)“, „starre - flexible Ansätze zur 
Durchführung“, „Präsenz - Fehlen von Sanktionen“ und die „gesetzliche Regelungen – 
Verfahrensregelungen“ untersucht. Unter der Politics-Dimension werden „nur staatliche 
Akteure - nur private Akteure involviert“ analysiert und unter der Polity-Dimension werden 
„Hierarchie – Markt“, „zentrierte - verteilte Autorität“ und zum Schluss die 
„institutionalisierte - nicht-institutionalisierte Interaktionen“ untersucht. Die Analyse ist 
verstärkt auf die Zeit nach dem Ende des Kalten Krieges fokussiert, aber nichts desto trotz 
werden geschichtliche Ereignisse in der Zeit vor dem Ende des Kalten Krieges eingebunden 
um so Schlüsse aus der Vergangenheit ziehen zu können. 
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Analysekategorie 1: gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law) 
In dieser Kategorie wird untersucht, ob die gegebenen Maßnahmen verbindlich sind oder eher 
als Soft Law bezeichnet werden können. Obwohl die meisten Maßnahmen, die von der 
Regierung vorgegeben werden bindend sind, gibt es auch Maßnahmen, die nicht der 
gesetzlichen Verbindlichkeit entsprechen und so unter Soft Law fallen. Die rechtliche 
Grundlage für die Migrationspolitik in Japan nach 1945 ist das Immigrations-Kontrollgesetz 
(Gaitoho 多?登?渉?)9, welches 1952 in Kraft gesetzt wurde. Dieses Gesetz hat das Ziel, die 
Einwanderer zu kontrollieren und sie aufzufordern bei der Einreise sich rechtskonform 
registrieren zu lassen. Im Jahr 1992 wurde eine Novellierung durchgeführt und die gesetzlich 
vorgeschriebenen Fingerprints für Ausländer aufgehoben. Fortan mussten alle Ausländer mit 
Daueraufenthaltsrecht eine Ausländer-Registrierungskarte bei sich tragen. (Behagl und Vogt 
2006:121)  
Die Abnahme der Fingerabdrücke wurde aber wieder 2007 eingeführt. Seit 2007 muss jeder 
Ausländer, auch als Tourist auf elektronischer Weise seine Fingerabdrücke abgeben. Obwohl 
man anhand der Unterzeichnung der Menschenrechtskonvention 1979 und der 
Flüchtlingskonvention 1981 die Rechte von Migranten verbessern wollte, ist es in der Realität 
noch sehr schwer dies umzusetzen. Zu den politischen Veränderungen, die schrittweise 
vorangehen, schreibt Chikako Kashiwazaki folgendes: (Kashiwazaki 2006)    
 
“A major turning point came in 1989, when the Japanese government embarked on reforming 
the Immigration Control Law in response to growing cross-border population movements and 
a sharp rise in the number of visa overstayers. The government reorganized visa categories to 
facilitate the immigration of professional and skilled personnel, while conforming its basic 
principle of not accepting unskilled foreign labor. Employers sanctions were also introduced 
to discourage illegal employment.”                         
(www.migrationinformation.org/Profiles/display.cfm?ID=39) 
 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen wurden in Japan durch das Immigrations-Kontrollgesetz 
gegeben, aber dieses Gesetz ist meistens von den Migranten umgangen worden. Erst später, in 
                                                 
9
 Gaitohou wird auch Gaikokujin touroku hou bezeichnet und betrifft jeden Ausländer, der sich auf japanischem Territorium aufhält. 
 - 37 - 
den 80er Jahren wurden Gesetzesnovellen so verändert, dass die beteiligten Migranten 
bestraft wurden. Auf der anderen Seite gibt es aber auch eine Vereinbarung zwischen der 
Regierung und der Industrie bei den Einstellungen von Arbeitsmigranten, die anhand von 
Trainee-Programmen die Erlaubnis erhielten in Japan zu arbeiten. (Scheibenreiff 2004:55)  
Wie die Unternehmen die Einstellungen gestalten, ist ihnen überlassen und steht den 
Unternehmen frei, aber die Anzahl der Praktikanten war festgelegt seitens des 
Justizministeriums. (Behagl und Vogt 2006:128)  
Nichts desto trotz verspürt die Industrie den Druck der Regierung, deren Ziele bei der 
Einwanderungspolitik zu verfolgen. Um den Missbrauch der Traineeships zu minimalisieren, 
wurde die JITCO 10  (Japan International Training Cooperation Organisation) 1991 vom 
Justiz- und Arbeitsministerium eingesetzt. Die Einreisebestimmungen sind klar nach 
Herkunftsländern der Einreisenden definiert und somit auch verbindlich. Der Rahmen des Soft 
Law in der Migrationspolitik in Japan ist daher als minimal zu sehen und deutet auf ein 
traditionelles Governance-Modus. (Scheibenreiff 2004:55) 
   
Analysekategorie 2: starre - flexible Ansätze zur Durchführung 
In dieser Kategorie geht es um die Durchführung der Ansätze, die entweder starr, also 
überhaupt keine Flexibilität aufweisen oder flexibel sind. In der japanischen Migrationspolitik 
wurden Anfang der 90er Jahre drei fundamentale Veränderungen im Gesetz durchgeführt. 
Erstens wurde mit der Änderung die Haltung gegen die Beschäftigung von Arbeitsmigranten 
ohne Ausbildung gestärkt und die Einstellung solcher Arbeitsmigranten wurde als Strafsache 
geahndet. Zweitens wurde eine spezielle Visum Kategorie geschaffen, die es erlaubte 
Migranten mit japanischen Vorfahren (Nikkeijin 日?系?人?) mit lockeren Anforderungen den 
Verbleib und das Nachgehen einer Arbeit auf japanischem Territorium zu erleichtern. Diese 
Lockerung gegenüber den Migranten mit japanischen Vorfahren wandte sich vor allem an die 
Japaner, die in Lateinamerika lebten. Die Idee dahinter war, Arbeitskräfte ins Land zu 
bekommen, die leichter kulturell und gesellschaftlich integrierbar sind. Mehr als 150.000 
haben diese Regelung genützt um nach Japan zurück zu kehren und zu arbeiten. (Meissner 
1994:99)   
Drittens wurde eine Visum Kategorie für Industriearbeiter geschaffen. Zum dritten Punkt 
schaffte die Regierung das Industrial Trainee System (ITS) (Sangyo Kenshusei Seido 産?業?研?
修?産?化?度?), welches Arbeitsmigranten erlaubte ein on-the-job training für einen Zeitraum von 
                                                 
10
 JITCO arbeitet intensiv mit den fünf Ministerien: Justiz, Internationale Angelegenheiten, Gesundheit, Arbeit und Wohlfahrt, Wirtschaft 
und Handel und der Landwirtschaft zusammen und proklamiert die Unterstützung von Arbeitsmigranten. (www.jitco.or.jp)
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zwei Jahren in einem Betrieb mit unter 50 Mitarbeitern zu absolvieren. (Behagl und Vogt 
2006:128) 
Da sie in den Unternehmen nicht als Angestellte oder Arbeiter registriert wurden, erhielten sie 
einen viel niedrigeren Lohn als es üblich in dieser Branche war und fielen auch nicht unter 
dem Schutz des Arbeitsrechtes. Diese Ansätze seitens der japanischen Regierung, die 
illegalen Migranten in den Griff zu bekommen, wurde zuerst als Erfolg verzeichnet, aber 
nichts desto trotz kamen Migranten, die nicht in diesen Schema passen über illegale 
Methoden zu ihrem Aufenthalt und zur Arbeit. (Meissner 1994:96) 
Diese Gesetze sind ganz klar durch Standards gekennzeichnet und erlauben kaum Flexibilität. 
Die privaten Akteure, in diesem Fall die Unternehmen und die Betriebe haben die 
Möglichkeit die auszubildenden Migranten auszusuchen und sie als Mitarbeiter in ihren 
Unternehmen einzustellen. Dadurch das die Arbeitsmigranten nicht als Angestellte bzw. 
Arbeiter sondern als Auszubildende registriert sind, nützen viele Unternehmer diese 
Migranten aus indem sie keinen gerechten Lohn zahlen, keinen Bonus wie bei den 
japanischen Arbeitern auszahlen und außerdem sind sie Gefahren ausgesetzt, da sie in den 
gefährlicheren Arbeitsplätzen eingesetzt werden. (Meissner 1994:97) Für die 
Arbeitsmigranten gibt es kaum Möglichkeit sich auszusuchen wo sie arbeiten möchten. Dies 
hängt alles von den Arbeitsvermittlungsagenturen ab, die stark mit der japanischen Regierung 
verflochten ist. (Scheibenreiff 2004:55) 
 
Analysekategorie 3: Präsenz -  Fehlen von Sanktion 
In dieser Kategorie geht es um die Durchsetzung der Sanktionen in der Migrationspolitik. Die 
japanische Regierung hat mit ihrer Revision der Migrationsgesetze in den 90er Jahren es 
geschafft, Unternehmen, die illegale Arbeitsmigranten einstellten und auch direkt die 
Migranten zu bestrafen. Bei einer Anzeige wird bei den Unternehmen eine finanzielle Strafe 
folgen und bei den Migranten eine Abschiebung und das Verbot für eine bestimmte Zeit in 
das Land wieder einreisen zu dürfen. Die Sanktionen seitens der Immigrationsbehörde in 
Japan sind sehr streng und hier variieren die Arten der Strafen abhängig davon wie 
schwerwiegend das Delikt ist. Nach der Revision des Immigrations-Kontrollgesetzes und 
Flüchtlingsanerkennungsgesetzes muss jeder Migrant, der mit einem abgelaufenen Visum 
sich in Japan aufhält und von den Beamten der Immigrationsbehörde festgenommen wird, mit 
sofortiger Wirkung das Land verlassen und darf ab dem Tag der Abschiebung für einen 
Zeitraum von einem Jahr nicht mehr einreisen. (Asia People’s Friendship Society 1999) 
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Dieses Gesetz wurde im Jahr 2000 verschärft und der Zeitraum, indem diese illegalen 
Migranten nicht mehr nach Japan einreisen dürfen wurde auf fünf Jahre angehoben. Die 
Immigrationsbehörde rechtfertigt diese Erneuerung mit der Begründung die Wiedereinreise 
der illegalen Migranten zu vermindern. Die Problematik in diesen Fällen ist, dass die 
japanischen Behörden keine Ausnahmen machen, wenn der illegale Migrant eine Familie in 
Japan hinterlässt. Aber trotzdem gibt es einzelne Fälle, wo abgeschobene Migranten mit Hilfe 
von Nichtregierungsorganisationen (NGO) über das japanische Justizministerium eine 
Einreiseerlaubnis erhielten, obwohl sie eigentlich noch in der Zeit des Einreiseverbots waren. 
Vor allem Migranten, die mit einer Person, die die japanische Staatsbürgerschaft besitzt 
verheiratet sind, haben hier größere Chancen mit einer speziellen Erlaubnis in Japan zu 
bleiben. Wenn man eine Selbstanzeige bei Überschreiten der Aufenthaltsdauer macht und die 
Bereitschaft zeigt, das Land zu verlassen, kann man eventuell eine Lockerung der Fünf-
Jahres-Frist seitens der Immigrationsbehörde erlangen. (Asia People’s Friendship Society 
1999)  
Die Immigrationsbehörde in Japan macht durch Werbeplakate die Einwohner aufmerksam, 
dass der illegale Aufenthalt der Migranten ein strafrechtliches Delikt ist und fordert 
Verständnis bei der eigenen Bevölkerung bei der Bekämpfung von illegalen Migranten, wie 
man am folgenden Foto erkennt.  
 
(www.japanprobe.com/2008/11/22/new-poster-warns-about-illegal-immigrants/)11  
                                                 
11
 Slogan auf dem Bild: Helfen Sie uns bei der Bekämpfung von illegalen und kriminellen Migranten. 
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Analysekategorie 4: gesetzliche Regelungen - Verfahrensregelungen 
In dieser Kategorie werden die politischen Maßnahmen begutachtet, die in der 
Migrationspolitik in der japanischen Regierung und auch von zivilen Organisationen getätigt 
werden. Gesetzliche Regelungen sind gekennzeichnet durch die standardisierten Gesetze 
seitens der japanischen Regierung, vor allem durch die Arbeit vom Justizministerium und der 
Zusammenarbeit mit der Immigrationsbehörde. Es hat sich in den letzten Jahren 
herauskristallisiert, dass sich mit der Einbindung von Zivilorganisationen zwei wichtige 
Arbeitsbereiche entwickelt haben, welche für die Regierung einen hohen Stellenwert erlangt 
haben. Der erste Bereich befasst sich mit der Integration, im speziellen mit der kulturellen 
Integration der Migranten in Japan. In diesem Teil arbeitete man mit Hilfe des Ministeriums 
für Innere Angelegenheiten und Kommunikation (MIC), die in den durch Migranten dicht 
besiedelten Regionen eine Studie durchführte um die Integration der Migranten auf kultureller 
Basis zu beobachten. Diese Studie, die im Jahr 2005 durchgeführt worden ist, wurde dann 
2006 in einem Bericht veröffentlicht. Ein wichtiger Fachbegriff, der dadurch entstand ist das 
multikulturelle Zusammenleben (Tabunka kyosei  多?日?化?共?産?)12. Aus diesem Bericht liest 
man heraus, dass das multikulturelle Zusammenleben ein wichtiger Arbeitsbereich der lokalen 
Regierungen samt den Zivilorganisationen sei. (Aiden 2011:214) 
 
“The tabunka kyosei model is a culture-oriented integration policy. Indeed, it defines 
integration as a state of affairs in which, people with different nationalities and ethnicities 
live together as members of a local community by mutually recognizing cultural differences.”  
(Kibe 2011:60)  
 
Hiermit erkennt man, dass man hier als Ziel hat, die kulturellen Barrieren zwischen den 
Migranten aus verschiedenen Nationen zu minimieren in Einbindung der lokalen Regierung 
und den zivilen Organisationen. (Kibe 2011: 60) 
Der zweite Bereich beinhaltet die Zusammenarbeit zwischen der Regierung und den 
Unternehmen im Bereich der Arbeitsmigration. Die Interessensgruppen der Wirtschaft und 
Rechtsanwälte der LDP13 (Liberal Democratic Party) bildeten eine Arbeitsgruppe um die 
Integration der Arbeitsmigranten bestmöglich zu fördern. Die Arbeitsgruppe der LDP, die aus 
80 Politikern bestand und von Hidenao Nakagawa geführt wurde, erstellte ein neues 
Migration-Guidelines im Jahr 2008 und übergab dies dem damaligen Premierminister Yasuo 
                                                 
12
 Das Zentrum für Tabunka Kyosei bietet über ihrer Homepage (www.tabunka.jp) Hilfe für Migranten an um ein landesweites Netzwerk zu 
bilden. 
13
 Die LDP (Liberal Democratic Party) war mit Ausnahme von 1993-1994, zwischen 1955 bis 2009 immer die regierende Partei in Japan. 
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Fukuda14. Diese Guidelines beinhaltete die Bekämpfung der Arbeitskräftemangel, die durch 
die Alterung der Bevölkerung verursacht wird. Der Vorschlag, die Grenzen für 10 Millionen 
Migranten in den nächsten 50 Jahren zu öffnen würde Japan offiziell zu einem Migrationsland 
machen. Der Plan beinhaltet nicht nur die qualifizierten Arbeitsmigranten sondern auch die 
Öffnung der Grenzen für junge Migranten, die bereit sind in Japan ausgebildet und danach als 
qualifizierte Arbeitsmigranten tätig zu sein. Langfristig wird auch die Einbürgerung dieser 
Arbeitsmigranten vorgeschlagen. Hier erkennt man erstmals das Loslassen von der Idee der 
Arbeitsmigranten auf Zeit. Im Bericht der Arbeitsgruppe werden auch die internationalen 
Studenten erwähnt, denen man nach deren Studium das Leben und das Arbeiten in Japan 
schmackhaft machen könnte. Zusätzlich möchte man ungefähr 300.000 Migranten im 
Pflegebereich die Möglichkeit geben nach Japan zu kommen um zu arbeiten. Dieser Plan 
wurde von den Interessensgruppen der Wirtschaft willkommen geheißen, aber die japanische 
Regierung hat bis jetzt noch keine positive Reaktion diesbezüglich diesem Plan gegeben. 
(Kibe 2011: 62)  
In Japan erkennt man vermehrt in den letzten Jahren die Einbindung von privaten Akteuren 
und nimmt auch die Vorschläge an um in der Zukunft zusammen mit der Gesellschaft neue 
Guidelines oder Gesetze herauszuarbeiten. Nichts desto trotz bleibt das Schlusswort immer 
auf der Seite der Regierung, auch wenn die zivilen Organisationen ihren Beitrag leisten 




Analysekategorie 5: nur staatliche Akteure - nur private Akteure involviert 
In dieser Kategorie wird die Gegenüberstellung der Akteure in der japanischen 
Migrationspolitik diskutiert. Zu den staatlichen Akteuren in Japan gehören die Politiker der 
japanischen Regierung und der lokalen Behörden und auf der anderen Seite gibt es die 
Interessensvertretungen der Wirtschaft, sprich Unternehmen in verschiedenen Branchen und 
zivile Organisationen bzw. Nichtregierungsorganisationen (NGO) und Initiativen, die die 
Migranten auf Ihren Weg zum legalen Aufenthalt behilflich sind und deren Interessen 
vertreten. Die meisten NGOs in Japan, die in der Migrationspolitik involviert sind, bestehen 
meistens aus japanischen Bürgern und kämpfen seit den späten 80er Jahren des letzten 
Jahrhunderts für die Rechte der Migranten. Mit ihrer aktiven Teilnahme an das Geschehen in 
                                                 
14
 Yasuo Fukuda war zwischen 2007 und 2008 japanischer Premierminister. 
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der japanischen Migrationspolitik sind sie ein wichtiger Bestandteil in der japanischen Politik. 
Sie besitzen hier die Rolle der Opposition und als der eines Beobachters. (Yamamoto 2007:1) 
Eine signifikante NGO im Bereich der Migrationspolitik ist die „Ijuren 移?修?連 “15 , ein 
Netzwerk für die Arbeitsmigranten welches 1997 gegründet worden ist. Diese NGO arbeitet 
mit mehr als 90 Organisationen in ganz Japan zusammen. Die Pro-Migranten NGOs in Japan 
kritisieren sehr scharf die Methoden der Regierung, Migranten als Kriminelle zu bezeichnen. 
Die japanische Regierung und die Medien kreieren ein Bild der Migranten, als seien sie 
Schwerverbrecher und verbinden jegliche Art von Kriminaldelikten mit Migranten. Um hier 
Klarheiten zu schaffen präsentiert die NGO „Ijuren“, auch Statistiken zur Kriminalitätsrate 
mit der genauen Aufzeichnung von Beteiligungen der Migranten. Nach der Meinung der 
NGOs geht es hier um Menschenrechtsverletzung und Diskriminierung der Migranten, indem 
sie ohne konkrete Beweise zu Kriminellen und Verbrecher abgestempelt werden. Auf der 
anderen Seite kritisieren sie auch die Trainee Programme der Regierung, da die 
Arbeitsmigranten so finanziell ausgebeutet werden. Das japanische Justizministerium 
implementierte im Jahr 2004 eine Online-Plattform für japanische Bürger, wo sie illegale 
Migranten anzeigen konnten. Zu diesem unmoralischen Akt seitens der japanischen 
Regierung schrieb Ippei Torii16, Verbandspräsident der NGO „Ijuren“ folgendes: 
 
„The Ministry of Justice is to solicit information about illegal residents by emails? 
Outrageous….The word ungrateful (on shirazu) crossed my mind. They took advantage of 
migrant workers when Japanese businesses were short-handed and then disposed of them 
when they did not need workers any longer. On top of that, they blame these workers for 
contradictions in society by calling them a hotbed of crime…” (Torii 2004) 
 
Die Lösung, nach dem diese NGOs streben, ist die Schaffung einer bewussten und offenen 
Gesellschaft. Dieses Ziel sei erreichbar durch soziale Integration. Trotz der kritischen Haltung 
zur Regierung arbeiten diese NGOs auch mit lokalen Behörden zusammen um ihre Ziele 
näher zu bringen und auch langfristig zu erreichen. In der Tokyo-Kanagawa Region wurden 
nur sechs von 78 Pro-Migranten Organisationen als NGOs registriert, da sie so Interventionen 
seitens der Regierung vermeiden wollten. (Shipper 2004:2) 
Die Vorteile einer NGO-Registrierung sollen so minimal sein, da eine finanzielle 
Berichterstattung an die Regierung verpflichtend ist und so die Regierung genau Bescheid 
                                                 
15
 Die Ijuren hat auf ihrer Homepage in verschiedenen Sprachen, die wichtigsten Hilfsmaterialien für Migranten zusammengefasst um so 
eine Plattform zu schaffen. (www.jca.apc.org)   
16
 Torii Ippei ist Verbandpräsident bei Ijuren und bei der Gewerkschaft Zentoitsu und kritisiert scharf die japanischen Trainee-Programme 
seitens der Regierung. 
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weiß, wie und wo sie intervenieren kann. Das ist auch ein Grund dafür, dass die NGOs in 
Japan nicht gut strukturiert sind und es unübersichtlich ist, da viele Teilnehmer einer 
Organisation auch bei anderen Organisationen tätig sind, die nicht als NGOs registriert sind. 
(Yamamoto 2007:5)  
Nichts desto trotz veranstalten die „Ijuren“ und ihre Organisationen jährlich eine 
Diskussionsplattform mit Regierungsmitglieder um Anliegen und Fragen in der 
Migrationsdebatte zu diskutieren. Diese Veranstaltungen nennen sich „Shocho kosho 所?長?
人?渉?“, welches übersetzt ministerielle Verhandlungen bedeutet. Hier werden auch Fragen 
gestellt diesbezüglich Migranten, die ohne Rechtens in Gewahrsam genommen wurden, die 
harte Gangweise der Polizeibehörden um die verantwortlichen Ministerien zur Rechenschaft 
zu ziehen. Obwohl diese Diskussionen meistens zu keine konkreten Lösungen führen, zeigt 
die Regierung Bereitschaft diese Fälle zu begutachten und den Anfragen nachzugehen. Auch 
zahlreiche Teilnahmen an internationalen Konferenzen zum Schutz der Migranten werden 
seitens der japanischen Zivilorganisationen unternommen und so schaffte man im Jahr 2006 
über den Menschenrechtsbericht der UN-Kommission auf die Situation der Migranten in 
Japan aufmerksam zu machen. Trotz der starken Bemühungen der NGOs und anderen 
Zivilorganisationen ist es momentan noch sehr schwer gegen die negative Medienhetze in 
Japan anzukämpfen und die Anliegen der Migranten publik zu machen. (Yamamoto 2007:7)   
Die politischen Akteure, die in der Migrationsdebatte involviert sind, sind folgende 
Ministerien: Justizministerium (MOJ), Ministerium für Auswärtiges (MOFA), aber auch das 
Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Technologie (MEXT) sowie 
jenes für Gesundheit, Arbeit und Wohlfahrt (MHLW). In Verbindung dieser Ministerien wird 
die japanische Migrationspolitik gestaltet und weil mehrere Ministerien hier involviert sind, 
kommt es hier auch zu Interessenskonflikte innerhalb der politischen Akteure. Nichts desto 
trotz nimmt das Justizministerium eine zentrale Rolle, da die Einwanderungsbehörde diesem 
Ministerium angegliedert ist. Somit hat das Justizministerium die administrative 
Entscheidungsgewalt über den Aufenthalt der Migranten in Japan. (Behagl und Vogt 
2006:131)  
Der politische Apparat in der japanischen Migrationspolitik, sprich das Justizministerium hat 
hier eine sehr starke Rolle und entscheidet generell auf erster Stufe ohne die Einbindung von 
anderen Ministerien, geschweige denn Zivilorganisationen. Hier erkennt man eine sehr hohe 
Dominanz der Ministerien gegenüber der Entscheidungseinbindung von Zivilorganisationen. 
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Polity-Dimension  
 
Analysekategorie 6: Hierarchie - Markt 
In dieser Kategorie werden die Strukturen, in denen die staatlichen bzw. privaten Akteure 
handeln, erläutert. Hier ist die Frage, ob Entscheidungen innerhalb der Institutionen nur von 
einigen Personen, sprich Entscheidungsträger ohne des gemeinsamen Konsens oder auch die 
Einbindung von anderen Akteuren getroffen werden. Auch das Vorhandensein von einer 
Netzwerkstruktur in der japanischen Migrationspolitik, wo staatliche und private Akteure 
zusammen Entscheidungen beeinflussen können, wird untersucht.  
Das Ziel der japanischen Regierung in der Migrationspolitik ist ein intelligentes 
Migrationssystem zu entwickeln, dass einfach, effizient und schnell Migranten in das Land 
zulässt, welche für die öffentlichen und nationalen Interessen sind und für die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung Japans einen Beitrag leisten können. Auf der anderen Seite 
möchte man die Sicherheit der eigenen Bürger gewähren und internationalen Terrorismus und 
Kriminalität bekämpfen. Diese Maßnahmen beinhalten auch die sofortige Abschiebung von 
straftätig gewordenen Migranten. Um das Einreise-Prozedere in allerlei Hinsicht so einfach 
wie möglich zu gestalten hat das japanische Justizministerium Guidelines für die 
Einreisebestimmungen auf ihrer Homepage veröffentlicht, die mit jeder Veränderung 
aktualisiert werden. Auf nationaler Ebene arbeiten bei der Migrationsbehörde  3714 Beamte, 
die die Aufgabe und Verantwortung haben, in ganz Japan Anträge auf 
Aufenthaltsgenehmigungen entgegenzunehmen, sie zu bearbeiten und zu entscheiden ob die 
Aufenthaltsgenehmigung erteilt oder die Migranten abgeschoben werden. (Kimizuka 2010:2) 
In Gemeinden und Region, wo eine sehr hohe Dichte von Migranten leben, erkennt man in 
den letzten Jahren vermehrt die Überforderung der Beamten mit den Migranten, die der 
japanischen Sprache nicht mächtig sind und keine Kenntnis des japanischen Sozialsystems 
besitzen. Somit mussten die Behörden auf Kooperationen mit den lokalen Zivilorganisationen 
setzen um so den Problemlösungen näher zu kommen. Auf der anderen Seite gibt es auf 
regionaler Ebene Behörden, die jahrelange Erfahrungen mit Oldcomers, sprich Chinesen und 
Koreanern hatten und mit der Zeit eigene Strategien entwickelt haben um die Inhalte der 
Gesetze verständlicher zu machen. (Komai und Watado 1997)  
Landesweit erkannte man mittlerweile die Wichtigkeit der Integration für die Migranten und 
immer mehr regionale Regierungsbehörden arbeiten mit Zivilorganisationen zusammen um 
einen Zugang zu den Migranten zu schaffen. Hier werden zusammen Guidelines 
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herausgegeben, wo das Zusammenleben mit Migranten proklamiert wird. (Tegtmeyer Pak 
2000)  
Die Entscheidungen der japanischen Regierung in der Migrationspolitik sind horizontal 
aufgebaut und werden so über das Justizministerium an die lokalen Behörden weitergegeben. 
Nichts desto trotz arbeiten die lokalen Behörden mit Zivilorganisationen und geben deren 
Vorschläge auch in die Guidelines, die veröffentlicht werden. Hier erkennt man 
netzwerkartige Strukturen, wo Entscheidungen auf mehrere Akteure verteilt sind. In den 
Regionen mit hohem Anteil von Migranten haben sich 2001 zivile Organisationen 
zusammengeschlossen und mit der Hilfe von Anwälten probieren sie auf die zentrale 
Regierung Druck zu machen und das Gespräch zu suchen um hier auch Entscheidungen 
mitgestalten zu können. Diese Organisationen setzen sich auch für das Wahlrecht der 
Migranten, die eine mehrjährige Aufenthaltsdauer nachweisen können. Folgender Satz wurde 
von einem Aktivist bei einer Demonstration wiedergeben: 
 
„We believe that if we (i.e. permanent or long-term resident foreigners) earn due recognition 
as members of the local community, then Japanese society would become truly 
internationalized and would move toward the realization of a multi-ethnic and multi-cultural 
society.” (Tanaka und Kim 2006:12) 
 
Man erkennt, dass die Existenz von Netzwerkstrukturen gegeben ist, aber es doch noch 
schwer ist auf politischer Ebene bei der Migrationspolitik Akzente zu setzen. Auf lokaler 
Ebene arbeiten die Behörden mit den Zivilorganisationen zusammen, da sie mit der 
Problematik der Integration direkt konfrontiert ist. Innerhalb der Zivilorganisationen wird 
gemeinsam entschieden und die Empfehlungen veröffentlicht.  
 
Analysekategorie 7: zentral - verteilte Autorität 
In dieser Kategorie wird untersucht ob die Autorität diesbezüglich der Migrationspolitik 
vermehrt zentral oder dezentral verteilt ist. Im Allgemeinen sind die Möglichkeiten der 
Zivilorganisationen, ihre Anliegen und ihre Einmischung in der Mitgestaltung der 
Migrationspolitik schwieriger als in anderen Staaten, da die japanische Politikstruktur mit 
ihrer starren Bürokratie die Situation für die Akteure erschwert. (Pekkanen 2006)  
Politische Entscheidungen werden stark durch die Autorität der zentralen Regierung 
gekennzeichnet. In Japan ist die Struktur der Zivilorganisationen auf zwei verschiedenen 
Arten strukturiert. Auf der einen Seite sind in Japan unzählige kleine Organisationen auf 
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lokaler Ebene vorhanden, die das Ziel haben, die Entwicklung der Menschen auf sozialer und 
wirtschaftlicher Basis zu erreichen und auf der anderen Seite gibt es aber wenige 
Organisationen, die unabhängig und auf professioneller Weise einen Fall nachgehen oder 
politische Kampagnen veranstalten um Druck auf die zentrale Regierung ausüben. Zu dieser 
Kategorie zählt man auch die internationalen Zivilorganisationen, wie Amnesty International 
oder Greenpeace. Nach Pekkanen gibt es in Japan nicht die Möglichkeit, über 
Zivilorganisationen Akzente zu setzen oder bei der Mitgestaltung von politischen 
Entscheidungen einen Beitrag zu leisten. Die Zivilorganisationen in Japan bezeichnet er als 
schlicht Mitglieder einer Organisation ohne Interessensgruppen. (Pekkanen 2004:243) 
Die Gründe für die starre Partizipation der Zivilorganisationen bei politischen Entscheidungen 
in Japan kann man schon in der Entwicklungsphase der Meiji-Periode (1868-1912)17 erkennen, 
wo Zivilorganisationen seitens der japanischen Regierung zusammengeschlagen wurde. Dies 
ging bis zur Nachkriegszeit weiter und infolgedessen, kam es aber dann doch zu Lockerungen 
bei der Anmeldung von Zivilorganisationen, die sich mit dem sozialen Wohl der 
Gemeinschaft, Rechte der Religionsgemeinschaften und für den Zugang zur medizinischen 
Versorgung einsetzten. Nach der langsamen Entwicklung der Zivilorganisationen in Japan 
kam es dann im Jahr 1998 zu einem Gesetzesentwurf der japanischen Regierung, welches die 
Anmeldung von Nichtregierungsorganisationen vereinfachte. Die Regierung erleichterte mit 
diesem Gesetz die Anmeldung der Nichtregierungsorganisationen und ermöglichte diesen 
Organisationen auch steuerliche Vergünstigungen. Somit haben sich bis ins Jahr 2004, fast 
16.000 Zivilorganisationen als legale Nichtregierungsorganisationen registriert. Die 
Regierung konnte durch dieses Gesetz einen leichteren Zugang zu den 
Nichtregierungsorganisationen haben und konnte auch kontrollieren ob die NGOs die 
Anforderungen erfüllen. Wegen dem Zugang bzw. Einsicht der Regierung in die NGOs, 
haben sich viele Zivilorganisationen entschieden, sich nicht zu registrieren um 100% 
unabhängig zu bleiben. (Yamanaka 2011:100) 
Mit der Migrationsflut in den 80er und 90er Jahren des letzten Jahrhunderts hat man seitens 
der Regierung das Immigrationskontrollgesetz und das Flüchtlingsanerkennungsgesetz neu 
novelliert um mit einer strengen Strafverfolgung die illegalen Einwanderer und vor allem die 
Arbeitsmigranten abschieben zu können. Es ist ersichtlich, dass anhand dieser Novellierung 
des Gesetzes nicht die Rechte der Migranten geschützt war. Somit waren diese Migranten auf 
Hilfe seitens der Zivilorganisationen angewiesen. Die Gruppen von Sozialarbeitern und 
Religionsvertreter formten so informelle Plattformen um die Migranten die Möglichkeit zu 
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 In der Meiji-Periode (1868-1912) wurde aus dem rückständigen Feudalstaat Japan eine imperiale Großmacht geschaffen. Diese 
Entwicklung, die Japan in dieser Periode durchlebt hat, ist sehr bedeutend für das heutige Japan.  
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geben, dass sie zu ihren Rechten kommen. Aber durch ihre unorganisierte Struktur und das 
Fehlen von finanziellen Möglichkeiten ist es schwer große Änderungen über die lokalen 
Behörden und schlussendlich bis zur Zentralregierung durchzubringen. Somit konzentrierten 
sich diese Organisationen auf dem Bereich der Integration, wie zum Beispiel das Erlernen der 
japanischen Sprache, diverse Kulturprogramme, rechtliche Beratung und die Lösung von 
individuellen Problemen. Im Laufe der Jahre erst konnte man sich der lokalen Behörden 
annähern und Lobbying für die Rechte der Migranten betreiben. Im Jahr 1997 gründete man 
ein Netzwerk, welche die Rechte der Arbeitsmigranten als Vordergrund hatte. So wurde mit 
Hilfe von Rechtsanwälten und die Verbesserungen bzw. Vernetzungen der 
Zivilorganisationen eine Annäherung zu den Akteuren mit politischen Entscheidungskräften 
geschaffen. Mittlerweile haben Bürgermeister von Regionen mit einem hohen Anteil an 
Migranten die Hilfe und Beratungen der Zivilorganisationen angenommen und tragen diese 
Anliegen zur Zentralregierung weiter. Man erkennt in Japan, dass die Entscheidungen in der 
Migrationspolitik stark von der Zentralregierung gestaltet werden und den dezentralen 
Autoritäten eine geringe Möglichkeit gegeben wird bei der Gestaltung teilzuhaben. 
(Yamanaka 2011:101)            
 
Analysekategorie 8: institutionalisierte - nicht-institutionalisierte Interaktionen 
In dieser Kategorie geht es um die institutionalisierten und die nicht-institutionalisierten 
Interaktionen die in Japan in der Migrationspolitik herrschen. Die institutionalisierten 
Interaktionen in der japanischen Migrationspolitik sind durch die Zentralregierung 
gekennzeichnet und beruhen auf fixen Gesetzestexten, fixe Regelungen und Verträge die ohne 
Flexibilität durchgesetzt werden. Das japanische Justizministerium ist in der Migrationspolitik 
zuständig und arbeitet auf Regierungsebene mit der Immigrationsbehörde und dem 
Arbeitsministerium zusammen. Implementierungen und Entscheidungsträger in der 
Migrationspolitik sind klar definiert im Immigrationskontrollgesetz und dem 
Flüchtlingsanerkennungsgesetz. Auf der Homepage des Immigrationsbüros werden die 
Akteure klar definiert, die die Entscheidungen durchführen und auch die aktualisierten 
Gesetze bekanntgegeben. (www.immi-moj.go.jp)  
Das oberste Organ in der Migrationspolitik ist das Justizministerium und diesem Organ folgt 
die Immigrationsbehörde, die wiederum in acht regionalen Behörden und drei Zentren für 
Schubhaft geteilt ist.  
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(www.immi-moj.go.jp – Organization/Structure of the Immigration Bureau) 
 
Hingegen die nicht-institutionalierten Interaktionen in der japanischen Migrationspolitik sind 
durch Zivilorganisationen gekennzeichnet, die informell, klein, nur auf lokaler Ebene 
agierend und wenig finanzielle Mitteln besitzen. Der Einfluss auf die Entscheidung von 
politischen Maßnahmen in der Migrationspolitik seitens der Zivilorganisationen, die sich 
aktiv für die Rechte der Migranten einsetzten, ist bis jetzt als minimal zu bezeichnen. 
Währendessen haben aber auch Mitglieder der Regierung es befürwortet, Zivilorganisationen 
bei politischen Entscheidungen in der Migrationspolitik teilhaben zu lassen. Vor allem waren 
diese Personen Bürgermeister und Bürokraten der Regionen, wo ein hoher Anteil der 
Migranten ansässig sind. Diese Regierungsbehörden auf lokaler Ebene waren stark mit den 
Problemen der Migranten konfrontiert und um diese Konflikte und Probleme lösen zu können, 
waren sie der Meinung, dass die Regierung Zivilorganisationen bei politischen 
Entscheidungen miteinbezieht. Trotzdem ist der Spielraum der Zivilorganisationen als sehr 
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Analysekategorie 1: gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law) 
In dieser Kategorie werden die gesetzlichen Verbindlichkeiten und die Verbindlichkeiten 
ohne rechtlicher Konsequenz, sprich Soft Law in der Migrationspolitik der Volksrepublik 
China gegenüber gestellt. Das chinesische Immigrationsgesetz ist noch in der Konstruktion, 
aber der rechtliche Rahmen für Migranten, die nach China einreisen, beruht auf das Gesetz 
der Volksrepublik China für die Einreise und Ausreise Fremder (Law of the People’s Republic 
of China on Entry and Exit of Aliens), welches am 22.November 1985 im 6.Ständigen 
Ausschuss des Nationalen Volkskongresses 18  in der 13.Sitzung verabschiedet wurde. 
(www.china.org.cn)  
Dieses Gesetz ist rechtlich verbindlich und umfasst die Handhabung eines Fremdens bei der 
Einreise, Durchreise bis zur Abreise innerhalb chinesischen Territoriums. Folgend werde ich 
einen kurzen Überblick des Gesetzes wiedergeben. Bevor ein Migrant in China die Absicht 
hat, muss er sich für das richtige Visum entscheiden und bei einer chinesischen 
Vertretungsbehörde in seinem Heimatland die Aufenthaltsgenehmigung beantragen. Diese 
chinesischen Vertretungsbehörden unterliegen dem Ministerium für internationale 
Angelegenheiten. Bei der Durchreise Chinas, welche die Zeit von 24 Stunden nicht 
überschreitet, muss laut Gesetz kein Visum beantragt werden. Migranten, die die Absicht 
haben in China zu arbeiten, müssen bei der Einreise zusätzlich ihren Arbeitsvertrag und einen 
Einladungsbrief nachweisen. Jeder Migrant, der sich in China für eine längere Zeit aufhält 
muss eine Aufenthaltskarte bei sich tragen um sich jeder Zeit ausweisen zu können. Bei nicht 
Erfüllung der Anforderungen zum Aufenthalt auf chinesischem Territorium, wird als 
Konsequenz der Migrant abgeschoben oder sein Aufenthalt wird nicht mehr verlängert bzw. 
annulliert. Wenn eine Strafhandlung eines Fremden vorliegt, darf diese Person das 
chinesische Territorium nicht verlassen, bis der Fall gelöst ist. Auf chinesischem Territorium 
liegt die Autorität der Handhabung der Migranten beim Ministerium für öffentliche Sicherheit 
und auch dem Ministerium für internationale Angelegenheiten. Wie man durch das Gesetz 
erkennt sind alle im Gesetz verankerte Punkte rechtlich verbindlich und es gibt hier keinen 
Spielraum, die Gesetze zu umgehen. Dieses Gesetz trat am 1.Februar 1986 in Kraft und wurde 
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 Der Nationale Volkskongress in China hat fast 150 Mitglieder und tagt sechs Mal im Jahr und ist de facto das Parlament der 
Volksrepublik China.  
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im Jahr 1994 durch das Ministerium für öffentliche Sicherheit und dem Ministerium für 
internationale Angelegenheiten promulgiert. (www.ebeijing.gov.cn)  
Somit erkennt man, dass es in China vermehrt Maßnahmen mit rechtlicher Verbindlichkeit 
existieren und kaum Empfehlung im Bereich des Soft Law seitens der Regierung in der 
Migrationspolitik gibt.  
 
Analysekategorie 2: starr - flexible Ansätze zur Durchführung 
Die chinesische Zentralregierung und akademische Arbeitsgruppen haben in den letzten 
Jahren erst begonnen, ein ausführliches Migrationsgesetz auszuarbeiten, da die Anzahl der 
Migranten, die sich länger als sechs Monate in China aufhalten mit der wachsenden 
Wirtschaft im Steigen ist. Migrationsexperten, wie Professor Zhang Jijiao, Wissenschaftler 
des Ethnologie und Anthropologie Institutes, beraten die Zentralregierung anhand von 
westlichen Erfahrungen in der Migrationspolitik. Ein signifikantes und wichtiges Treffen fand 
im Jahr 2009 statt, wo sich Beamte des Ministerium für öffentliche Sicherheit, der Pekinger 
Verband der Rechtsanwälte, Wissenschaftler der Universität für öffentliche Sicherheit und des 
Ethnologie und Anthropologie Instituts teilgenommen haben. Die Annäherung der wichtigen 
Akteure war ein wichtiger Aspekt, aber zu konkreten Herausarbeitungen von neuen Impulsen 
in der Migrationsfrage kam es dabei nicht. (The Economic Times 2010:5) 
Im Vergleich zu den Gesetzen in der Migrationspolitik im Westen, befasst sich das 
chinesische Migrationsgesetz, wie schon in der letzten Kategorie beschrieben, nur auf die 
Einreise-, Durchreise- und Ausreisebestimmungen. Als undurchsichtig wird die Gesetzgebung 
in der Frage des Aufenthaltes für einen Arbeitsmigranten beschrieben. Man erkennt, dass die 
chinesische Migrationspolitik die wirtschaftlichen Konsequenzen einer Migrationsflut nicht in 
Erwägung gezogen haben. Langfristig muss eine Regelung in der chinesischen 
Migrationspolitik ausgearbeitet werden, da mit dem Ansteigen der Migranten weitere 
Probleme entstehen werden. Aus westlicher Seite wird die Unterteilung der Arbeitsmigranten 
stark empfohlen. (The Economic Times 2010:5) 
Konkret weist man hier auf die Teilung zwischen qualifizierten und unqualifizierten 
Arbeitsmigranten, Ausbildungsprogramme für Migranten und auch eine Gestaltung attraktiver 
Konditionen für Spezialisten aus dem Ausland. Hinzu kommen die Probleme der Integration 
der Migranten in die chinesische Gesellschaft, kulturell wie auch sprachlich und die 
Auswirkung in China auf sozialer und wirtschaftlicher Ebene durch die Migranten. Bis in den 
80er Jahren des letzten Jahrhunderts war es üblich in Peking, Migranten innerhalb eines 
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Radius von 20 km vom Tian’anmen-Platz19 anzusiedeln. Nach dem man aber das Land im 
Jahr 1995 komplett für Touristen geöffnet hat, hat die Zentralregierung in Peking diese 
Maßnahme zur Ansiedlung von Ausländern gelockert und seit 2003 konnte man als Ausländer 
frei entscheiden wo man sich aufhalten bzw. wohnen wollte. Seit dem die Zentralregierung im 
Jahr 2004 Maßnahmen zu Erteilung von unbefristeter Aufenthaltsgenehmigung getroffen hat, 
hat man in zwölf Provinzen und in der Gegend um Qinghai im Nordwesten des Landes diese 
umgesetzt und im Oktober 2009 haben somit 311 Migranten in Peking die unbefristete 
Aufenthaltsgenehmigung erhalten. (China Daily 2010:5)  
Mit der Veranstaltung der Olympischen Spielen in Peking im Jahr 2008 sahen viele 
Migranten eine große Möglichkeit nach China zu emigrieren und Teil des chinesischen 
Wirtschaftsaufschwunges zu sein. Die Komplexität der internen Migration in China und die 
Ausarbeitung eines Immigrationsgesetzes für Migranten von Außen ist momentan eine große 
Herausforderung für die chinesische Zentralregierung. Die chinesische Zentralregierung ist 
hier stark von Experten dieses Gebietes abhängig und muss durch die Ausarbeitung eines 
Gesetzes selbst eine Linie finden, die die Umsetzung starr oder flexibel gestaltet.             
 
Analysekategorie 3: Präsenz - Fehlen von Sanktion 
Obwohl das Immigrationsgesetz seitens der chinesischen Zentralregierung sich im 
Aufbauprozess befindet, gibt es Sanktionen, die sich auf das Gesetz der Volksrepublik China 
für die Einreise und Ausreise Fremder (Law of the People’s Republic of China on Entry and 
Exit of Aliens) von 1985 beruhen. In der Novellierung des chinesischen Fremdengesetzes sind 
acht Kategorien der Aufenthaltsberechtigungen beschrieben. Diese sind nach phonetischen 
Buchstaben der chinesischen Sprache eingeordnet. Diese Kategorien sind das Visum D, 
Visum Z, Visum X, Visum F, Visum L, Visum G, Visum C und das Visum J, welches in J-1 
und J-2 unterteilbar ist. (FMPRC 2011)  
Das Visum D wird ausgestellt wenn man sich permanent in China aufhalten möchte. Der 
Antrag muss über die Verwandten vor Ort in China bei der Einreise und Ausreise Behörde des 
Büros für öffentliche Sicherheit beantragt werden, wo der Antragsteller wohnen wird. Das 
Visum Z ist für Migranten, die die Absicht haben bei einem Unternehmen in China zu 
arbeiten. Hierzu muss man bei der Einreise eine Einladung oder ein Vertrag des Arbeitsgebers 
nachweisen können. Das Visum X ist für Personen, die sich in China wegen Studienzwecken 
aufhalten möchten. Man muss beweisen können, in welcher Institution man studieren möchte 
und zusätzlich wird ein medizinisches Attest seitens der chinesischen Behörde verlangt. Das 
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 Der Tian’anmen-Platz wird auch als der Platz des himmlischen Friedens bezeichnet und ist mit einer Fläche von 40ha einer der größten 
befestigten Plätze der Welt. 
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Visum F ist für Wissenschaftler, Künstler oder Geschäftsreisenden, die nicht die Zeit von 
sechs Monaten überschreiten werden. Hier wird die Einladung seitens der Institution oder des 
Unternehmens bei der Einreise essentiell. Das Visum L ist für Touristen und Ausländer, die 
ihre Familienangehörigen in China besuchen möchten. Hier muss man nachweisen können, 
dass man im Besitz eines Rückflugticket bzw. Rückfahrtticket in seinem Heimatland hat. Das 
Visum G ist für Ausländer, die sich in China nur zur Durchreise aufhalten. Das Visum C ist 
für Crewmitglieder, die für die Zug- bzw. Fluggesellschaften arbeiten und sich nur für eine 
kurze Zeit in China aufhalten. Das J-1 und J-2 Visum ist für Reporter, Journalisten und 
Berichterstatter aus dem Ausland. Der Unterschied zwischen J-1 und J-2 liegt in der 
Zeitspanne, wie lange sich diese Personen in China aufhalten. (www.enghunan.gov.cn 2011)  
Diese Visa sind bei chinesischen Behörden des Ministeriums für internationale 
Angelegenheiten in deren Heimatstaaten zu beantragen. Wenn man sich nicht an diesen 
Einreisebestimmungen halte befindet man sich in der Illegalität und es folgen Sanktionen. 
Jede Person kann bei nicht Einhaltung der Einreisebestimmungen seitens der chinesischen 
Behörden aufgehalten und festgenommen werden bevor sie dann abgeschoben werden. 
Andere Sanktionen wären die Bezahlung einer Strafe, eine Mahnung oder eine Inhaftierung in 
einem Gefängnis. Bei ernsteren Delikten kann der Fremde nach chinesischem Recht verurteilt 
werden und im schlimmsten Fall drohe der Person auch die Todesstrafe. Die Verfolgung von 
Kriminaldelikten seitens der Migranten unterliegt dem Arbeitsbereich des Ministeriums für 
öffentliche Sicherheit. (FMPRC 2011)  
Wie in Japan gibt es auch in China auf regionaler Ebene Fälle, wo die lokalen Behörden die 
Einheimischen belohnten, wenn man illegale Migranten bei der Behörde meldet. Die 
Belohnung belief sich auf 100 RMB (ca. €12.-) und so wurden im Jahr 2009 Zehntausende 
illegale Migranten detektiert und des Landes verwiesen. (Wang und Keyton 2010)  
Sanktionen in der Migrationspolitik in China sind klar definiert und werden mit aller Härte 
exekutiert und es gibt für jede Überschreitung der Gesetze in der Migrationsfrage Sanktionen.         
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  (Wang und Keyton 2010) 
 
 
Analysekategorie 4: gesetzliche Regelungen - Verfahrensregelungen 
Die chinesische Gesetzgebung in der Migrationspolitik beruht auf Maßnahmen materieller 
Regulierung, sprich es wird fixe Regelungen seitens der Zentralregierung geschaffen. 
Mittlerweile hat sich die Wichtigkeit der Migrationsdebatte in China stark erhöht und die 
Zentralregierung setzt sich mit Wissenschaftlern und Experten zusammen um auch deren 
Vorschläge in die Zusammenstellung eines neuen bzw. moderneren Migrationsgesetzes 
einzubinden. Die Vorschläge der Wissenschaftler und den Experten im Bereich der Migration 
proklamieren sehr stark eine klare und transparente Kategorisierung und einer attraktiveren 
Migrationspolitik, die die Probleme der alternden chinesischen Bevölkerung und die 
Engpässen von Arbeitskräften in gewissen Branchen bekämpft. (Abhinav 2011:5)  
Der Direktor des China and Globalization Research Center20 (CCG) Wang Huiyao bringt 
folgende Vorschläge zur Migrationsdebatte ein. Huiyao meint, dass man Kategorisierungen in 
den verschiedenen Aufenthaltstitel schaffen muss, wie die Beurteilung nach 
Qualifikationsprofilen der Arbeitsmigranten um so Experten und Professionisten den Zugang 
zum chinesischen Arbeitsmarkt zu erleichtern. Experten und Wissenschaftlern sollte eine 
sofortige unbefristete Aufenthaltsgenehmigung erteilt werden. Ein wichtiger Punkt hier ist 
auch die Herausarbeitung eines Einbürgerungsgesetzes, welches Migranten, die sich eine 
längere Zeit in China aufhalten die Möglichkeit gibt die chinesische Staatsbürgerschaft zu 
erhalten. Hinzugefügt werden auch Menschen mit chinesischer Abstammung, die nicht in 
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 Das CCG ist eine Denkfabrik mit Sitz in Peking und besteht aus Intellektuellen und Wissenschaftler aus der Wirtschaft und von der 
Regierung und befasst sich mit Themen um China bestmöglich in der Welt zu positionieren. (www.ccg.org/cn) 
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China aufgewachsen sind, aber so trotzdem einen Anspruch auf die Wiedererlangung der 
chinesischen Staatsbürgerschaft haben. Nach Huiyao ist es auch notwendig, mehr 
ausländische Studenten zu den chinesischen Universitäten zu holen. Um Arbeitsmigranten 
vermehrt nach China zu holen, müssen auch die chinesischen Unternehmen hier eingebunden 
werden. Zum Schluss erwähnt Huiyao auch die Wichtigkeit der Einführung von 
Doppelstaatsbürgerschaften wie in anderen Industriestaaten um keine Hürden für qualifizierte 
Arbeitsmigranten zu schaffen. (www.echinacities.com 2010)  
Tatsächlich wurde schon Anfang des 21.Jahrhunderts ein Programm seitens der 
Zentralregierung geschaffen, welches die Attraktivität der qualifizierten Arbeitsmigranten 
erhöhen sollte. Hier inbegriffen sind auch Chinesen, die im Ausland studiert haben um sie 
wieder nach China zurück zu holen, sodass man keine qualifizierten Chinesen an andere 
Staaten verliert. Man erkennt in der chinesischen Regierung, dass sie sehr wohl ein Gehör für 
die nicht-staatlichen Akteure zu haben, aber die Maßnahmen und Regulierungen in der 
Migrationspolitik weisen standardisierten Charakter auf. Es wird sich in geraumer Zeit zeigen, 
wie weit die Empfehlungen seitens der nicht-staatlichen Akteure angenommen werden und 




Analysekategorie 5: nur staatliche Akteure – nur private Akteure involviert 
In der Volksrepublik China ist der staatliche Akteur die Zentralregierung. Die Führung liegt 
bei der Kommunistischen Partei und in der Migrationsfrage ist das Ministerium für 
öffentliche Sicherheit auf chinesischem Territorium und im Ausland ist das Ministerium für 
internationale Angelegenheiten beteiligt. Laut dem Büro des Ministeriums für öffentliche 
Sicherheit, sind 26,11 Millionen Ausländer im Jahr 2007 nach China eingereist und davon 
kamen 2,85 Millionen nach China um zu arbeiten. Im Jahr 2007 lebten 538.892 Ausländer in 
China, die länger als sechs Monate sich im Lande aufgehalten haben. Mehr als die Hälfte 
waren bei internationalen Unternehmen beschäftigt. Auf Grund der Wirtschaftskrise im Jahr 
2008 wurde die Anzahl der Einreisenden im Jahr 2009 klein wenig rückgängig, aber nichts 
desto trotz reisten 21,93 Millionen in China ein. Ende 2010 führte die Zentralregierung eine 
Zählung der Bevölkerung und berücksichtigte dieses Mal auch die Anzahl der Ausländer. 
Somit kann man folgend eine Statistik veranschaulichen, wie viele Ausländer nach Nationen 
sich im Jahr 2010 in China aufgehalten haben. (Haimei 2011)  
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Staat Anzahl 
1. Südkorea 120 750 
2. USA 71 493 
3. Japan 66 159 
4. Myanmar 39 776 
5. Vietnam 36 205 
6. Kanada 19 990 
7. Frankreich 15 087 
8. Indien 15 051 
9. Deutschland 14 446 
10. Australien 13 286 
 (2011:Daten vom Nationalen Büro für Statistik in China) 
 
Die Zentralregierung ist mit der Bewältigung der rasant steigenden Migranten überfordert und 
ist angewiesen auf Nichtregierungsorganisationen (NGO), die hier als Beratungsorgane 
agieren um auch das Migrationsgesetz an die Gegebenheiten anzupassen. In China werden 
NGOs zugelassen, aber es ist schwer frei arbeiten zu können, da es viele Restriktion seitens 
der Zentralregierung gibt. Somit agieren viele NGOs im illegalen Rahmen. Das Wort 
Nichtregierungsorganisation wird in China nicht so oft in den Mund genommen, da es im 
Chinesischen, so viel, wie Antiregierungsorganisation heißt. Dadurch wird in China vermehrt 
der Begriff einer sozialen Organisation verwendet. (Brie und Pitzker 2004:14) 
Die chinesische Zentralregierung kontrolliert mit höchster Vorsicht NGOs, wo die Gefahr 
besteht, dass sich diese selbstständig machen könnten und so eine Gefahr für die Regierung 
sein können. Arbeitsmigranten, die in Shanghai in einer Fabrik arbeiteten, haben sich 
zusammen organisiert und schrieben einen Brief an die Behörde um bessere 
Arbeitskonditionen zu erlangen. Nach Berichten der lokalen Behörden wurde diese 
Organisation niedergeschlagen um sie Mundtod zu machen. (POMB 2000) Diese 
Notwendigkeit wird damit begründet, dass man eine schnelle Expansion dieser 
Organisationen verhindern möchte um diesen Organisationen nicht die Möglichkeiten zu 
geben, sich ein strukturiertes Netzwerk aufbauen zu können. (Lu 2005:2) 
Somit erkennt man, dass seitens der Zentralregierung große Hürden gestellt werden und es 
somit für Nichtregierungsorganisationen in China schwer ist, unabhängig von der 
Zentralregierung zu agieren und öffentlich zu arbeiten. Dies beinhaltet auch die Gründung 
von einer solchen Organisation. Auch den internationalen Nichtregierungsorganisationen, die 
sich vor allem mit den Rechten der Flüchtlingen aus Nordkorea auseinandersetzen und auch 
Zivilorganisationen, die sich mit den Rechten für die Arbeitsmigranten einsetzen, werden mit 
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strengen Kontrollen und Auflagen konfrontiert. Die chinesische Zentralregierung lässt sich 
sowohl in der Migrationsdebatte von der Europäischen Union oder von akademischen 




Analysekategorie 6: Hierarchie - Markt 
In dieser Kategorie werden die Strukturen, in denen die staatlichen bzw. privaten Akteure 
handeln, erläutert. Hier ist die Frage, ob Entscheidungen innerhalb der Institutionen nur von 
einigen Personen, sprich Entscheidungsträger ohne des gemeinsamen Konsens oder auch die 
Einbindung von anderen Akteuren getroffen werden. Auch das Vorhandensein von einer 
Netzwerkstruktur in der chinesischen Migrationspolitik, wo staatliche und private Akteure 
zusammen Entscheidungen beeinflussen können, wird untersucht.  
Die chinesische Regierung kann durch ihre Geschichte als hierarchisch und autoritär 
bezeichnet werden. Seit der Entstehung der Volksrepublik China im Jahr 1949 durch den Sieg 
Mao Tse Dongs, ist China kommunistisch geprägt und wird von der kommunistischen Partei 
regiert. Obwohl andere Parteien existieren, agieren sie unter der Führung von der 
kommunistischen Partei und jede unabhängig agierende Organisation oder Partei wird 
unterdrückt. Somit hat die kommunistische Partei in der Volksrepublik China die alleinige 
Herrschaft über das Volk. Da aber das Land sehr groß ist, hat nicht immer nur die 
kommunistische Partei die alleinige Entscheidungskraft bei der Gestaltung von Gesetzen. 
Hinzu kommen verschiedene Akteure der Bürokratie und Personen, die nicht in der 
Zentralregierung agieren, die auch Einfluss auf die Entscheidungsfindung haben. Diese 
politischen Akteure arbeiten auf regionalen und lokalen Ebenen, kommen aber auch von 
akademischen Expertenkreisen und Denkfabriken und geben ihre Vorschläge weiter. 
Mittlerweile geben auch Akteure der Wirtschaft, Wissenschaftler und Intelektuelle der 
Gesellschaft ihre Vorschläge ein. (Martin 2010:1)  
In der Migrationspolitik werden die Entscheidungen durch das Ministerium für öffentliche 
Sicherheit im Namen der kommunistischen Partei getroffen. Die chinesische Regierung 
arbeitet sehr wohl mit Experten in der Migrationspolitik und holt sich Vorschläge für die 
Implementierung eines moderneren Migrationsgesetzes. Obwohl die Zahl der 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) in China seit dem Ende des Kalten Krieges auf über 
zwei Millionen gestiegen ist, sind diese NGOs durch eine ambivalente Haltung der 
Zentralregierung geprägt. Auf der einen Seite wird die Arbeit der NGOs benötigt um die 
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Probleme der Migranten zu behandeln, wie zum Beispiel das Verteilen von Nahrungsmittel 
für nordkoreanische Flüchtlinge im Nordosten Chinas, aber andererseits sind die Regelungen 
für die NGOs von stark restriktivem Charakter. Viele agieren daher illegal und diese illegalen 
NGOs haben überhaupt keine Möglichkeit bei der Entscheidungsfindung teil zu haben. (Brie 
und Pitzker 2004:15) 
Netzwerkstrukturen kann man in der chinesischen Migrationspolitik nur zwischen 
ausgewählten Expertenkreisen, Wissenschaftler und Behörden von der Zentralregierung 
erkennen. Es ist somit ein sehr hierarchisch geprägter Regierungsapparat, der hier auf 
Vorschläge angewiesen ist, aber Entscheidungen im eigenen Gremium selbst trifft.    
 
Analysekategorie 7: zentrierte - verteilte Autorität 
Die Problematik, mit der sich die chinesische Zentralregierung auseinander setzen muss, ist 
die, dass das Durchsetzen von Maßnahmen auf einem sehr großen Territorium wie der 
Volksrepublik China sehr schwer ist. Die Zentralregierung in Peking verabschiedet die 
Gesetze und Normen in der Migrationspolitik, aber nichts desto trotz lässt man auf regionaler 
bzw. lokaler Ebene den Behörden vor Ort Maßnahmen treffen. Dies hat auch den Grund, dass 
die Problematik und das Profil der Migranten je nach Region und Provinz verschieden sind. 
Transnationale Migranten, sei es legal oder illegal, sind im letzten Jahrzehnt derart gestiegen, 
dass zum Beispiel Pekings „Korea Town“ in Wangjing schon mehr als 200.000 Koraner 
beherbergt (Huanqiu 2009) oder das sich im Jahr 2010 in Shanghai über 50.000 Japaner mehr 
als sechs Monate aufgehalten haben (Renmin Wang 2011). In Yiwu gibt es einen 
orientalischen Bazar und in Guangzhou leben die meisten Migranten aus dem afrikanischen 
Kontinent. (Wangyi Xinwen 2009)  
Auch weibliche Migranten aus Asien spielen hier eine große Rolle. Vor allem 
Arbeitsmigranten aus den Philippinen, die als Hausmädchen beschäftigt sind, belaufen sich 
jedes Jahr auf ca. 140.000 allein in Hong Kong. Durch das Ansteigen der Löhne21 in China 
beginnen auch viele dieser Hausmädchen in Peking, Shanghai und Shenzhen zu arbeiten. 
(Zhongguo Wang 2011)  
Als Resultat der Ein-Kind Politik, die im Jahr 1979 als Methode für Familienplanung und 
Geburtenkontrolle seitens der chinesischen Regierung eingeführt worden war, ist die 
männliche Bevölkerung gestiegen. Durch die erhöhte Anzahl von der männlichen 
Bevölkerung und die hohen Hochzeitskosten bei einer Heirat mit einer chinesischen Frau, 
kam es dann zu einem Heiratsengpass, welches dann die Anfrage nach ausländischen Frauen 
                                                 
21
 Law Evening News berichtet, unter Berufung auf das Finanzinstitut Credit Suisse, dass man einen Anstieg der chinesischen Löhne bis   
2015 um 139 Prozent erwarte. (www.emfis.com) 
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erhöhte. Die meisten Frauen, die durch die Hochzeit mit einem chinesischen Mann nach 
China kamen, sind aus Russland, Nordkorea, Vietnam, Laos und Myanmar. Somit sind 
Frauen aus Asien ein nicht zu übersehbarer Teil der Migrationsbewegung nach China. (US 
Department of State 2010)  
In der Provinz Yunnan, in der Nähe von Myanmar haben die lokalen Behörden ein 
Politprogramm gestartet, indem sie eine „Blue card“ für ausländische Frauen ausstellten um 
sie zu registrieren. Mehrheitlich sind das in dieser Region Frauen aus Burma. Dieses Projekt 
hat mehrere Ziele, wie zum Beispiel die Registrierung multinationaler Ehen bei der lokalen 
Behörde, die dann zur Zentralregierung weitergeleitet wird um zu zeigen, wie hoch der Bedarf 
für eine modernere Migrationspolitik ist. Die auf illegaler Weise nach China gekommenen 
Frauen verlieren ihren Status der Illegalität und erhalten einen legalen Aufenthaltsstatus. Und 
somit haben die Ehefrauen dieser chinesischen Männer auch Zugang zur öffentlichen 
Gesundheitsvorsorge. Dieses Projekt ist momentan nur in der Provinz Yunnan, in der 
Präfektur Dehong von der Zentralregierung genehmigt worden und erreicht nur eine kleine 
Menge dieser Migranten. (Haimei 2011)         
Um in der Volksrepublik China fundamentale Änderungen in der Migrationspolitik 
herbeizuführen, wird es unerlässlich sein, dass nicht nur die Zentralregierung Maßnahmen 
setzt sondern auch den lokalen Behörden in Regionen mit vielen Migrationsproblemen die 
Möglichkeit gegeben wird bei der Maßnahmentreffung einen Spielraum zu lassen. 
(Rosenblum 2010) 
 
Analysekategorie 8: institutionalisierte - nicht-institutionalisierte Interaktionen 
In der Volksrepublik China wurde das im Jahr 1985 verabschiedete und seit 1986 in Kraft 
getretene Immigrationsgesetz nicht geändert, aber sehr wohl angepasst. Es wird durch 
Vorschläge seitens der nicht-institutionaliserten Denkfabriken und wissenschaftlichen 
Expertenkreisen gemacht und über die kommunistische Partei, die vom Politbüro und 
ständigem Komitee besteht angepasst. Die Vertreter der Zentralregierung sind nicht nur in der 
Partei tätig sondern sitzen auch in nicht-institutionalisierten Organisationen, wissenschaftliche 
Arbeitskreisen und auch in Universitäten. Die Verteilung der politischen Macht zwischen der 
Partei und der Zentralregierung macht es sehr unübersichtlich welche Schlüsselpersonen die 
höchste Autorität besitzt Maßnahmen und Entscheidungen zu treffen. Die Dominanz der 
wirtschaftlichen Akteure, die wissenschaftlichen Expertenkreisen und anderen Akteuren in 
der Migrationspolitik zeigen in den letzten Jahren eine erhöhte Teilnahme an der 
Migrationsdebatte. Die Denkfabriken sind sehr stark mit der Zentralregierung verbunden und 
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hier erkennt man ganz klar, dass diese verstärkt im Interesse der kommunistischen Partei 
beraten und Vorschläge abgeben. (Martin 2010:11) 
Obwohl die Volksrepublik China Mitglied bei der UNHCR (United Nations High 
Commissioner for Refugees) ist, sind die Behandlungen der nordkoreanischen Flüchtlinge 
seitens der chinesischen Zentralregierung nicht transparent genug. Seitens der chinesischen 
Zentralregierung haben die geflüchteten Nordkoreaner kein Recht politisches Asyl zu 
beantragen. Dies liegt an den bilateralen Abkommen zwischen der Volksrepublik China und 
der Demokratischen Republik Korea, sprich Nordkorea, dass im Fall der Übertretung von der 
chinesisch-norkoreanischen Grenze seitens der Nordkoreaner, diese wieder zurück zu ihrer 
Heimat entsendet werden. Aber in der Praxis wurden diese Maßnahmen durch den Druck  der 
internationalen Zivilorganisationen minimiert, sodass viele nordkoreanische Flüchtlinge sich 
auf chinesischem Territorium aufhalten. Es ist hier schwer und durchsichtig welche Rolle die 
chinesische Zentralregierung einnimmt, da sie auf offizieller Ebene den Verbündeten des 
nordkoreanischen Regimes22 spielt, aber auf der anderen Seite als Mitglied der UNHCR die 
Situation der Flüchtlinge bewältigen muss. Es ist absolut nicht im Interesse der chinesischen 
Führung, die Region um die Grenze zu Nordkorea zu destabilisieren und so muss ein Weg 
gefunden werden, der beide Seiten zufrieden stellt. (Margesson, Avery und Bruno 2007:12) 
Man erkennt in China, dass die Interaktionen zwischen der Regierung und den Organisationen, 
die unter der Kontrolle der Regierung sind, gemeinsam schnellere Maßnahmen treffen können, 
aber für komplett unabhängigen Nichtregierungsorganisationen aus dem Ausland ist es sehr 
schwer einen Konsens zu bilden und Vorschläge entgegenzunehmen um sie folgend dann zu 
implementieren. Diese vielen Probleme in der Migrationspolitik Chinas sind in den 
institutionellen Regelungen nicht verankert und werden mit der verändernden wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Situation in China in naher Zukunft nicht leichter werden. 
 




Analysekategorie 1: gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law) 
In Südkorea ist die Migrationspolitik durch die Einbindung des Justizministeriums, 
Arbeitsministeriums, Gesundheitsministeriums und das Ministerium für internationale 
                                                 
22
 Die Volksrepublik China und Nordkorea haben eine lange diplomatische Beziehung seit dem China auf Seite der Nordkoreaner im 
Koreakrieg (1950-1953) mitkämpfte. 1961 schloss man das Sino-North Korean Mutual Aid and Cooperation Friendship Treaty ab, welches 
1981 und 2001 bis ins Jahr 2021 verlängert wurde. 
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Angelegenheiten und Handel gekennzeichnet. Die Migrationsplitik beruht auf das 
Immigrationskontrollgesetz (Immigration Control Act), welches im Jahr 1963 in Kraft trat 
und danach zwölf Mal, zuletzt im Jahr 2002, angepasst wurde. Dieses Gesetz beinhaltet die 
Kontrolle von koreanischen und nicht-koreanischen Staatsbürger bei der Einreise, Ausreise 
und den Aufenthaltsstatuts auf südkoreanischem Territorium. In diesem Gesetz wird auch die 
Flüchtlingsfrage, Asylfrage und auch die Arbeitserlaubnis für Migranten behandelt. (Ministry 
of Legislation) Die direkte Behörde, die im Rahmen der Migration tätig ist, ist das 
Immigrationsbüro (Korean Immigration Bureau), welches direkt dem Justizministerium 
unterstellt ist. Im Allgemeinen kann sich ein Ausländer 90 Tage lang in Südkorea aufhalten 
und bei einem längeren Aufenthalt muss sich die Person bei den Behörden melden und 
registrieren. Solche Anträge müssen direkt beim Immigrationsbüro gestellt werden. Es gibt 
verschieden Kategorien der Visa in Südkorea, aber es gibt zwei große Unterscheidungen, 
nämlich eine Visumkategorie, welches eine mehrmalige Einreise erlaubt und eine 
Visumkategorie, die nur eine einzige Einreise erlaubt. Das Visum, welches nur für eine 
einzige Einreise ausgestellt wird, ist das Touristenvisum mit einer Länge von drei Monaten. 
Das Visum mit der mehrmaligen Einreise und Ausreise wird meistens von Arbeitsmigranten 
verwendet. (Korea Immigration Service 2011) 
Diese Maßnahmen sind rechtlicher Natur und somit für jeden verbindlich, aber mit dem 
Anstieg der Migranten in Südkorea wurde der Regierung bewusst, dass es essentiell ist ein 
Integrationsprogramm zu entwickeln um das Zusammenleben von Einheimischen und 
Migranten in der Zukunft zu verbessern. Eines dieser Programme nennt sich KIIP (Korean 
Immigration and Integration Program). Dieses Programm wurde seitens des 
Justizministeriums implementiert und hat das Ziel die koreanische Sprache und die 
koreanische Kultur den Migranten zu lehren. Die Kurse sind in fünf Schwierigkeitsgraden 
aufgeteilt und ist vor allem für Migranten konstruiert worden, die die Absicht haben die 
koreanische Staatsbürgerschaft zu erlangen. Aber dieses Programm ist nicht verpflichtend und 
liegt nicht unter einer rechtlichen Verbindlichkeit. (www.korea4expats.com)  
Aber nichts desto trotz probiert die südkoreanische Regierung die Kontrolle über die 
Migration zu haben und die Migrationspolitik ist verstärkt durch rechtliche Verbindlichkeiten 
gekennzeichnet.        
 
Analysekategorie 2: starr - flexible Ansätze zur Durchführung 
In der koreanischen Migrationspolitik, muss alle fünf Jahre eine Novellierung des 
Migrationsgesetzes stattfinden, um es an den gegebenen Umständen anzupassen.  
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“The Minister of Justice, in consultation with the heads of relevant central administrative 
agencies, shall establish the Basic Plan for Immigration Policy every five years.” (Article 5 of 
Act on the Treatment of Foreigners in Korea) 
 
In Südkorea gibt es zwei signifikante Gruppen, die den größten Anteil der Migranten 
ausmachen. Dies sind die Arbeitsmigranten und die Ausländer, die durch Heirat mit einem 
südkoreanischen Staatsbürger sich in Südkorea aufhalten. Die Regierung musste mit der 
hohen Anzahl der illegalen Arbeitsmigranten Lösungen finden, wie sie diese Migranten am 
besten registriert und von der Illegalität wegbringen kann. So wurde der südkoreanischen 
Regierung bewusst, dass es nur mit standardisierten Regelungen das Problem nicht in den 
Griff bekommen kann. So wurde das Basic Act on the Treatment of Foreigners in Korea 
geschaffen, um langfristig ein Integrationsprogramm für die Migranten durchzuführen, 
welches Flexibilität zulässt. (Cho 2011:9)  
Das Justizministerium hat im Jahr 2007 eine Visumkategorie geschaffen, welches für Arbeiter 
eine mehrmalige Einreise und Ausreise aus Südkorea ermöglichte. Dieses Work Visit 
Program erlaubte auch ethnischen Koreaner aus China oder aus der ehemaligen Sowjetunion 
nach Südkorea zu reisen und auch in den Industrien mit hohem Arbeitsmangel zu arbeiten. Es 
wurde ihnen auch erlaubt, Familienmitglieder nach Südkorea einzuladen. Mit dieser 
Richtlinie erhöhte man den Anteil der ethnischen Koreanern unter den Arbeitsmigranten auf 
bis zu 50%. (Cho 2011:10) 
Obwohl bis zuletzt standardisierte Regelungen, wie das implementieren von Trainee-
Programmen durchgeführt worden sind um die Engpässe am südkoreanischen Arbeitsmarktes 
mit günstigen Arbeitsmigranten zu kompensieren, werden mittlerweile vermehrt flexiblere 
Ansätze sichtbar, die sich an die jeweilige Situation anpasst und ständig mit Einbindung von 
Zivilorganisationen getätigt werden. Der enorme Anstieg der Migranten und das Entstehen 
von Regionen mit einem hohen Anteil von Ausländer macht es notwendig, dass die 
Migrationsdebatte einen hohen Stellenwert in der südkoreanischen Politikagenda hat. 
       
Analysekategorie 3: Präsenz - Fehlen von Sanktion 
Im Immigration Control Act der Republik Korea steht die Handhabung von 
Gesetzübertretungen der Migranten. Um die einzelnen Sanktionen und um die Rechte der 
Migranten zu erklären hat die südkoreanische Regierung diese Information auf ihrer Internet-
Seite publiziert. Es ist im Immigration Control Act festgeschrieben, dass jede Verletzung der 
Artikel 93, Sektion 2, 93-3, 94, 95, 97, 98, 99, 99-2, 99-3 und 100 strafrechtliche Folgen hat 
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und mit Sanktionen geahndet wird. Folgend ist eine Skizzierung des Ablaufes seitens der 





Bei Überschreiten der Aufenthaltsdauer wird man seitens der südkoreanischen 
Immigrationsbehörde festgenommen und eventuell in das Heimatland abgeschoben, wenn 
man nicht freiwillig das Land in einer bestimmten Zeit verlässt. Man kann aber von der 
Schubhaft kurzzeitig entlassen werden, wenn beweisbare Gründe vorliegen. Diese wären die 
Beeinträchtigung der Gesundheit aufgrund der Schubhaft und zusätzlich muss eine Kaution 
von mindestens zehn Millionen koreanischen Won (ca. € 6.782.-) hinterlassen werden. Die 
Freilassung von der Schubhaft ist mit mehreren Konditionen verbunden, die bei 
Nichteinhaltung ebenso sanktioniert wird. Abschiebungen können per Gesetz innerhalb sieben 
Tagen nach Entschluss durchgeführt werden. (www.immigration.go.kr) 
Auf der anderen Seite haben Zivilorganisationen in Südkorea es geschafft, dass es auch 
Sanktionen für Arbeitgeber gibt. Das Fehlen von Sanktion für Unternehmer veranlasste 14 
Arbeitsmigranten aus Nepal, Bangladesh, Äthiopien und den Philippinen eine Demonstration 
zu veranstalten, indem sie sich im Hauptgebäude der CCEJ23 (Citizen’ Coalition for Economic 
Justice) für 29 Tage einquartierten. Es endete mit dem Versprechen des südkoreanischen 
Arbeitsministeriums, die menschenrechtliche Situation der Arbeitsmigranten zu verbessern. 
Dies passierte im Jahr 1994 und nachdem die Umsetzung seitens des Ministeriums 
                                                 
23
 Die CCEJ wurde 1989 gegründet und kämpft für die wirtschaftliche Gerechtigkeit, Schutz der Umwelt, für die Wiedervereinigung Koreas 
und für die soziale und demokratische Entwicklung in Südkorea. Sie hat momentan mehr als 35.000 Mitgleider. (www.ccej.or.kr)  
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schleppend war, haben sich ein Jahr danach wiederum 13 nepalesische Arbeitsmigranten in 
die Myongdong Kathedrale24 einquartiert um für mehr Rechte zu demonstrieren. Die Strategie, 
diese Kampagne über die Medien zu betreiben, war ein Erfolg und so bekamen sie auch in der 
Bevölkerung Gehör. Die Regierung akzeptierte die unmenschlichen Konditionen der 
Arbeitsmigranten und versprach ihnen den Schutz gegen Gewalt, die Entnahme der 
Reisepässe seitens der Arbeitgeber und die direkte Ausbezahlung ihres Gehalts. Obwohl das 
Problem mit den illegalen Arbeitsmigranten schwerwiegend ist, hat der südkoreanische 
Gerichtshof entschieden, dass die Rechte der illegalen Arbeitsmigranten auch geschützt 
werden müssen. Im Jahr 1998 wurden die illegalen Arbeitsmigranten in das Labor Standards 
Act integriert und somit können Arbeitgeber genauso bestraft werden für Delikte gegen 
illegale Arbeitsmigranten wie bei einheimische Arbeitnehmer. (Lim 2002:20) 
Um aber den Kampf gegen illegale Migranten fortzusetzen und diese zu reduzieren, 
verkündete das Justizministerium, dass illegale Migranten im Zeitraum zwischen Mai 2010 
und August 2010 bei einer freiwilligen Ausreise keine Sanktionen zu befürchten haben. Dies 
beinhaltete die Befreiung von einer finanziellen Strafe und des fünf-jährigen Einreiseverbotes. 
Zu diesem Zeitpunkt rechnete man mit ungefähr 180.000 illegalen Migranten auf 
südkoreanischem Territorium. (Kim 2010)  
Das Justizministerium wendete sich auch an Unternehmen, dass sie bei der Bekanntmachung 
von illegalen Arbeitsmigranten in diesem Zeitraum keine Strafe zahlen müssen. Gesetzlich 
liegen die Strafen für Unternehmer, die illegale Arbeitsmigranten unter Vertrag haben bei 
einer Summe von 20 Millionen koreanischen Won (ca. € 13.563.-).  Diese Methode wurde 
schon 2003 und 2005 seitens des Justizministeriums angewendet und zu diesen Zeiten 
verließen fast 1.800 illegale Migranten das Land. Trotzdem proklamierte das südkoreanische 
Justizministerium eine starke Zusammenarbeit mit der lokalen Polizei um mit scharfen 
Sanktionen gegen illegale Migranten vorzugehen. (One Click Law 2011) 
 
Analysekategorie 4: gesetzliche Regelungen - Verfahrensregelungen 
In dieser Kategorie wird untersucht, ob die politischen Maßnahmen in der südkoreanischen 
Migrationspolitik nur auf fixe Standards beruhen oder ob hier doch mit Einbindung von 
Vorschlägen seitens nicht-staatlicher Akteure vorhanden sind. Dadurch, dass ein großer Teil 
der Migranten sich in Südkorea als Arbeitsmigranten aufhalten, gibt es mehrere 
Zivilorganisationen, die sich mit arbeitsrechtlichen Themen beschäftigen und auch gewisses 
Gehör seitens der Regierung bekommen. Eine der größeren Organisation, nämlich die 
                                                 
24
 Die Myongdong Kathedrale ist die Kathedrale des römisch-katholischen Erzbischofs in Südkorea und ist das Symbol des Christentums in 
Südkorea. 
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Foreign Workers‘ Labor Counseling Office (FWLCO) kämpft für die Probleme und Rechte 
der Arbeitsmigranten und wird von mehr als 20.000 Arbeitsmigranten aus 53 Staaten 
vertreten. Die FWLCO hat dadurch viele Fälle, die sie den Behörden weiterleitet. Außer 
dieser FWLCO gibt es in Südkorea noch ca. 120 anderen Organisationen, die sich mit den 
Rechten der Arbeitsmigranten befassen und viele darunter sind auch kirchliche 
Organisationen. Diese Organisationen zeigen auf, dass die Trainee-Programme, die seitens 
der südkoreanischen Regierung implementiert wurden, nur dazu dienen um mit billige 
Arbeitsmigranten aus dem Ausland die Engpässe am südkoreanischen Arbeitsmarkt zu 
kompensieren. Die Umstände mit denen diese Arbeitsmigranten konfrontiert sind, sind 
gekennzeichnet durch billiger Lohn, Gewalt und Unterdrückung. Somit beteiligen sich 
Zivilorganisationen wie der Joint Committee for Migrant Workers in Korea (JCMK), Lawyers 
for a Democratic Society (Minbyun), Citizens‘ Coalition for Economic Justice (CCEJ), Labor 
Pastoral Commission of the Archdiocese, Association for Foreign Workers‘ Human Rights 
und andere bei der Gestaltung der Migrationsgesetze in dem sie der Regierung Maßnahmen 
vorschlagen und Druck machen um bei der Reformierung der Gesetze teilhaben zu können. 
Die südkoreanische Regierung registrierte diese Zivilorganisationen Anfang der 90er Jahre, 
aber die Vorschläge wurden eher schleppend wahrgenommen. Einen großen Schritt machten 
die Zivilorganisationen mit der engeren Zusammenarbeit mit Regierungsmitgliedern. Im 
Jänner 2002 wurde der ehemalige Aktivist, Bang Yong Seok zum Arbeitsminister seitens der 
südkoreanischen Regierung bestellt und mit der Präsidentschaft von Kim Dae-jung wurden 
die Anliegen und Vorschläge der Zivilorganisationen angenommen und teils auch umgesetzt. 
Nichts desto trotz konnte man nicht alle Anliegen seitens der südkoreanischen Regierung 
bearbeiten und so wird kontinuierlich Druck seitens der Zivilorganisationen gemacht um auf 
die Verletzung bzw. Fehlen von Rechten für die legalen und die illegalen Arbeitsmigranten 
aufmerksam zu machen. Es wird nicht nur auf die Regierung Druck gemacht sondern auch 
über die Medien auf die Zivilgesellschaft aufmerksam gemacht wie es um die Situation der 
Migranten steht. (Lim 2002:18) 
Die südkoreanische Regierung besteht auf die standardisierten Regelungen, aber trotzdem, 
abhängig von der Regierungskonstelation und den Akteuren in der Regierung, werden hier 
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Politics-Dimension 
 
Analysekategorie 5: nur staatliche Akteure – nur private Akteure involviert 
Die Akteure, die in der südkoreanischen Migrationspolitik tätig sind, kommen vor allem aus 
dem staatlichen Apparat, aber auch verschiedene Zivilorganisationen sind hier tätig die um 
die Rechte der Migranten kämpfen. Die meisten Zivilorganisationen kämpfen für die Rechte 
der Arbeitsmigranten. Die Demokratisierung in den 70er und 80er Jahren des letzten 
Jahrhunderts in Südkorea ermöglichte eine gute Vernetzung der Zivilorganisationen, wo die 
meisten von der christlichen Kirche stammen und schafften es effizient Druck auf die 
Regierung in der Migrationsdebatte auszuüben. (Yamanaka 2011:92) 
Die südkoreanische Regierung implementierte, wie die japanische Regierung ein Industrial 
Technical Trainee Program (ITTP) um die illegalen und unqualifizierten Arbeitsmigranten zu 
legalisieren. Wie in Japan konnten diese Arbeitsmigranten unter diesem Trainee Programm 
nicht den Schutz des südkoreanischen Arbeitsgesetzes genießen. Ihnen war es auch verboten 
sich zu versammeln und Gewerkschaften zu gründen um ihre Rechte einsetzen zu können. 
(Yamanaka 2011:94) 
Das Resultat dieses Programms resultierte nicht in die gewünschte Legalisierung der illegalen 
Arbeitsmigranten sondern durch die sehr niedrige Bezahlung beschlossen viele dieser 
Arbeitsmigranten auf illegaler Weise einer anderen Arbeit nachzugehen. Mit der 
Nichteinhaltung der Verträge als Trainees wurden die Arbeitsmigranten als Illegale eingestuft 
und somit stieg die Anzahl der illegalen Arbeitsmigranten von 66.000 im Jahr 1992 auf 
148.000 im Jahr 1997. Somit wurde klar, dass das Trainee Programm überdacht werden 
musste und gescheitert war. Wohingegen die japanische Regierung ein spezielles Visum für 
die Nikkeijin schaffte, kam es in Südkorea zu keiner Veränderung und hier machten die 
Zivilorganisationen enormen Druck bis im Jahr 2007 das Working Visit System geschafft 
wurde, welches erlaubte, wie in Japan, den Migranten mit koreanischen Vorfahren 25  in 
Südkorea die Möglichkeit zu geben, legal arbeiten und leben zu können. Migranten mit 
koreanischen Vorfahren konnten so für eine Periode von drei Jahren ohne eines speziellen 
Antrags in Südkorea sich aufhalten und arbeiten. (Seok 2009:124) 
In Südkorea wird den Zivilorganisationen im Gegensatz zu Japan oder China viel mehr 
Spielraum gegeben und es ist nicht bürokratisch kompliziert hier eine Zivilorganisation bzw. 
Nichtregierungsorganisation zu gründen. Südkoreanische Zivilorganisationen nehmen effektiv 
über die Medien und durch enge Kontakte zu Regierungsmitgliedern an der Migrationspolitik 
                                                 
25
 Migranten mit koreanischen Vorfahren gibt es weltweit fast 6 Millionen, aber die am meisten, die vom Working Visit System profitieren 
konnten waren die Koryo-saram, deren Vorfahren nach Zentralasien emigriert sind. 
 - 66 - 
teil. Die Nichterkennung der Probleme der Migranten in Südkorea führte dazu, dass sich die 
Zahl der illegalen Migranten erhöhte und so erkannte man, wie wichtig die Einbindung der 
Zivilorganisationen ist. Am Anfang konnten die Zivilorganisationen keine hohe Effizienz 
gegen die Machenschaften des Justiz- und Arbeitsministerium zeigen, die stark in der 
südkoreanischen Migrationspolitik involviert sind. Erst Mitte der 90er Jahre konnte durch 
Demonstrationen und gut organisierte Kampagnen in der Öffentlichkeit Ziele erreicht werden, 





Analysekategorie 6: Hierarchie - Markt 
Die südkoreanische Regierung ist durch eine hierarchische Struktur gekennzeichnet und in der 
Migrationspolitik ist das oberste Entscheidungsorgan das Justizministerium, welches eng mit 
dem Arbeitsministerium und den unterstellten Immigrationsbehörden zusammenarbeitet. Bis 
in den 90er Jahren trug die südkoreanische Regierung selbst die Entscheidungen und 
Entscheidungsträger, sprich politische Akteure entschieden ohne die Einbeziehung von 
Zivilorganisationen oder unabhängigen Akteuren. Mit dem enormen Anstieg der Migranten 
Ende der 80er Jahre in Südkorea, entschied sich die Regierung das Industrial Technical 
Trainee Program (ITTP) zu installieren um auf günstiger Weise, die Löcher der 
Arbeitsengpässe in Südkorea zu füllen. Dies wurde im Jahr 1991 implementiert und resultierte 
im Gegenzug zu einem Anstieg der illegalen Arbeitsmigranten. (Yamanaka 2011:100) 
Anders als bei der japanischen Regierung hat die südkoreanische Regierung sich entschieden 
das Trainee Programm im Jahr 2007 zu beenden und hat die Rechte der Arbeitsmigranten 
erhöht. Alle Arbeitsmigranten genießen den Schutz des Arbeitsrechts welches bis dahin nur 
den Einheimischen zustand. Zusätzlich zum Schutz konnten die Arbeitsmigranten ihre 
Arbeitsplätze wechseln, welches vorher nicht möglich war. Die südkoreanische Regierung 
erkannte, dass sie in der Migrationspolitik die Zivilorganisationen einbinden musste um 
konstruktive Lösungen zu finden und somit entwickelten sie eine enge Zusammenarbeit mit 
diversen Zivilorganisationen und Nichtregierungsorganisationen. Diese Zusammenarbeit 
wurde mehr und mehr wichtiger auch für die Zivilorganisationen um den Arbeitsmigranten zu 
ihrem Recht zu verhelfen und sie am südkoreanischen Arbeitsmarkt zu schützen. Es wurde 
seitens der südkoreanischen Regierung Zentren für Arbeitsmigranten installiert, wo die 
Leitung dieser Institutionen den Zivilorganisationen überlassen wird. Diese Zentren dienen als 
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Beratungsstellen und man kann hier die koreanische Sprache und die Kultur des Landes 
erlernen. Es wird sehr stark auf Integration in diesen Zentren gesetzt. (Yoon 2009:3) 
Man erkennt in der südkoreanischen Migrationspolitik eine netzwerkartige Struktur zwischen 
der Regierung und der Zivilorganisation und die Macht der Zivilorganisation kann in 
Südkorea nicht unterschätzt werden. Mit verschiedenen Methoden wird Druck auf die 
Regierung ausgeübt um für die Rechte der Migranten zu kämpfen, aber es gibt auch enge 
Verbindungen zu politischen Akteuren, die die Forderungen und Vorschläge der 
Zivilorganisationen in ihren politischen Entscheidungen einfließen lassen. (Yoon 2009:19)        
 
Analysekategorie 7: zentral - verteilte Autorität 
In der südkoreanischen Migrationspolitik erkennt man sehr wohl nicht nur eine zentral 
verteilte Autorität sondern auch eine Dezentralisierung auf lokaler Ebene. Lokale Akteure 
werden immer vermehrt in die Entscheidungsfindung miteinbezogen. Diese beinhalten lokale 
Zivilorganisationen, Arbeitergewerkschaften oder in Südkorea speziell christlich motivierte 
Kirchenorganisationen. (Lim 2002:20)  
Die südkoreanische Regierung erkannte erst im letzten Jahrzehnt die Wichtigkeit der 
Einbeziehung der lokalen Akteure, da ihre Migrationspolitik in der Reduzierung der illegalen 
Migranten und in der Integration der Ausländer keine positiven Resultate hervorbringen 
konnte. Zuerst probierte man durch strenge Kontrollmaßnahmen und die Implementierung des 
Industrial Training System (ITS) die Arbeitsengpässe mit günstigen Arbeitsmigranten zu 
füllen. Dieses Programm wurde zwischen 1990 und 2004 verwendet bis es offiziell durch das 
Employment Permit System (EPS) ersetzt wurde. Die Problematik des ITS war die Flucht der 
Arbeitsmigranten in die Illegalität, da die finanziellen Rahmenbedingungen nicht befriedigend 
für sie waren. Zusätzlich standen die Arbeitsmigranten, da sie als Trainee eingestuft wurden, 
nicht unter dem Schutz des Arbeiterrechts wie die Einheimischen. Folgend explodierte die 
Zahl der illegalen Migranten und zusätzlich kamen viele andere Migranten hinzu, die 
Südkorea zu ihrem Lebensmittelpunkt durch Familienzuführung oder Arbeit machten. Um 
hier auch bei der Integrationspolitik der Migranten nicht zu versagen, beschloss man vermehrt 
lokale Akteure einzubinden und das Resultat war das Basic Act on the Treatment of 
Foreigners in Korea um langfristig mit Einbindung der lokalen Akteure eine Lebensbasis für 
die Migranten zu schaffen. Die Migrationspolitik verbesserte sich zugunsten der Migranten 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen wurden auch besser. (Cho 2011:9)        
Das südkoreanische Justizministerium brachte Anfang 2009 eine Initiative heraus, die sich 
Korean Immigration and Integration Program (KIIP) nannte. Die Grundidee dieser Initiative 
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ist es auf freiwilliger Basis die koreanische Kultur und Sprache zu erlernen. Die 
Teilnehmerzahl ist ständig im steigen und dieses Programm wurde auch in einem 
Punktesystem integriert welches dann zur Erlangung der südkoreanischen Staatsbürgerschaft 
wichtig ist. Dieses Programm wird landesweit in mehreren Regionen durchgeführt und wird 
sehr positiv von den Migranten aufgenommen. (www.korea4expats.com) 
Die Initiativen werden hier in Zusammenarbeit der Zentralregierung und den lokalen 
Behörden durchgeführt. Die Zivilorganisationen haben hier auch eine Beraterrolle, da sie sich 
direkt mit den Problemen der Migranten sich auseinandersetzen. Man erkennt, dass in 
Südkorea viel mehr lokale Behörden in der Migrationspolitik eingebunden werden und auch 
die Zivilorganisationen Erfolge erzielen konnten in der Durchsetzung von politischen 
Maßnahmen betreffend der Arbeitsmigranten. 
  
Analysekategorie 8: institutionalisierte - nicht-institutionalisierte Interaktionen 
Die südkoreanische Migrationspolitik wird über die koreanische Immigrationsbehörde, 
welches dem Justizministerium untersteht und in Verbindung mit dem Arbeitsministerium, 
Gesundheitsministerium und dem Ministerium für internationale Angelegenheiten und Handel 
durchgeführt. Diese Ministerien arbeiten zusammen und beruhen sich auf die folgenden 
Gesetzesgebungen:  Nationality Act, Immigration Control Act, Multicultural Families Support 
Act und dem Framework Act on Treatment of Foreigners. (Baker und McKenzie 2011:450) 
Im ersten Basisplan für Migrationspolitik seitens der Regierung für den Zeitraum 2008-2012 
wird die Verteilung der Rollen der Institutionen erwähnt, welches langfristig und transparent 
sein soll. Die Wichtigkeit der Einbindung der lokalen Behörden und die Interaktionen mit 
Zivilorganisationen werden stark betont, welche aber noch in der Anfangsphase der 
Umsetzung steht. Die Vorschläge im Basisplan für 2008-2012 wird folgend unter dem Punkt 
2.1. definiert: 
 
• The government will help immigrants to adapt, eradicate discriminationagainst immigrants, 
and promote the public's understanding of a multicultural society. 
• Given the limited resources for policy implementation, the government must strategically 
determine what social adaptability support will be delivered to whom, and how. 
- Immigrants who settle in Korea will be the priority. Among them, the most vulnerable 
people will be the first recipients of the adaptability support program. 
-  Support for instruction on Korean language and society is first, for it serves as the basis for 
other forms of supports, including welfare and consulting services. 
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- A service delivery system will be established and led by local governments to best reflect 
regional characteristics and demand. 
- A mid-/long-term policy direction will be established by the central government, along with 
a cooperative system among the central, local governments and private groups. The central 
government will also design an assessment system to enhance effectiveness. 
• The ultimate goal of programs for enhancing the understanding of a multicultural society is 
to raise awareness and change the culture to meet the needs of a multicultural society. 
(The First Basis Plan for Immigration Policy 2008-2012:12) 
 
Nach Köllner weisen die südkoreanischen Parteien, seien sie Regierungsmitglied oder auch in 
der Opposition eine schwache Institutionalisierung auf. Die vergleichsweise sehr kurze 
Lebensdauer der Parteien und nur beschränkte Wechsel in der Parteiführung lassen einen 
ausgeprägten Personalismus erkennen, wo nicht die Organisation sondern die Führungsperson 
in den Vordergrund erscheint. Die schwache Institutionalisierung der Parteien ist auf 
historische Rahmenbedingung und Aspekte der politischen Kultur zurückzuführen, die diese 
nicht förderlich machten. Die wichtige Stellung des Präsidenten in Südkorea führt auch dazu, 
dass politische Führungspersonen ihre Machtambitionen im Vordergrund stellen als die 
Stärkung ihrer Parteien. (Köllner 2003: 22)   
Somit hängen die Interaktionen zwischen staatlichen und privaten Akteuren stark von der 
Verbindung der politischen Personen ab, wie weit Einfluss auf die politischen Entscheidungen 
getragen werden können. Man kann aber auch erkennen, dass die südkoreanische 
Migrationspolitik in der Phase sich befindet, die Aufgaben- und Entscheidungskompetenzen 
richtig aufzuteilen. Der Verantwortungsbereich der Ministerien und der staatlichen Behörden 
sind zwar klar definiert, aber in der Verteilung der Aufgaben- und 
Entscheidungskompetenzen der Zivilorganisationen erkennt man keine klare Definition, 
obwohl sie sich sehr wohl, abhängig der Regierungskonstellation und der regierenden Person 
in Interaktionen mit der Zentralregierung befinden und versuchen ein oder andere 
Maßnahmen mitbeeinflussen zu können um die rechtlichen Rahmenbedingungen der 
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4. Zusammenfassung 
 
In der Zusammenfassung werde ich zuerst versuchen anhand meiner Analyse die 
Fragestellungen zu beantworten um einen Gesamtüberblick über die Migrationspolitik der 
japanischen, chinesischen und südkoreanischen Regierung zu schaffen.  
Die politische Haltung der japanischen Regierung zum Thema Migration kann man anhand 
der Analyse als konservativ bezeichnen. Der japanischen Regierung ist bewusst, dass wenn 
der japanische Staat die Zahl seiner Bevölkerung und Erwerbsbevölkerung oder deren 
Verhältnis beibehalten möchte, die dringende Notwendigkeit besteht eine offenere und 
effizientere Migrationspolitik einzuführen. Speziell in der Arbeitsmigration fehlen noch 
umfassende rechtliche Rahmenbedingungen, die es den Migranten erlauben, in Japan arbeiten, 
leben und sich integrieren zu können. Die wirtschaftliche Notwendigkeit einer Öffnung des 
japanischen Arbeitsmarktes für Arbeitsmigranten wird allgemein akzeptiert, aber die 
Mehrheit der japanischen Gesellschaft ist hier unentschlossen. Die Thematisierung der 
Ausländer, die in Japan leben, hat sich in den letzten Jahren stark erhöht – nichts desto trotz 
gibt es noch verbreitet eine durchaus negative Einstellung unter der Bevölkerung gegenüber 
den Ausländern. Die Veralterung der japanischen Gesellschaft und das Fehlen von 
Arbeitskräften am heimischen Arbeitsmarkt zwingt die japanische Regierung ihre Haltung zu 
ändern, aber viele Faktoren, wie zum Beispiel die Gefahr des internationalen Terrorismus 
oder die sehr auf Homogenität bedachte japanische Bevölkerung führen zu einer politischen 
Haltung, die die Migrationspolitik mit großer Vorsicht behandelt. Auf internationaler Ebene 
arbeitet die japanische Regierung mit den anderen internationalen Organisationen zusammen 
um Vorschläge zur Reformierung von Migrationsgesetzen entgegen zu nehmen, aber in der 
Umsetzung auf nationaler Ebene bedarf es noch viel Arbeit um ein Umdenken der 
japanischen Gesellschaft gegenüber den Ausländern bzw. Migranten zu schaffen.  
Die japanische Regierung fördert kein spezielles Profil, aber man erkennt im Bereich der 
Arbeitsmigration Ansätze von Reformen. Zu einem attraktiven Zielland für Immigranten 
wurde Japan in den späten 1970er Jahren, als die Wirtschaft zum Wachsen begann. Der 
japanische Soziologe Hiroshi Komai unterscheidet hier vier Kategorien von Immigranten die 
das Ziel hatten nach Japan zu emigrieren. Die erste Kategorie sind weibliche Migranten aus 
den Ländern wie Philippinen, Korea, Taiwan und Thailand, die verstärkt in die Sexindustrie 
arbeiteten. In der zweiten Kategorie werden die Flüchtlinge aus Vietnam, Kambodscha und 
Laos erwähnt. In der dritten Kategorie fallen die Rückwanderer aus China und Lateinamerika, 
 - 71 - 
sprich Japaner in der zweiten bzw. dritten Generation und in der letzten Kategorie gehören die 
Geschäftsleute aus den USA und Europa. (Komai 2001: 16-17)        
Der richtige Schwung in der Arbeitsmigration kam in den 80er Jahren, als das japanische 
Wirtschaftswachstum unübersehbar war und die Nachfrage nach Arbeitskräften zum Steigen 
begann. Arbeitsmigration in Japan ist eng beschränkt und man lässt im Grunde nur gut 
Ausgebildete zu, aber nichts desto trotz gibt es hier Schlupflöcher, wodurch auch ungebildete 
Migranten die Möglichkeit erlangen eine Arbeit in Japan nachzugehen. Die Gründe hier 
liegen in der Verflechtung von verschiedenen Interessensgruppen, vor allem der Ministerien 
und dem Wirtschaftssektor. Bei den Ministerien sind beteiligt das MOJ (Ministerium für 
Justiz), MOFA (Ministerium für Auswärtiges), MEXT (Ministerium für Erziehung, Kultur, 
Sport, Wissenschaft und Technologie) und das MHLW (Ministerium für Gesundheit, Arbeit 
und Wohlfahrt). Auf der anderen Seite der Akteure stehen der japanische Wirtschaftsverband 
(Nippon keidanren) und die internationalen Organisationen, die auf die Regierung Druck 
ausüben. Das MOFA hat hier eine wichtige Aufgabe indem sie bilaterale Abkommen mit 
Staaten abschließt, die an einem offenen japanischen Arbeitsmarkt interessiert sind. Hier wird 
ein wichtiges Augenmerk auf den Pflegedienstleistungssektor gelegt. Auf der japanischen 
Seite ist es hier wichtig, dass auch die ausländischen Pflegekräfte, die die Absicht haben in 
Japan tätig zu werden, der japanischen Sprache mächtig sind. Anhand von verschiedenen 
Symposien und Diskussionsplattformen mit Einbindung von internationalen Organisationen 
veranstaltet das auswärtige Ministerium Konferenzen um das Thema der Integration von 
Arbeitsmigranten und die Eindämmung der Illegalität von Migranten. Die japanische 
Regierung ist in einem Prozess um die Herausarbeitung von einer effizienteren 
Migrationspolitik. Es ist wichtig nicht nur die Reglements der Einreise-, Aufenthalt- und 
Ausreiseformalitäten zu reformieren sondern in naher Zukunft auch essentiell die Frage der 
Integration zu behandeln. Um den Erhalt des sozialen Systems in Japan gewährleisten zu 
können, wird die japanische Gesellschaft und die Politik auf ausländische Arbeitskräfte 
angewiesen sein. Um ein konfliktfreies Zusammenleben zwischen Japanern und Immigranten 
zu schaffen, wird es wichtig sein, das Klischeebild des „Ausländers“ aus Sicht der 
japanischen Bevölkerung abzulegen und zusammen eine Integrationspolitik zu führen, die auf 
beiden Seiten ermöglicht unter die gleichen Rahmenbedingungen leben zu können. Man kann 
in diesem Zusammenhang die Frage stellen, ob die Interessen der Wirtschaftsverbände mit 
dem zunehmenden demographischen Druck ein Umdenken in der öffentlichen Meinung und 
der politischen Richtlinien erzielen kann.  
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Die Haltung zur Migrationspolitik seitens der chinesischen Regierung ist eher defensiv zu 
bezeichnen und noch schwer zu beurteilen, da die Migrationsbewegung erst seit kurzem ihren 
Lauf genommen hat. China war bis zum Ende des letzten Jahrhunderts stark durch die 
Binnenmigration im eigenen Land und einer starken Migrationsbewegung nach außen 
gekennzeichnet. Die wirtschaftliche Situation generell und die Kluft zwischen Stadt und Land 
waren die ausschlaggebenden Gründe. Viele Chinesen wanderten von den ländlichen 
Gebieten in die Städte der Ostküste und ins Ausland wanderten die meisten Richtung Amerika, 
Australien oder nach Europa. Die chinesische Regierung versuchte in der Vergangenheit 
anhand von Siedlungsprogrammen den unbesiedelten Nordosten des Landes gezielt zu 
besiedeln. Die Angst der chinesischen Regierung war die, dass die Landflucht zu einer 
Destabilisierung der Städte führen könnte. Mit der neuen Migrationswelle von außen, mit der 
die chinesische Regierung in der heutigen Zeit konfrontiert ist, erkennt man eine erhöhte 
Diskussionsbereitschaft das Thema der Migrationspolitik zu behandeln. Aber die Größe des 
Landes und die Durchsetzung der Gesetze bereitet der Regierung in Peking Schwierigkeiten 
und bremst die Umsetzung. Mittlerweile hat China durch die Ein-Kind-Politik, die in den 
Jahren 1979/1980 eingeführt wurde um die Überbevölkerung einzudämmen, einen Frauen-
Mangel in den ländlichen Gebieten. Dies führt dazu, dass sich lokalen Männer mit 
ausländischen Frauen ehelichen. Viele davon kommen aus den benachbarten Staaten 
Kambodscha, Vietnam, Myanmar, Laos oder Thailand. Hinzu kommen die Flüchtlinge aus 
Nordkorea, die sich im Nordwesten des Landes aufhalten und die chinesische Regierung 
keinen Asylstatus verleiht. Außerdem befinden sich viele illegale Arbeitsmigranten aus 
Südostasien, die in den Städten als Hausmädchen arbeiten. Diese Migrationsbewegungen sind 
auf das enorme Wirtschaftswachstum in China zurückzuführen und für viele Ausländer ergibt 
sich somit die Möglichkeit die eigene Lebensqualität, verglichen mit ihrem Heimatland zu 
erhöhen. Die chinesische Regierung ist hier überfordert um eine Regelung für die Migration 
zu finden, die effizient und kontrollierbar über das ganze Land ist. Man führt Diskussionen 
mit wissenschaftlichen Expertengruppen und internationalen Organisationen, aber ein 
richtiger Weg konnte bis jetzt noch nicht gefunden werden. Man bekommt den Eindruck, dass 
die chinesische Regierung mit Vorsicht das Migrationsthema behandeln möchte um keine 
Destabilisierung zu provozieren.  
So wie viele andere Staaten in der Migrationsdebatte bevorzugt die chinesische Regierung gut 
ausgebildete Fachkräfte, wenn es um Migration geht. Hier wird auch von Expertengruppen 
und Denkfabriken Information und Beratung geholt um gezielt gut ausgebildete Menschen 
aus dem Ausland zu locken um auf nationaler Ebene einen Mehrwert zu schaffen. 
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Mittlerweile wird auch viel über die Rückholung von Auslandschinesen diskutiert die vor 
einigen Jahrzehnten das Land Richtung Westen verlassen haben und die Möglichkeit hatten 
als zweite Generation im Westen gut ausgebildet zu werden. Dies betrifft auch die 
ansteigende Zahl der internationalen Studenten in den Universitäten in den Großstädten auf 
der Ostküste Chinas. Die Vernachlässigung der anderen Migrationsgruppen, die zum Teil 
nicht so gut ausgebildet sind, da sie politische Flüchtlinge bzw. durch 
Familienzusammenführungen nach China kamen, wird stark seitens der internationalen 
Organisationen kritisiert. Die Kritik geht insbesondere der Behandlung und dem Schutz der 
Flüchtlinge, Asylanten und den ungebildeten Arbeitern, die keinerlei Rechte besitzen, obwohl 
die chinesische Zentralregierung seit 1982 auch die Genfer Flüchtlingskonvention 
unterzeichnet hat, welches die Rechtsgrundlage für das Amt des Hohen    
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) ist. Auf regionalen Gebieten gibt es 
Politprojekte um die Registrierung von Migranten voranzutreiben und sie dann in das soziale 
System eingliedern zu können. Dies führt auch in die Eindämmung der Anzahl der illegalen 
Migranten. Diese Projekte werden nur in einigen Provinzen durchgeführt und man wird in 
naher Zukunft sehen, ob diese Projekte sich positiv auf die Gesellschaft auswirken und auch 
eine Art Integration für die Migranten darstellen können.  
Die südkoreanische Regierung zeigt in der Migrationspolitik einerseits eine strikte Haltung, 
die aber doch durch liberalere Aspekte im Gegensatz zur japanischen und chinesischen 
Regierung gekennzeichnet ist. Die liberalen Aspekte sind dadurch gekennzeichnet, dass die 
Interaktionen zwischen der südkoreanischen Regierung und den Zivilorganisationen 
intensiver sind, als die der Zivilorganisationen in Japan oder China. Nichts desto trotz hatte 
die südkoreanische Regierung in der Vergangenheit auch keinen rechtlichen Schutz den 
Arbeitsmigranten gewährleistet. Die Haltung der südkoreanischen Regierung hat sich 
demnach durch die Partizipation der Zivilorganisationen bei der Diskussion um die 
Migrantenproblemen geändert. Mittlerweile legt die Regierung in Seoul eine hohe Priorität an 
einer Herausarbeitung eines Planes, der die Integration und das Zusammenleben von 
Einheimischen und Fremden verbessern soll. Diese Integrationspläne beinhalten auch 
ungezwungenen Sprach- und Kulturprogramme, die das Verständnis auf beiden Seiten 
verbessern soll. Die südkoreanische Regierung betont stets, die illegalen Migranten, die sich 
im Land befinden, hart zu bestrafen und proklamiert die Eindämmung der Zahl der Illegalen, 
und entwickelt auf der anderen Seite Integrationsprogramme zusammen mit 
Zivilorganisationen für Migranten, die sich auf legaler Weise in Südkorea aufhalten und die 
Absicht haben länger zu bleiben.  
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Die südkoreanische Regierung hat für das Profil der Arbeitsmigranten, wie in Japan diverse 
Programme entwickelt. Diese Programme dienten dazu um Arbeitsmigranten kurzfristig bei 
einheimischen Unternehmen einstellen zu lassen, wo es an Arbeitskräfte mangelte. Anhand 
dieses Programms konnte man sehr günstige Arbeitskräfte ins Land holen, wo sie nur eine 
befristete Arbeitserlaubnis besaßen und so nach Ablauf der Zeit das Land verlassen mussten. 
Hinzu kam der Ausschluss der Arbeitsmigranten aus jeglichem Arbeitsschutz. Vielen 
Arbeitsmigranten wurde der Reisepass vom Arbeitgeber bei Arbeitsantritt abgenommen und 
mussten unter unmenschlichen Konditionen ihre Arbeit leisten. Dies führte dazu, dass viele 
dieser Arbeitsmigranten die Arbeit niederließen und untertauchten. So stieg die Zahl der 
illegalen Migranten ins unermessliche. Für eine andere Migrationsgruppe, nämlich Ausländer 
mit koreanischen Vorfahren, die aber in Russland oder China aufgewachsen sind, lockerte 
man die Arbeits- und Aufenthaltsregelungen und so kamen im letzten Jahrzehnt viele dieser 
Ausländer nach Südkorea um zu arbeiten. Nichts desto trotz hat die südkoreanische Regierung 
auch Interesse an gut ausgebildete Arbeitsmigranten, die im Rahmen der südkoreanischen 
Großunternehmen weltweit einsetzbar sind und so einen Mehrwert für die einheimische 
Wirtschaft darstellen. In naher Zukunft wird sich zeigen, wie die südkoreanische Regierung 
die illegalen Migrantenzahl senken kann und parallel dazu die Integration der Zuwanderer zu 
forcieren um ein funktionierendes Zusammenleben innerhalb der verschiedenen 
Gesellschaften zu schaffen.  
Generell verfolgen die Regierungen Japans, Chinas und Südkoreas eine Migrationspolitik, die 
illegale Migranten bestraft und deportiert und parallel dazu wollen sie gut ausgebildete 
Arbeitsmigranten, die in den jeweiligen Branchen die Lücken füllen. Südkorea hat hier 
erkannt, dass eine Integrationspolitik das Zusammenleben von Ausländern und Einheimischen 
vereinfacht und die Migranten entkriminalisiert. Denn in jeden der Länder, erhält man den 
Anschein, dass durch die Medien und der Politik, die Migranten als Verbrecher dargestellt 
werden. In der japanischen Migrationspolitik gibt es noch wenige Interaktionen zwischen der 
Regierung und den Zivilorganisationen, die sich um die Rechte der Migranten einsetzen. In 
Japan probiert die Regierung die Zivilorganisationen zu kontrollieren um ihren Einfluss auf 
die Migrationspoliotik zu schwächen. Dafür ist die Lobby der Großunternehmen sehr stark 
und verhandelt intensiv mit der Regierung um eine Lockerung der Debatte um die 
Arbeitsmigranten zu erreichen, da in Japan die Nachfrage nach Arbeitskräften in 
verschiedenen Dienstleistungssektoren unerlässlich ist. In China existieren viele 
Zivilorganisationen, die aber meistens Förderungen von der Zentralregierung erhalten und 
somit unter deren Kontrolle steht. Hier legt die chinesische Regierung viel Wert auf die 
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Zerschlagung von Streiks und Demonstrationen von Arbeitsmigranten, die um ihre Rechte 
kämpfen. Der Unterschied für die chinesische Regierung in der Migrationspolitik ist der, dass 
die beiden anderen Staaten Japan und Südkorea viel früher mit der Migrationswelle 
konfrontiert wurden. Japans Wirtschaft wuchs in den 80er Jahren stark an, in Südkorea 
begann das Wachstum in den 90er Jahren und danach kam der wirtschaftliche Schwung nach 
China und desto höher das Wirtschaftswachstum in einem Land ist, desto attraktiver ist es für 
Migranten ihre eigene Heimat zu verlassen und in diesen Ländern zu emigrieren. Japan und 
Südkorea haben Programme für Arbeitsmigranten installiert, die teils das Ziel verfehlten und 
die illegalen Arbeitsmigranten steigerte. Anhand dieser Programme wurden viele 
Arbeitsmigranten wirtschaftlich ausgenützt und konnten keine Rechte wie die Einheimischen 
genießen, welches dazu führte, dass viele von ihnen in die Illegalität gingen um sich so ihre 
erhoffte Lebensqualität zu sichern, welches aber nicht immer gelang. Japan und Südkorea 
sind geprägt durch eine sehr homogene Gesellschaft und hier die Akzeptanz für Migranten zu 
erhöhen in der Gesellschaft ist für die jeweilige Politik sehr schwer. Obwohl die japanische 
und die südkoreanische Migrationspolitik ähnliche Anhaltspunkte haben, kann man erkennen, 
dass die südkoreanische Regierung durch den Druck der Zivilorganisationen, Tendenzen zu 
einer intensiven Zusammenarbeit mit den Zivilorganisationen für die Migranten zeigt. Hier 
spielten christliche Vereinigungen und Gewerkschaften eine große Rolle, die das Unrecht der 
Migranten öffentlich aufzeigen konnte. Die japanische Regierung ist mit den 
Zivilorganisationen in Kontakt und man führt auch zusammen Diskussionen und holt 
Verbesserungsvorschläge ein, aber der Einfluss deren ist noch als sehr minimal zu bezeichnen. 
Das große Territorium und die vielen Nachbarstaaten, von denen China umgeben ist, führt 
dazu, dass die chinesische Regierung die Schwierigkeit hat ihre Grenzen gegen illegale 
Migranten zu kontrollieren. Deswegen ist es von hoher Priorität für die chinesische 
Zentralregierung die Grenzkontrollen zu verschärfen um so die illegalen Migranten in den 
Griff zu bekommen. Seit den Olympischen Spielen in Peking im Jahr 2008 erkennt man auch 
unter der Bevölkerung die vermehrende Anzahl von Ausländern und der chinesischen 
Regierung ist es auch bewusst, das im Bereich der Migrationspolitik in China 
Handlungsbedarf besteht. Die Gespräche und Beratungen seitens der Expertenkreise mit den 
Politikern werden vorangetrieben, aber Fortschritte, die radikale Änderungen in der 
chinesischen Migrationspolitik zeigen laut internationalen Beobachter und 
Zivilorganisationen keine großen Fortschritte.  
Anhand dieser Arbeit erkennt man, wie wichtig und produktiv es sein kann, wenn man bei der 
politischen Entscheidungsfindung nicht nur staatliche Akteure sondern auch private 
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Interessensvertreter, wie Nichtregierungsorganisationen an der Mitgestaltung von diversen 
Politikbereichen teilhaben lässt. Hier ist es wichtig, dass unter den Zivilorganisationen 
wirklich von staatlichen Organen unabhängig agierende Akteure dabei sind. Obwohl die 
Grundeinstellung der japanischen, südkoreanischen und chinesischen Regierung in der 
Migrationsdebatte sehr ähnlich ist, ist in jedem Land die Entwicklung und Umsetzung 
verschieden. In Südkorea erkennt man starke Partizipationen seitens der Zivilorganisation, die 
sich positiv auf die Migrationspolitik ausgewirkt haben. Hier wird auch stark darauf geachtet, 
dass anhand von Integrationsprogrammen das Zusammenleben zwischen Migranten und 
Einheimischen gefördert wird. In China wird es für eine absehbare Zeit sehr schwer sein, dass 
Zivilorganisationen bei der Entscheidungsfindung in der Migrationspolitik teilhaben werden 
können, aber in Japan wird vor allem auf lokaler Ebene von den Behörden eine intensivere 
Zusammenarbeit mit den Zivilorganisationen gefordert um effektiver Probleme in der 
Migrationspolitik in den Griff zu bekommen. 
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In dieser Masterarbeit wird die Migrationspolitik der japanischen, chinesischen und der 
südkoreanischen Regierung anhand einer Governance-Analyse untersucht. In der Analyse 
wird das Governance-Modi von Treib, Bähr und Falkner in Betracht gezogen um die 
Gegenüberstellung und die Vernetzung von staatlichen und privaten Akteuren in der 
Migrationspolitik der jeweiligen Staaten zu untersuchen.  
Am Anfang dieser Arbeit wird auf die Situation der globalen Migrationspolitik Stellung 
genommen und folgend das Governance-Modi von Treib, Bähr und Falkner erläutert. Anhand 
dieses Governance-Modis kann man neun Analysekategorien in der politischen Entscheidung 
erkennen, die in einer Gegenüberstellung zwischen staatlichen und privaten Akteuren stehen. 
Diese Analysekategorien werden wiederum in drei Teilbereiche der Politikwissenschaft, 
nämlich Policy, Politics und Polity aufteilen. Aufgrund von Ähnlichkeiten einiger 
Analysekategorien wird in dieser Arbeit die Zahl von neun auf acht reduziert um eine 
ausgewogene Aufteilung zu bekommen.  
In der Policy-Ebene, wo es um politische Maßnahmen geht, werden die Kategorien 1 bis 4, 
nämlich gesetzliche – nicht-gesetzliche Verbindlichkeiten (Soft Law) (1), starre - flexible 
Ansätze zur Durchführung (2), Präsenz - Fehlen von Sanktionen (3) und gesetzliche 
Regelungen - Verfahrensregelungen (4) im Rahmen der Migrationspolitik analysiert. In der 
prozessorientierten Politics-Ebene wird auf die Involvierung der nur staatlichen Akteure – nur 
private Akteure (5) Bezug genommen. In der dritten und letzten Polity-Ebene wird im 
Rahmen der Katgeorien 6 bis 8, die institutionelle Struktur der Politik analysierte, nämlich 
anhand der folgenden Kategorien: Hierarchie - Markt (6), zentrierte - verteilte Autorität (7) 
und die institutionalisierten - nicht institutionalisierten Interaktionen (8).      
Diese acht Kategorien werden hinsichtlich der Migrationspolitik in den zu untersuchenden 
Staaten angewendet um so der Antwort der Fragestellungen, wie der politischen Haltung der 
Staaten zur Migrationsplitik oder ob ein bestimmtes Profil der Migranten gefördert wird und 
ob es zwischen den Regierungen Japans, Chinas und Südkorea Anhaltpunkte in der 
Migrationspolitik gibt näher zu kommen.  
Alle drei Staaten sind keine typischen Immigrationsländer, aber mit der Globalisierung und 
den enormen wirtschaftlichen Wachstum in den letzten Jahrzehnten wurden sie immer 
attraktiver für Migranten und andererseits erhöhte sich der Arbeitskräftemangel in gewissen 
 - 88 - 
Branchen in diesen Ländern und so stieg die Debatte um die Migrationspolitik in Japan, China 
und Südkorea stetig an. Anhand dieser Masterarbeit erkennt man den Wunsch seitens der 
Regierungen eine kontrollierte Migrationspolitik zu schaffen um hochqualifizierte 
Arbeitsmigranten ins Land zu holen, aber der Prozess und die Umsetzung ist je nach Staat 
verschieden. Durch die Analysekategorien von Treib, Bähr und Falkner bekommt man eine 
Einsicht in die jeweiligen Staaten, wie die staatlichen Akteure politische Entscheidungen mit 
oder ohne Beteiligungen von Zivilorganisationen durchführt. Alle drei Staaten sind als 
konservativ in der Migrationspolitik zu bezeichnen und verfolgen einen traditionellen 
Governance-Modus. In der südkoreanischen Migrationspolitik erkennt man aber vermehrt die 
Teilnahme von Zivilorganisationen in den Entscheidungsprozessen. Seitens der 
Zivilorganisationen erfährt man hier wie wichtig es ist, auf die Problematik der Migranten 
einzugehen um in der Gesellschaft ein zufriedenstellendes Zusammenleben zu erreichen und 


























This master thesis is about the analysis of the migration policy of the Japanese, Chinese and 
South Korean government using a Governance-Mode of Treib, Bähr and Falkner. Using this 
Governance-Mode the involving of private and public actors in the migration policy is 
analyzed.  
At the beginning of the thesis the situation about the global migration policy and a detailed 
overview of the Governance-Mode of Treib, Bähr and Falkner are described. Within the 
Governance-Mode we can categorize nine different denominations which show the 
comparison of private and public actors in the political decision making. These denominations 
are again divided in the three political-dimensions policy, politics and polity. Due to some 
denominations which are very similar the denominations are changed from nine to eight to get 
a balanced analysis. 
Within the policy-dimension, which deals with political measures, the denominations 1 to 4 
are analyzed. This includes legal bindingness - soft law (1), rigid - flexible approach to 
implementation (2), presence - absence of sanctions (3), and material - procedural regulation 
(4). In the process-orientated politics-dimension there is only one category, namely the only 
public - only private actors involved (5). Finally within the polity-dimension the institutional 
structure is analyzed. The denominations 6 to 8 deals with hierarchy - market orientated 
structure (6), central - dispersed locus of authority (7), and institutionalised - non 
institutionalised interactions (8).  
These eight denominations are used to analyze the migration policy in the three East Asian 
countries mentioned above to approach to the answers of the main questions of this thesis. 
The main questions are: Which political positions have the Japanese, Chinese, and the South 
Korean government towards migration policy? Do these governments favour a special profile 
of immigrants? Are there visible similarities between these three governments regarding 
migration policy? 
Japan, China and South Korea are not typical immigration countries, but due to the rapid 
economic growth and the globalization in the last decades these countries attract more and 
more migrants from abroad. Also the growing demand of working force in these countries is 
one of the reasons why numbers of migrants are rising and the discussion about a modern 
migration policy is getting a high priority in these countries. By means of this thesis it gets 
clear that the government of Japan, China and South Korea are searching for a solution to 
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control the income of migrants and specialize the recruiting of educated working force from 
abroad. The actions which are taken to reach this goal are different in Japan, China and South 
Korea. Using the Governance-Mode of Treib, Bähr and Falkner the involvement of private 
and public actors gets clear in the migration policy. In general all three countries has a 
conservative migration policy and public actors are the main who are creating and 
participating in the migration policy but only in South Korea the involvement of civil 
organisation within the decision-making is visible. Civil organisations in all these countries 
suggest that the participation of them in migration policy will lead to a better outcome for 
every society to live beside migrants and to aid integration.    































Name: Hisao Daniel Kato 
Geburtsdatum/Ort: 12.März 1984, Wien/Österreich 
Wohnort: Wien 
Staatsbürgerschaft: Österreich 
Familienstand: verheiratet (2010), 1 Sohn (2011) 
 
Ausbildung: 
10/2010 - 2012 Masterstudium Wirtschaft und Gesellschaft Ostasien (Universität Wien) 
10/2007 - 08/2010 Bakkalaureatsstudium Japanologie (Universität Wien) 
10/2007 - Bakkalaureatsstudium Betriebswirtschaftslehre (Universität Wien) 
10/2005 - 07/2007 Diplomstudium Humanmedizin (Medizinische Universität Wien) 
 
Beruflicher Werdegang: 
07/2011 - Assistant to the Managing Director/ Geschäftsführung (Vollzeit) 
 Mitglied im Vorstand der IG Krugerstrasse 
 
Tenmaya GmbH  
 
Krugerstrasse 3, 1010 Wien, Österreich 
08/2009 – 06/2011 Supervisor (Vollzeit) 
 Tenmaya GmbH 
 Krugerstrasse 3, 1010 Wien, Österreich 




Krugerstrasse 3, 1010 Wien, Österreich 
02/2007 - 07/2007 Fussballkommentator (Teilzeit) 
 
Sport1.at/Red Bull Salzburg 
 
Hosnedlgasse 21, 1220 Wien, Österreich 
03/2004 - 04/2005 Auslandszivildiener (Vollzeit) 
 
CENCOS - Centro Nacional de Comunnicaion Social (NGO) 
 
Medellin 33, Col. Roma Norte, Mexiko-Stadt, Mexiko 
 
Sprachliche Kenntnisse: 
Deutsch Muttersprache 
Japanisch verhandlungssicher 
Englisch verhandlungssicher 
Spanisch verhandlungssicher 
 
